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GESCH˜FTSORDNUNG
DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Juli 1980 (BGBl. I S. 1237),

zuletzt ge�ndert laut Bekanntmachung
vom 29. Juli 2008 (BGBl. I S. 1712)

I. Wahl des Pr�sidenten, der Stellvertreter und Schriftf�hrer

§ 1
Konstituierung

(1) Der neugew�hlte Bundestag wird zu seiner ersten Sitzung vom
bisherigen Pr�sidenten sp�testens zum dreißigsten Tage nach der
Wahl (Artikel 39 des Grundgesetzes) einberufen.

(2) In der ersten Sitzung des Bundestages f�hrt das an Jahren �lte-
ste oder, wenn es ablehnt, das n�chst�lteste Mitglied des Bundesta-
ges den Vorsitz, bis der neugew�hlte Pr�sident oder einer seiner
Stellvertreter das Amt �bernimmt.

(3) Der Alterspr�sident ernennt Mitglieder des Bundestages zu vor-
l�ufigen Schriftf�hrern. Hierauf erfolgt der Namensaufruf der Mit-
glieder des Bundestages.

(4) Nach Feststellung der Beschlußf�higkeit wird die Wahl des Pr�-
sidenten, der Stellvertreter und der Schriftf�hrer vorgenommen.

> Artikel 39 Abs. 1 und 2 GG

§ 2
Wahl des Pr�sidenten und der Stellvertreter

(1) Der Bundestag w�hlt mit verdeckten Stimmzetteln (§ 49) in be-
sonderen Wahlhandlungen den Pr�sidenten und seine Stellvertre-
ter f�r die Dauer der Wahlperiode. Jede Fraktion des Deutschen
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Bundestages ist durch mindestens einen Vizepr�sidenten oder eine
Vizepr�sidentin im Pr�sidium vertreten.

(2) Gew�hlt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des
Bundestages erh�lt. Ergibt sich im ersten Wahlgang keine Mehr-
heit, so k�nnen f�r einen zweiten Wahlgang neue Bewerber vorge-
schlagen werden. Ergibt sich auch dann keine Mehrheit der Stim-
men der Mitglieder des Bundestages, findet ein dritter Wahlgang
statt. Bei nur einem Bewerber ist dieser gew�hlt, wenn er die Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Bei mehreren Be-
werbern kommen die beiden Bewerber mit den h�chsten Stimmen-
zahlen in die engere Wahl; gew�hlt ist, wer die meisten Stimmen
auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los
durch die Hand des amtierenden Pr�sidenten.

(3) Weitere Wahlg�nge mit einem im dritten Wahlgang erfolglosen
Bewerber sind nur nach Vereinbarung im �ltestenrat zul�ssig. Wer-
den nach erfolglosem Ablauf des Verfahrens nach Absatz 2 neue
Bewerber vorgeschlagen, ist neu in das Wahlverfahren gem�ß Ab-
satz 2 einzutreten.

> Artikel 40 Abs. 1 und Artikel 121 GG

§ 3
Wahl der Schriftf�hrer

Der Bundestag beschließt die Zahl der Schriftf�hrer. Sie k�nnen ge-
meinsam auf Grund eines Vorschlages der Fraktionen gew�hlt wer-
den. Bei der Festlegung der Zahl der Schriftf�hrer und ihrer Vertei-
lung auf die Fraktionen ist § 12 zu beachten.

II. Wahl des Bundeskanzlers

§ 4
Wahl des Bundeskanzlers

Die Wahl des Bundeskanzlers (Artikel 63 des Grundgesetzes) erfolgt
mit verdeckten Stimmzetteln (§ 49). Wahlvorschl�ge zu den Wahl-
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g�ngen gem�ß Artikel 63 Abs. 3 und 4 des Grundgesetzes sind von
einem Viertel der Mitglieder des Bundestages oder einer Fraktion,
die mindestens ein Viertel der Mitglieder des Bundestages umfaßt,
zu unterzeichnen.

> Artikel 63 GG
> Eidesleistung: Artikel 64 Abs. 2 GG
> Mehrheit der Mitglieder: Artikel 121 GG

III. Pr�sident, Pr�sidium und ˜ltestenrat

§ 5
Pr�sidium

Der Pr�sident und die stellvertretenden Pr�sidenten bilden das Pr�-
sidium.

§ 6
�ltestenrat

(1) Der �ltestenrat besteht aus dem Pr�sidenten, seinen Stellvertre-
tern und dreiundzwanzig weiteren von den Fraktionen gem�ß § 12
zu benennenden Mitgliedern. Die Einberufung obliegt dem Pr�si-
denten. Er muß ihn einberufen, wenn eine Fraktion oder f�nf vom
Hundert der Mitglieder des Bundestages es verlangen.

(2) Der �ltestenrat unterst�tzt den Pr�sidenten bei der F�hrung
der Gesch�fte. Er f�hrt eine Verst�ndigung zwischen den Fraktio-
nen �ber die Besetzung der Stellen der Ausschußvorsitzenden und
ihrer Stellvertreter sowie �ber den Arbeitsplan des Bundestages her-
bei. Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben ist der �ltestenrat kein
Beschlußorgan.

(3) Der �ltestenrat beschließt �ber die inneren Angelegenheiten
des Bundestages, soweit sie nicht dem Pr�sidenten oder dem Pr�si-
dium vorbehalten sind. Er verf�gt �ber die Verwendung der dem
Bundestag vorbehaltenen R�ume. Er stellt den Voranschlag f�r den

15 GESCH�FTSORDNUNG



Haushaltseinzelplan des Bundestages auf, von dem der Haushalt-
sausschuß nur im Benehmen mit dem �ltestenrat abweichen kann.

(4) F�r die Angelegenheiten der Bibliothek, des Archivs und ande-
rer Dokumentationen setzt der �ltestenrat einen st�ndigen Unter-
ausschuß ein, dem auch Mitglieder des Bundestages, die nicht Mit-
glied des �ltestenrates sind, angeh�ren k�nnen.

§ 7
Aufgaben des Pr�sidenten

(1) Der Pr�sident vertritt den Bundestag und regelt seine Ge-
sch�fte. Er wahrt die W�rde und die Rechte des Bundestages, f�r-
dert seine Arbeiten, leitet die Verhandlungen gerecht und unpartei-
isch und wahrt die Ordnung im Hause. Er hat beratende Stimme
in allen Aussch�ssen.

(2) Dem Pr�sidenten steht das Hausrecht und die Polizeigewalt in
allen der Verwaltung des Bundestages unterstehenden Geb�uden,
Geb�udeteilen und Grundst�cken zu. Der Pr�sident erl�ßt im Ein-
vernehmen mit dem Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und
Gesch�ftsordnung eine Hausordnung.

(3) Der Pr�sident schließt die Vertr�ge, die f�r die Bundestagsver-
waltung von erheblicher Bedeutung sind, im Benehmen mit seinen
Stellvertretern ab. Ausgaben im Rahmen des Haushaltsplanes weist
der Pr�sident an.

(4) Der Pr�sident ist die oberste Dienstbeh�rde der Bundestagsbe-
amten. Er ernennt und stellt die Bundestagsbeamten nach den ge-
setzlichen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften ein und ver-
setzt sie in den Ruhestand. Auch die nichtbeamteten Bediensteten
des Bundestages werden von dem Pr�sidenten eingestellt und ent-
lassen. Maßnahmen nach Satz 2 und 3 trifft der Pr�sident, soweit
Beamte des h�heren Dienstes oder entsprechend eingestufte An-
gestellte betroffen sind, im Benehmen mit den stellvertretenden
Pr�sidenten, soweit leitende Beamte (A16 und h�her) oder entspre-
chend eingestufte Angestellte eingestellt, bef�rdert bzw. h�herge-
stuft werden, mit Zustimmung des Pr�sidiums.
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(5) Absatz 4 gilt auch f�r die dem Wehrbeauftragten beigegebenen
Besch�ftigten. Maßnahmen nach Absatz 4 Satz 4 erfolgen im Be-
nehmen mit dem Wehrbeauftragten. F�r die Bestellung, Ernen-
nung, Umsetzung, Versetzung und Zurruhesetzung des Leitenden
Beamten ist das Einvernehmen mit dem Wehrbeauftragten erfor-
derlich. Der Wehrbeauftragte hat das Recht, f�r alle Entscheidun-
gen nach Absatz 4 Vorschl�ge zu unterbreiten.

(6) Ist der Pr�sident verhindert, vertritt ihn einer seiner Stellvertre-
ter aus der zweitst�rksten Fraktion.

> Artikel 40 Abs. 2 GG

§ 8
Sitzungsvorstand

(1) In den Sitzungen des Bundestages bilden der amtierende Pr�si-
dent und zwei Schriftf�hrer den Sitzungsvorstand.

(2) Der Pr�sident bestimmt im Einvernehmen mit seinen Stellver-
tretern die Reihenfolge der Vertretung. Sind Pr�sident und Stellver-
treter gleichzeitig verhindert, so �bernimmt der Alterspr�sident die
Leitung.

(3) Stehen die gew�hlten Schriftf�hrer f�r eine Sitzung des Bundes-
tages nicht in ausreichender Zahl zur Verf�gung, so bestellt der
amtierende Pr�sident andere Mitglieder des Bundestages als Stell-
vertreter.

§ 9
Aufgaben der Schriftf�hrer

Die Schriftf�hrer unterst�tzen den Pr�sidenten. Sie haben die
Schriftst�cke vorzulesen, die Verhandlungen zu beurkunden, die
Rednerlisten zu f�hren, die Namen aufzurufen, die Stimmzettel zu
sammeln und zu z�hlen, die Korrektur der Plenarprotokolle zu
�berwachen und andere Angelegenheiten des Bundestages nach
den Weisungen des Pr�sidenten zu besorgen. Der Pr�sident verteilt
die Gesch�fte.
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IV. Fraktionen

§ 10
Bildung der Fraktionen

(1) Die Fraktionen sind Vereinigungen von mindestens f�nf vom
Hundert der Mitglieder des Bundestages, die derselben Partei oder
solchen Parteien angeh�ren, die auf Grund gleichgerichteter politi-
scher Ziele in keinem Land miteinander im Wettbewerb stehen.
Schließen sich Mitglieder des Bundestages abweichend von Satz 1
zusammen, bedarf die Anerkennung als Fraktion der Zustimmung
des Bundestages.

(2) Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die Namen der
Vorsitzenden, Mitglieder und G�ste sind dem Pr�sidenten schrift-
lich mitzuteilen.

(3) Fraktionen k�nnen G�ste aufnehmen, die bei der Feststellung
der Fraktionsst�rke nicht mitz�hlen, jedoch bei der Bemessung der
Stellenanteile (§ 12) zu ber�cksichtigen sind.

(4) Mitglieder des Bundestages, die sich zusammenschließen wol-
len, ohne Fraktionsmindestst�rke zu erreichen, k�nnen als Gruppe
anerkannt werden. F�r sie gelten die Abs�tze 2 und 3 entspre-
chend.

(5) Technische Arbeitsgemeinschaften zwischen Fraktionen k�n-
nen nicht zu einer �nderung der Stellenanteile f�hren, die den
einzelnen Fraktionen nach ihrer St�rke zustehen.

§ 11
Reihenfolge der Fraktionen

Nach der St�rke der Fraktionen bestimmt sich ihre Reihenfolge. Bei
gleicher Fraktionsst�rke entscheidet das Los, das vom Pr�sidenten
in einer Sitzung des Bundestages gezogen wird. Erledigte Mitglie-
dersitze werden bis zur Neubesetzung bei der Fraktion mitgez�hlt,
die sie bisher innehatte.
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§ 12
Stellenanteile der Fraktionen

Die Zusammensetzung des �ltestenrates und der Aussch�sse sowie
die Regelung des Vorsitzes in den Aussch�ssen ist im Verh�ltnis der
St�rke der einzelnen Fraktionen vorzunehmen. Derselbe Grundsatz
wird bei Wahlen, die der Bundestag vorzunehmen hat, angewandt.

V. Die Mitglieder des Bundestages

§ 13
Rechte und Pflichten der Mitglieder des Bundestages

(1) Jedes Mitglied des Bundestages folgt bei Reden, Handlungen,
Abstimmungen und Wahlen seiner �berzeugung und seinem Ge-
wissen.

(2) Die Mitglieder des Bundestages sind verpflichtet, an den Arbei-
ten des Bundestages teilzunehmen. An jedem Sitzungstag wird eine
Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich die Mitglieder des Bundes-
tages einzutragen haben. Die Folgen der Nichteintragung und der
Nichtbeteiligung an einer namentlichen Abstimmung ergeben sich
aus dem Gesetz �ber die Rechtsverh�ltnisse der Mitglieder des
Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz).

> Artikel 38 Abs. 1 GG

§ 14
Urlaub

Urlaub erteilt der Pr�sident. Urlaub auf unbestimmte Zeit wird
nicht erteilt.

§ 15
Anfechtung und Verlust der Mitgliedschaft

Die Rechte eines Mitgliedes des Bundestages, dessen Mitgliedschaft
angefochten ist, regeln sich nach den Bestimmungen des Wahlpr�-
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fungsgesetzes. Nach diesem Gesetz richtet sich auch der Verlust der
Mitgliedschaft.

§ 16
Akteneinsicht und -abgabe

(1) Die Mitglieder des Bundestages sind berechtigt, alle Akten ein-
zusehen, die sich in der Verwahrung des Bundestages oder eines
Ausschusses befinden; die Arbeiten des Bundestages oder seiner
Aussch�sse, ihrer Vorsitzenden oder Berichterstatter d�rfen da-
durch nicht behindert werden. Die Einsichtnahme in pers�nliche
Akten und Abrechnungen, die beim Bundestag �ber seine Mitglie-
der gef�hrt werden, ist nur dem betreffenden Mitglied des Bundes-
tages m�glich. W�nschen andere Mitglieder des Bundestages etwa
als Berichterstatter oder Ausschußvorsitzende oder Pers�nlichkeiten
außerhalb des Hauses Einsicht in diese Akten, dann kann dies nur
mit Genehmigung des Pr�sidenten und des betreffenden Mitgliedes
des Bundestages geschehen. Akten des Bundestages, die ein Mit-
glied des Bundestages pers�nlich betreffen, kann es jederzeit ein-
sehen.

(2) Zum Gebrauch außerhalb des Bundeshauses werden Akten nur
an die Vorsitzenden oder Berichterstatter der Aussch�sse f�r ihre
Arbeiten abgegeben.

(3) Ausnahmen kann der Pr�sident genehmigen.

(4) F�r Verschlußsachen gelten die Bestimmungen der Geheim-
schutzordnung des Deutschen Bundestages (§ 17).

§ 17
Geheimschutzordnung

Der Bundestag beschließt eine Geheimschutzordnung, die Bestand-
teil dieser Gesch�ftsordnung ist (Anlage 3). Sie regelt die Behand-
lung aller Angelegenheiten, die durch besondere Sicherungsmaß-
nahmen gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte gesch�tzt
werden m�ssen.

GESCH�FTSORDNUNG 20



§ 18
Verhaltensregeln

Die vom Bundestag gem�ß § 44b des Gesetzes �ber die Rechtsver-
h�ltnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeordne-
tengesetz) zu beschließenden Verhaltensregeln sind Bestandteil die-
ser Gesch�ftsordnung (Anlage 1).

VI. Tagesordnung, Einberufung,
Leitung der Sitzung und Ordnungsma�nahmen

§ 19
Sitzungen

Die Sitzungen des Bundestages sind �ffentlich. Die �ffentlichkeit
kann nach Artikel 42 Abs. 1 des Grundgesetzes ausgeschlossen wer-
den.

> Artikel 42 Abs. 1 GG

§ 20
Tagesordnung

(1) Termin und Tagesordnung jeder Sitzung des Bundestages wer-
den im �ltestenrat vereinbart, es sei denn, daß der Bundestag vor-
her dar�ber beschließt oder der Pr�sident sie nach § 21 Abs. 1 selb-
st�ndig festsetzt.

(2) Die Tagesordnung wird den Mitgliedern des Bundestages, dem
Bundesrat und der Bundesregierung mitgeteilt. Sie gilt, wenn kein
Widerspruch erfolgt, mit Aufruf des Punktes 1 als festgestellt. Nach
Er�ffnung jeder Plenarsitzung kann vor Eintritt in die jeweilige
Tagesordnung jedes Mitglied des Bundestages eine �nderung der
Tagesordnung beantragen, wenn es diesen Antrag bis sp�testens 18
Uhr des Vortages dem Pr�sidenten vorgelegt hat.

(3) Nach Feststellung der Tagesordnung d�rfen andere Verhand-
lungsgegenst�nde nur beraten werden, wenn nicht von einer Frak-
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tion oder von anwesenden f�nf vom Hundert der Mitglieder des
Bundestages widersprochen wird oder diese Gesch�ftsordnung die
Beratung außerhalb der Tagesordnung zul�ßt. Der Bundestag kann
jederzeit einen Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung ab-
setzen, soweit diese Gesch�ftsordnung nichts anderes bestimmt.

(4) Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages m�ssen auf Verlan-
gen der Antragsteller auf die Tagesordnung der n�chsten Sitzung
gesetzt und beraten werden, wenn seit der Verteilung der Druck-
sache (§ 123) mindestens drei Wochen vergangen sind.

(5) Ist eine Sitzung wegen Beschlußunf�higkeit aufgehoben wor-
den, kann der Pr�sident f�r denselben Tag einmal eine weitere Sit-
zung mit derselben Tagesordnung einberufen. Innerhalb dieser Ta-
gesordnung kann er den Zeitpunkt f�r die Wiederholung der
erfolglosen Abstimmung oder Wahl festlegen oder sie von der Ta-
gesordnung absetzen, es sei denn, daß von einer Fraktion oder von
anwesenden f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages wi-
dersprochen wird.

§ 21
Einberufung durch den Pr�sidenten

(1) Selbst�ndig setzt der Pr�sident Termin und Tagesordnung fest,
wenn der Bundestag ihn dazu erm�chtigt oder aus einem anderen
Grunde als dem der Beschlußunf�higkeit nicht entscheiden kann.

(2) Der Pr�sident ist zur Einberufung des Bundestages verpflichtet,
wenn ein Drittel der Mitglieder des Bundestages, der Bundespr�si-
dent oder der Bundeskanzler es verlangen (Artikel 39 Abs. 3 des
Grundgesetzes).

(3) Hat der Pr�sident in anderen F�llen selbst�ndig eine Sitzung
anberaumt oder Nachtr�ge zur Tagesordnung festgesetzt, so muß er
bei Beginn der Sitzung die Genehmigung des Bundestages einho-
len.

> Artikel 39 Abs. 3 GG
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§ 22
Leitung der Sitzungen

Der Pr�sident er�ffnet, leitet und schließt die Sitzungen. Vor
Schluß der Sitzung gibt der Pr�sident nach den Vereinbarungen im
�ltestenrat oder nach Beschluß des Bundestages den Termin der
n�chsten Sitzung bekannt.

§ 23
Er�ffnung der Aussprache

Der Pr�sident hat �ber jeden Verhandlungsgegenstand, der auf der
Tagesordnung steht, die Aussprache zu er�ffnen, wenn sie nicht
unzul�ssig oder an besondere Bedingungen gekn�pft ist.

§ 24
Verbindung der Beratung

Die gemeinsame Beratung gleichartiger oder im Sachzusammen-
hang stehender Verhandlungsgegenst�nde kann jederzeit beschlos-
sen werden.

§ 25
Vertagung der Beratung oder Schluß der Aussprache

(1) Ist die Rednerliste ersch�pft oder meldet sich niemand zum
Wort, so erkl�rt der Pr�sident die Aussprache f�r geschlossen.

(2) Der Bundestag kann auf Antrag einer Fraktion oder von anwe-
senden f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages die Bera-
tung vertagen oder die Aussprache schließen. Der Antrag auf
Schluß der Aussprache geht bei der Abstimmung dem Antrag auf
Vertagung vor. Ein Antrag auf Schluß der Aussprache darf erst zur
Abstimmung gestellt werden, wenn jede Fraktion mindestens ein-
mal zu Wort gekommen ist.
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§ 26
Vertagung der Sitzung

Die Sitzung kann nur vertagt werden, wenn es der Bundestag auf
Vorschlag des Pr�sidenten oder auf Antrag einer Fraktion oder von
anwesenden f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages be-
schließt.

§ 27
Worterteilung und Wortmeldung

(1) Ein Mitglied des Bundestages darf nur sprechen, wenn ihm der
Pr�sident das Wort erteilt hat. Will der Pr�sident selbst sich als
Redner an der Aussprache beteiligen, so hat er w�hrend dieser Zeit
den Vorsitz abzugeben. Mitglieder des Bundestages, die zur Sache
sprechen wollen, haben sich in der Regel bei dem Schriftf�hrer,
der die Rednerliste f�hrt, zum Wort zu melden. Zur Gesch�ftsord-
nung und zur Abgabe von Erkl�rungen k�nnen Wortmeldungen
durch Zuruf erfolgen.

(2) F�r Zwischenfragen an den Redner und f�r Zwischenbemer-
kungen in der Aussprache �ber einen Verhandlungsgegenstand
melden sich die Mitglieder des Bundestages �ber die Saalmikrofone
zum Wort. Zwischenfragen und Zwischenbemerkungen, die kurz
und pr�zise sein m�ssen, d�rfen erst gestellt werden, wenn der
Redner sie auf eine entsprechende Frage des Pr�sidenten zul�ßt. Im
Anschluß an einen Debattenbeitrag kann der Pr�sident das Wort
zu einer Zwischenbemerkung von h�chstens drei Minuten erteilen;
der Redner darf hierauf noch einmal antworten.

§ 28
Reihenfolge der Redner

(1) Der Pr�sident bestimmt die Reihenfolge der Redner. Dabei soll
ihn die Sorge f�r sachgem�ße Erledigung und zweckm�ßige Gestal-
tung der Beratung, die R�cksicht auf die verschiedenen Parteirich-
tungen, auf Rede und Gegenrede und auf die St�rke der Fraktionen
leiten; insbesondere soll nach der Rede eines Mitgliedes oder Beauf-
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tragten der Bundesregierung eine abweichende Meinung zu Wort
kommen.

(2) Der erste Redner in der Aussprache zu Vorlagen von Mitglie-
dern des Bundestages soll nicht der Fraktion des Antragstellers an-
geh�ren. Antragsteller und Berichterstatter k�nnen vor Beginn und
nach Schluß der Aussprache das Wort verlangen. Der Berichterstat-
ter hat das Recht, jederzeit das Wort zu ergreifen.

§ 29
Zur Gesch�ftsordnung

(1) Zu einem Gesch�ftsordnungsantrag erteilt der Pr�sident vorran-
gig das Wort. Der Antrag muß sich auf den zur Beratung stehenden
Verhandlungsgegenstand oder auf die Tagesordnung beziehen.

(2) Der Pr�sident kann die Worterteilung bei Gesch�ftsordnungs-
antr�gen, denen entsprochen werden muß (Verlangen), auf den
Antragsteller, bei anderen Antr�gen auf einen Sprecher jeder Frak-
tion beschr�nken.

(3) Meldet sich ein Mitglied des Bundestages zur Gesch�ftsord-
nung zum Wort, ohne zu einem Gesch�ftsordnungsantrag spre-
chen oder einen solchen stellen zu wollen, so erteilt der Pr�sident
das Wort nach seinem Ermessen.

(4) Zur Gesch�ftsordnung darf der einzelne Redner nicht l�nger als
f�nf Minuten sprechen.

§ 30
Erkl�rung zur Aussprache

Zu einer Erkl�rung zur Aussprache wird das Wort nach Schluß, Un-
terbrechung oder Vertagung der Aussprache erteilt. Vorrangig kann
der Pr�sident das Wort zur direkten Erwiderung erteilen. Der Anlaß
ist ihm bei der Wortmeldung mitzuteilen. Mit einer Erkl�rung zur
Aussprache d�rfen nur �ußerungen, die sich in der Aussprache auf
die eigene Person bezogen haben, zur�ckgewiesen oder eigene Aus-
f�hrungen richtiggestellt werden; sie darf nicht l�nger als f�nf Mi-
nuten dauern.
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§ 31
Erkl�rung zur Abstimmung

(1) Nach Schluß der Aussprache kann jedes Mitglied des Bundesta-
ges zur abschließenden Abstimmung eine m�ndliche Erkl�rung,
die nicht l�nger als f�nf Minuten dauern darf, oder eine kurze
schriftliche Erkl�rung abgeben, die in das Plenarprotokoll aufzu-
nehmen ist. Der Pr�sident erteilt das Wort zu einer Erkl�rung in
der Regel vor der Abstimmung.

(2) Jedes Mitglied des Bundestages kann vor der Abstimmung er-
kl�ren, daß es nicht an der Abstimmung teilnehme.

§ 32
Erkl�rung außerhalb der Tagesordnung

Zu einer tats�chlichen oder pers�nlichen Erkl�rung außerhalb der
Tagesordnung kann der Pr�sident das Wort vor Eintritt in die Ta-
gesordnung, nach Schluß, Unterbrechung oder Vertagung einer
Aussprache erteilen. Der Anlaß ist ihm bei der Wortmeldung mit-
zuteilen. Die Erkl�rung darf nicht l�nger als f�nf Minuten dauern.

§ 33
Die Rede

Die Redner sprechen grunds�tzlich in freiem Vortrag. Sie k�nnen
hierbei Aufzeichnungen benutzen.

§ 34
Platz des Redners

Die Redner sprechen von den daf�r bestimmten Saalmikrofonen
oder vom Rednerpult aus.

§ 35
Rededauer

(1) Gestaltung und Dauer der Aussprache �ber einen Verhand-
lungsgegenstand werden auf Vorschlag des �ltestenrates vom Bun-
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destag festgelegt. Kommt es im �ltestenrat nicht zu einer Verein-
barung gem�ß Satz 1 oder beschließt der Bundestag nichts anderes,
darf der einzelne Redner in der Aussprache nicht l�nger als
15 Minuten sprechen. Auf Verlangen einer Fraktion kann einer
ihrer Redner eine Redezeit bis zu 45 Minuten in Anspruch neh-
men. Der Pr�sident kann diese Redezeiten verl�ngern, wenn der
Verhandlungsgegenstand oder der Verlauf der Aussprache dies na-
helegt.

(2) Spricht ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates oder
einer ihrer Beauftragten l�nger als 20 Minuten, kann die Fraktion,
die eine abweichende Meinung vortragen lassen will, f�r einen
ihrer Redner eine entsprechende Redezeit verlangen.

(3) �berschreitet ein Mitglied des Bundestages seine Redezeit, so
soll ihm der Pr�sident nach einmaliger Mahnung das Wort entzie-
hen.

§ 36
Sach- und Ordnungsruf

Der Pr�sident kann den Redner, der vom Verhandlungsgegenstand
abschweift, zur Sache verweisen. Er kann Mitglieder des Bundesta-
ges, wenn sie die Ordnung verletzen, mit Nennung des Namens
zur Ordnung rufen. Der Ordnungsruf und der Anlaß hierzu d�rfen
von den nachfolgenden Redner nicht behandelt werden.

§ 37
Wortentziehung

Ist ein Redner w�hrend einer Rede dreimal zur Sache oder dreimal
zur Ordnung gerufen und beim zweiten Male auf die Folgen eines
dritten Rufes zur Sache oder zur Ordnung hingewiesen worden, so
muß ihm der Pr�sident das Wort entziehen und darf es ihm in der-
selben Aussprache zum selben Verhandlungsgegenstand nicht wie-
der erteilen.
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§ 38
Ausschluß von Mitgliedern des Bundestages

(1) Wegen gr�blicher Verletzung der Ordnung kann der Pr�sident
ein Mitglied des Bundestages, auch ohne daß ein Ordnungsruf er-
gangen ist, f�r die Dauer der Sitzung aus dem Saal verweisen. Bis
zum Schluß der Sitzung muß der Pr�sident bekanntgeben, f�r wie-
viel Sitzungstage der Betroffene ausgeschlossen wird. Ein Mitglied
des Bundestages kann bis zu dreißig Sitzungstage ausgeschlossen
werden.

(2) Der Betroffene hat den Sitzungssaal unverz�glich zu verlassen.
Kommt er der Aufforderung nicht nach, wird er vom Pr�sidenten
darauf hingewiesen, daß er sich durch sein Verhalten eine Verl�n-
gerung des Ausschlusses zuzieht.

(3) Der Betroffene darf w�hrend der Dauer seines Ausschlusses
auch nicht an Ausschußsitzungen teilnehmen.

(4) Versucht der Betroffene, widerrechtlich an den Sitzungen des
Bundestages oder seiner Aussch�sse teilzunehmen, findet Absatz 2
Satz 2 entsprechend Anwendung.

(5) Der Betroffene gilt als nicht beurlaubt. Er darf sich nicht in die
Anwesenheitsliste eintragen.

§ 39
Einspruch gegen den Ordnungsruf oder Ausschluß

Gegen den Ordnungsruf oder den Ausschluß kann der Betroffene
bis zum n�chsten Plenarsitzungstag schriftlich begr�ndeten Ein-
spruch einlegen. Der Einspruch ist auf die Tagesordnung dieser Sit-
zung zu setzen. Der Bundestag entscheidet ohne Aussprache. Der
Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 40
Unterbrechung der Sitzung

Wenn im Bundestag st�rende Unruhe entsteht, die den Fortgang
der Verhandlungen in Frage stellt, kann der Pr�sident die Sitzung
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auf bestimmte Zeit unterbrechen oder aufheben. Kann er sich kein
Geh�r verschaffen, so verl�ßt er den Pr�sidentenstuhl; die Sitzung
wird dadurch unterbrochen. Zur Fortsetzung der Sitzung beruft der
Pr�sident ein.

§ 41
Weitere Ordnungsmaßnahmen

(1) Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglieder des Bundestages sind,
und Zuh�rer unterstehen der Ordnungsgewalt des Pr�sidenten.

(2) Wer auf den Trib�nen Beifall oder Mißbilligung �ußert oder
Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung des Pr�siden-
ten sofort entfernt werden. Der Pr�sident kann die Trib�ne wegen
st�render Unruhe r�umen lassen.

§ 42
Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundesregierung

Der Bundestag kann auf Antrag einer Fraktion oder von anwesen-
den f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages die Herbei-
rufung eines Mitgliedes der Bundesregierung beschließen.

> Artikel 43 Abs. 1 GG

§ 43
Recht auf jederzeitiges Geh�r

Die Mitglieder der Bundesregierung und des Bundesrates sowie ihre
Beauftragten m�ssen nach Artikel 43 Abs. 2 des Grundgesetzes auf
ihr Verlangen jederzeit geh�rt werden.

> Artikel 43 Abs. 2 GG

§ 44
Wiederer�ffnung der Aussprache

(1) Ergreift nach Schluß der Aussprache oder nach Ablauf der be-
schlossenen Redezeit ein Mitglied der Bundesregierung, des Bun-
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desrates oder einer ihrer Beauftragten zu dem Verhandlungsgegen-
stand das Wort, so ist die Aussprache wieder er�ffnet.

(2) Erh�lt w�hrend der Aussprache ein Mitglied der Bundesregie-
rung, des Bundesrates oder einer ihrer Beauftragten zu dem Ver-
handlungsgegenstand das Wort, so haben die Fraktionen, deren Re-
dezeit zu diesem Tagesordnungspunkt bereits ausgesch�pft ist, das
Recht, noch einmal ein Viertel ihrer Redezeit in Anspruch zu neh-
men.

(3) Ergreift ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates oder
einer ihrer Beauftragten das Wort außerhalb der Tagesordnung, so
wird auf Verlangen einer Fraktion oder von anwesenden f�nf vom
Hundert der Mitglieder des Bundestages die Aussprache �ber seine
Ausf�hrungen er�ffnet. In dieser Aussprache d�rfen keine Sachan-
tr�ge gestellt werden.

§ 45
Feststellung der Beschlußf�higkeit,

Folgen der Beschlußunf�higkeit

(1) Der Bundestag ist beschlußf�hig, wenn mehr als die H�lfte sei-
ner Mitglieder im Sitzungssaal anwesend ist.

(2) Wird vor Beginn einer Abstimmung die Beschlußf�higkeit von
einer Fraktion oder von anwesenden f�nf vom Hundert der Mit-
glieder des Bundestages bezweifelt und auch vom Sitzungsvorstand
nicht einm�tig bejaht oder wird die Beschlußf�higkeit vom Sit-
zungsvorstand im Einvernehmen mit den Fraktionen bezweifelt, so
ist in Verbindung mit der Abstimmung die Beschlußf�higkeit
durch Z�hlung der Stimmen nach § 51, im Laufe einer Kernzeit-De-
batte im Verfahren nach § 52 festzustellen. Der Pr�sident kann die
Abstimmung auf kurze Zeit aussetzen.

(3) Nach Feststellung der Beschlußunf�higkeit hebt der Pr�sident
die Sitzung sofort auf. § 20 Abs. 5 findet Anwendung. Ein Verlan-
gen auf namentliche Abstimmung bleibt dabei in Kraft. Stimment-
haltungen und ung�ltige Stimmen z�hlen bei der Feststellung der
Beschlußf�higkeit mit.
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(4) Unabh�ngig von dem Verfahren nach den Abs�tzen 1 bis 3
kann der Pr�sident bei Kernzeit-Debatten im Einvernehmen mit
den Fraktionen die Sitzung unterbrechen, wenn der Sitzungsvor-
stand bezweifelt, daß 25 vom Hundert der Mitglieder des Bundesta-
ges anwesend sind. Die Feststellung der Anwesenheit erfolgt im
Verfahren nach § 52.

§ 46
Fragestellung

Der Pr�sident stellt die Fragen so, daß sie sich mit „Ja“ oder „Nein“
beantworten lassen. Sie sind in der Regel so zu fassen, daß gefragt
wird, ob die Zustimmung erteilt wird oder nicht. �ber die Fassung
kann das Wort zur Gesch�ftsordnung verlangt werden. Bei Wider-
spruch gegen die vorgeschlagene Fassung entscheidet der Bundes-
tag.

§ 47
Teilung der Frage

Jedes Mitglied des Bundestages kann die Teilung der Frage beantra-
gen. Ist die Zul�ssigkeit der Teilung zweifelhaft, so entscheidet bei
Antr�gen von Mitgliedern des Bundestages der Antragsteller, sonst
der Bundestag. Unmittelbar vor der Abstimmung ist die Frage auf
Verlangen vorzulesen.

§ 48
Abstimmungsregeln

(1) Abgestimmt wird durch Handzeichen oder durch Aufstehen
oder Sitzenbleiben. Bei der Schlußabstimmung �ber Gesetzent-
w�rfe (§ 86) erfolgt die Abstimmung durch Aufstehen oder Sitzen-
bleiben.

(2) Soweit nicht das Grundgesetz, ein Bundesgesetz oder diese Ge-
sch�ftsordnung andere Vorschriften enthalten, entscheidet die ein-
fache Mehrheit. Stimmengleichheit verneint die Frage.
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(3) Wird durch das Grundgesetz, ein Bundesgesetz oder diese Ge-
sch�ftsordnung f�r einen Beschluß oder eine Wahl eine bestimmte
Mehrheit vorgeschrieben, stellt der Pr�sident ausdr�cklich fest, daß
die Zustimmung der erforderlichen Mehrheit vorliegt.

> Artikel 42 Abs. 2 GG
> Mehrheit der Mitglieder: Artikel 121 GG

Bestimmungen des Grundgesetzes:
Gebiets�nderung der L�nder: Artikel 29 Abs. 7 Satz 2
Ausschluß der �ffentlichkeit: Artikel 42 Abs. 1 – siehe auch § 19
GO
Anklage des Bundespr�sidenten: Artikel 61 Abs. 1 Satz 3
Wahl des Bundeskanzlers: Artikel 63 Abs. 2 bis 4 – siehe auch § 4
GO
Mißtrauensvotum: Artikel 67 Abs. 1 – siehe auch § 97 GO
Wahl eines neuen Bundeskanzlers: Artikel 68 Abs. 1 – siehe auch
§ 98 GO
Zur�ckweisung des Bundesratseinspruches: Artikel 77 Abs. 4 –
siehe auch § 91 GO
Grundgesetz�nderung: Artikel 79 Abs. 2
Anwendung von Rechtsvorschriften im Spannungsfall: Artikel 80a
Abs. 1 und 3
Errichtung bundeseigener Mittel- und Unterbeh�rden: Artikel 87
Abs. 3 Satz 2
Feststellung des Verteidigungsfalles: Artikel 115a Abs. 1

Gesetzliche Bestimmungen:
§ 5 Abs. 1 des Richterwahlgesetzes
§ 6 Abs. 2 des Gesetzes �ber das Bundesverfassungsgericht
§§ 13 und 15 Abs. 4 des Gesetzes �ber den Wehrbeauftragten des
Deutschen Bundestages
§ 22 des Bundesdatenschutzgesetzes
§ 35 Abs. 3 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes

Bestimmungen der Gesch�ftsordnung:
Wahl des Bundestagspr�sidenten und der Stellvertreter: § 2 Abs. 2
Abweichungen von der Gesch�ftsordnung: § 126
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§ 49
Wahlen mit verdeckten Stimmzetteln

(1) Soweit in einem Bundesgesetz oder in dieser Gesch�ftsordnung
Wahlen durch den Bundestag mit verdeckten (amtlichen) Stimm-
zetteln vorgeschrieben sind, findet die Wahl geheim statt. Die
Stimmzettel d�rfen erst vor Betreten der Wahlzelle (bei Namensauf-
ruf) ausgeh�ndigt werden. Die zur Gew�hrleistung einer geheimen
Wahl aufzustellenden Wahlzellen sind bei der Stimmabgabe zu be-
nutzen. Die gekennzeichneten Stimmzettel sind in einem Wahlum-
schlag in die daf�r vorgesehenen Wahlurnen zu legen.

(2) § 56 Abs. 6 Nr. 4 der Bundeswahlordnung gilt entsprechend.

§ 56 Abs. 6 Nr. 4 der Bundeswahlordnung
(6) Der Wahlvorstand hat einen W�hler zur�ckzuweisen, der
. . .
4. seinen Stimmzettel außerhalb der Wahlzelle gekennzeich-
net oder in den Wahlumschlag gelegt hat oder
. . .

§ 50
Verfahren bei der Auswahl des Sitzes einer Bundesbeh�rde

(1) Ist in einem Gesetzentwurf �ber den Sitz einer Bundesbeh�rde
zu entscheiden, so erfolgt die Auswahl, wenn mehr als zwei Vor-
schl�ge f�r den Sitz der Beh�rde gemacht werden, vor der Schlu-
ßabstimmung.

(2) Der Bundestag w�hlt mit Namensstimmzetteln, auf die der je-
weils gew�nschte Ort zu schreiben ist. Gew�hlt ist der Ort, der die
Mehrheit der Stimmen erh�lt. Ergibt sich keine solche Mehrheit,
werden in einem zweiten Wahlgang die beiden Orte zur Wahl ge-
stellt, die im ersten Wahlgang die h�chste Stimmenzahl erhalten
haben. Gew�hlt ist dann der Ort, der die Mehrheit der Stimmen er-
h�lt.

(3) Diese Bestimmung gilt entsprechend, wenn bei der Beratung
eines Antrages �ber den Sitz einer Bundesbeh�rde zu entscheiden ist.
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(4) In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn es sich um die Bestim-
mung von Zust�ndigkeiten und �hnliche Entscheidungen handelt
und wenn mehr als zwei voneinander abweichende Antr�ge gestellt
werden.

§ 51
Z�hlung der Stimmen

(1) Ist der Sitzungsvorstand �ber das Ergebnis der Abstimmung
nicht einig, so wird die Gegenprobe gemacht. Bleibt er auch nach
ihr uneinig, so werden die Stimmen gez�hlt. Auf Anordnung des
Sitzungsvorstandes erfolgt die Z�hlung gem�ß Absatz 2.

(2) Nachdem die Mitglieder des Bundestages auf Aufforderung des
Pr�sidenten den Sitzungssaal verlassen haben, werden die T�ren bis
auf drei Abstimmungst�ren geschlossen. An jeder dieser T�ren stel-
len sich zwei Schriftf�hrer auf. Auf ein Zeichen des Pr�sidenten be-
treten die Mitglieder des Bundestages durch die mit „Ja“, „Nein“
oder „Enthaltung“ bezeichnete T�r wieder den Sitzungssaal und
werden von den Schriftf�hrern laut gez�hlt. Zur Beendigung der
Z�hlung gibt der Pr�sident ein Zeichen. Mitglieder des Bundesta-
ges, die sp�ter eintreten, werden nicht mitgez�hlt. Der Pr�sident
und die diensttuenden Schriftf�hrer geben ihre Stimme �ffentlich
ab. Der Pr�sident verk�ndet das Ergebnis.

§ 52
Namentliche Abstimmung

Namentliche Abstimmung kann bis zur Er�ffnung der Abstimmung
von einer Fraktion oder von anwesenden f�nf vom Hundert der
Mitglieder des Bundestages verlangt werden. Schriftf�hrer sammeln
in Urnen die Abstimmungskarten, die den Namen des Abstimmen-
den und die Erkl�rung „Ja“ oder „Nein“ oder „Enthalte mich“ tra-
gen. Nach beendeter Einsammlung erkl�rt der Pr�sident die Ab-
stimmung f�r geschlossen. Die Schriftf�hrer z�hlen die Stimmen.
Der Pr�sident verk�ndet das Ergebnis.
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§ 53
Unzul�ssigkeit der namentlichen Abstimmung

Namentliche Abstimmung ist unzul�ssig �ber
a) St�rke des Ausschusses,
b) Abk�rzung der Fristen,
c) Sitzungszeit und Tagesordnung,
d) Vertagung der Sitzung,
e) Vertagung der Beratung oder Schluß der Aussprache,
f) Teilung der Frage,
g) �berweisung an einen Ausschuß.

VII. Aussch�sse

§ 54
St�ndige Aussch�sse und Sonderaussch�sse

(1) Zur Vorbereitung der Verhandlungen setzt der Bundestag st�n-
dige Aussch�sse ein. F�r einzelne Angelegenheiten kann er Sonder-
aussch�sse einsetzen.

(2) Soweit das Grundgesetz oder Bundesgesetze die Einsetzung von
Aussch�ssen vorschreiben oder zulassen, richtet sich die Einset-
zung und das Verfahren nach den Bestimmungen dieser Gesch�fts-
ordnung, es sei denn, daß im Grundgesetz, in den Bundesgesetzen
oder in besonderen Gesch�ftsordnungen etwas anderes bestimmt
ist.

> Untersuchungsaussch�sse: Artikel 44 GG
> Wahlpr�fungsausschuß: Artikel 41 GG und Wahlpr�fungsgesetz
> Ausschuß f�r Angelegenheiten der Europ�ischen Union: Art. 45 GG
> Ausschuß f�r ausw�rtige Angelegenheiten und Ausschuß f�r Vertei-

digung: Artikel 45a GG
> Petitionsausschuß: Artikel 45c GG, Gesetz �ber die Befugnisse des

Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages
> Richterwahlausschuß: Artikel 95 Abs. 2 GG und Richterwahlgesetz
> Wahlausschuß: Artikel 94 Abs. 1 Satz 2 GG, Gesetz �ber das Bundes-

verfassungsgericht
> Vermittlungsausschuß: Artikel 77 GG und Gesch�ftsordnung des

Vermittlungsausschusses
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§ 55
Einsetzung von Unteraussch�ssen

(1) Zur Vorbereitung seiner Arbeiten kann jeder Ausschuß aus sei-
ner Mitte Unteraussch�sse mit bestimmten Auftr�gen einsetzen, es
sei denn, daß ein Drittel seiner Mitglieder widerspricht. In Ausnah-
mef�llen k�nnen die Fraktionen auch Mitglieder des Bundestages
benennen, die nicht dem Ausschuß angeh�ren.

(2) Bei der Bestimmung des Vorsitzenden des Unterausschusses soll
der Ausschuß sich nach dem St�rkeverh�ltnis der einzelnen Fraktio-
nen richten (§ 12). Wird der Unterausschuß f�r eine bestimmte
Dauer eingesetzt, kann er vorzeitig nur aufgel�st werden, wenn ein
Drittel der Mitglieder des Ausschusses nicht widerspricht; im �bri-
gen kann der Ausschuß den Unterausschuß jederzeit aufl�sen. Der
Unterausschuß hat seinen Bericht dem Ausschuß vorzulegen.

(3) In einem Unterausschuß muß jede Fraktion, die im Ausschuß
vertreten ist, auf ihr Verlangen mindestens mit einem Mitglied ver-
treten sein. Im �brigen sind die Grunds�tze des § 12 zu ber�cksich-
tigen.

(4) Ist eine Vorlage mehreren Aussch�ssen zur Beratung �berwie-
sen worden oder f�llt ein Verhandlungsgegenstand in den Ge-
sch�ftsbereich mehrerer Aussch�sse, k�nnen diese einen gemeinsa-
men Unterausschuß bilden.

§ 56
Enquete-Kommission

(1) Zur Vorbereitung von Entscheidungen �ber umfangreiche und
bedeutsame Sachkomplexe kann der Bundestag eine Enquete-Kom-
mission einsetzen. Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder ist er
dazu verpflichtet. Der Antrag muß den Auftrag der Kommission be-
zeichnen.

(2) Die Mitglieder der Kommission werden im Einvernehmen der
Fraktionen benannt und vom Pr�sidenten berufen. Kann ein Ein-
vernehmen nicht hergestellt werden, so benennen die Fraktionen
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die Mitglieder im Verh�ltnis ihrer St�rke. Die Mitgliederzahl der
Kommission soll, mit Ausnahme der in Absatz 3 genannten Mit-
glieder der Fraktionen, neun nicht �bersteigen.

(3) Jede Fraktion kann ein Mitglied, auf Beschluß des Bundestages
auch mehrere Mitglieder, in die Kommission entsenden.

(4) Die Enquete-Kommission hat ihren Bericht so rechtzeitig vorzu-
legen, daß bis zum Ende der Wahlperiode eine Aussprache dar�ber
im Bundestag stattfinden kann. Sofern ein abschließender Bericht
nicht erstattet werden kann, ist ein Zwischenbericht vorzulegen,
auf dessen Grundlage der Bundestag entscheidet, ob die Enquete-
Kommission ihre Arbeit fortsetzen oder einstellen soll.

§ 56a
Technikfolgenanalysen

(1) Dem Ausschuß f�r Forschung, Technologie und Technikfolge-
nabsch�tzung obliegt es, Technikfolgenanalysen zu veranlassen
und f�r den Deutschen Bundestag aufzubereiten und auszuwerten.
Er kann mit der wissenschaftlichen Durchf�hrung von Technikfol-
genanalysen Institutionen außerhalb des Deutschen Bundestages
beauftragen.

(2) Der Ausschuß f�r Forschung, Technologie und Technikfolge-
nabsch�tzung hat Grunds�tze �ber die Erstellung von Technikfol-
genanalysen aufzustellen und diese Grunds�tze zum Ausgangs-
punkt seiner Entscheidung im Einzelfall zu machen.

§ 57
Mitgliederzahl der Aussch�sse

(1) Das System f�r eine dem § 12 entsprechende Zusammenset-
zung der Aussch�sse und die Zahl der Mitglieder bestimmt der
Bundestag. Jedes Mitglied des Bundestages soll grunds�tzlich
einem Ausschuß angeh�ren.

(2) Die Fraktionen benennen die Ausschußmitglieder und deren
Stellvertreter. Der Pr�sident benennt fraktionslose Mitglieder des
Bundestages als beratende Ausschußmitglieder.
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(3) Der Pr�sident gibt die erstmalig benannten Mitglieder und die
sp�teren �nderungen dem Bundestag bekannt.

(4) Zur Unterst�tzung der Mitglieder kann die Teilnahme eines
Fraktionsmitarbeiters jeder Fraktion zu den Ausschußsitzungen zu-
gelassen werden.

§ 58
Bestimmung des Vorsitzenden und seines Stellvertreters

Die Aussch�sse bestimmen ihre Vorsitzenden und deren Stellvertre-
ter nach den Vereinbarungen im �ltestenrat.

§ 59
Rechte und Pflichten des Vorsitzenden

(1) Dem Vorsitzenden obliegt die Vorbereitung, Einberufung und
Leitung der Ausschußsitzungen sowie die Durchf�hrung der Aus-
schußbeschl�sse.

(2) Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wort-
meldungen unter Ber�cksichtigung des Grundsatzes des § 28 Abs. 1
Satz 2.

(3) Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglieder des Bundestages sind,
und Zuh�rer unterstehen w�hrend der Sitzung der Ordnungsgewalt
des Vorsitzenden.

(4) Ist der ordnungsgem�ße Ablauf einer Sitzung nicht mehr ge-
w�hrleistet, kann der Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder
im Einvernehmen mit den Fraktionen im Ausschuß beenden.

§ 60
Einberufung der Ausschußsitzungen

(1) Der Vorsitzende kann im Rahmen der vom �ltestenrat festge-
legten Tagungsm�glichkeiten f�r Aussch�sse (Zeitplan) Ausschuß-
sitzungen selbst�ndig einberufen, es sei denn, daß der Ausschuß
im Einzelfall etwas anderes beschließt.
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(2) Der Vorsitzende ist zur Einberufung zum n�chstm�glichen Ter-
min innerhalb des Zeitplanes verpflichtet, wenn es eine Fraktion
im Ausschuß oder mindestens ein Drittel der Mitglieder des Aus-
schusses unter Angabe der Tagesordnung verlangt.

(3) Zur Einberufung einer Sitzung außerhalb des Zeitplanes oder
außerhalb des st�ndigen Sitzungsortes des Bundestages ist der Vor-
sitzende nur berechtigt, wenn ein entsprechendes Verlangen einer
Fraktion oder von f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundesta-
ges oder ein einstimmiger Beschluß des Ausschusses vorliegt und
die Genehmigung des Pr�sidenten erteilt worden ist.

§ 61
Tagesordnung der Aussch�sse

(1) Termin und Tagesordnung werden vom Vorsitzenden festge-
setzt, es sei denn, daß der Ausschuß vorher dar�ber beschließt. Die
Tagesordnung soll den Ausschußmitgliedern in der Regel drei Tage
vor der Sitzung zugeleitet werden.

(2) Der Ausschuß kann die Tagesordnung mit Mehrheit �ndern, er-
weitern kann er sie nur, wenn nicht eine Fraktion oder ein Drittel
der Ausschußmitglieder widerspricht.

(3) Die Tagesordnung jeder Ausschußsitzung ist mit Angabe des
Ortes, des Termins und, soweit vereinbart, der Dauer der Sitzung
den beteiligten Bundesministerien und dem Bundesrat mitzuteilen.

§ 62
Aufgaben der Aussch�sse

(1) Die Aussch�sse sind zu baldiger Erledigung der ihnen �berwie-
senen Aufgaben verpflichtet. Als vorbereitende Beschlußorgane des
Bundestages haben sie die Pflicht, dem Bundestag bestimmte Be-
schl�sse zu empfehlen, die sich nur auf die ihnen �berwiesenen
Vorlagen oder mit diesen in unmittelbarem Sachzusammenhang
stehenden Fragen beziehen d�rfen. Sie k�nnen sich jedoch mit an-
deren Fragen aus ihrem Gesch�ftsbereich befassen; mit Angelegen-
heiten der Euro�ischen Union, die ihre Zust�ndigkeit betreffen, sol-
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len sie sich auch unabh�ngig von �berweisungen zeitnah befassen.
Weitergehende Rechte, die einzelnen Aussch�ssen durch Grundge-
setz, Bundesgesetz, in dieser Gesch�ftsordnung oder durch Be-
schluß des Bundestages �bertragen sind, bleiben unber�hrt.

(2) Zehn Sitzungswochen nach �berweisung einer Vorlage k�nnen
eine Fraktion oder f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundesta-
ges verlangen, daß der Ausschuß durch den Vorsitzenden oder Be-
richterstatter dem Bundestag einen Bericht �ber den Stand der Be-
ratungen erstattet. Wenn sie es verlangen, ist der Bericht auf die
Tagesordnung des Bundestages zu setzen.

§ 63
Federf�hrender Ausschuß

(1) Den Bericht an den Bundestag gem�ß § 66 kann nur der feder-
f�hrende Ausschuß erstatten.

(2) Werden Vorlagen an mehrere Aussch�sse �berwiesen (§ 80),
sollen die beteiligten Aussch�sse mit dem federf�hrenden Aus-
schuß eine angemessene Frist zur �bermittlung ihrer Stellung-
nahme vereinbaren. Werden nicht innerhalb der vereinbarten Frist
dem federf�hrenden Ausschuß die Stellungnahmen vorgelegt oder
kommt eine Vereinbarung �ber eine Frist nicht zustande, kann der
federf�hrende Ausschuß dem Bundestag Bericht erstatten, fr�he-
stens jedoch in der vierten auf die �berweisung folgenden Sit-
zungswoche.

§ 64
Verhandlungsgegenst�nde

(1) Verhandlungsgegenst�nde sind die dem Ausschuß �berwiese-
nen Vorlagen und Fragen aus dem Gesch�ftsbereich des Ausschus-
ses (§ 62 Abs. 1 Satz 3).

(2) Sind dem Ausschuß mehrere Vorlagen zum selben Gegenstand
�berwiesen, beschließt der Ausschuß, welche Vorlage als Verhand-
lungsgegenstand f�r seine Beschlußempfehlung an den Bundestag
dienen soll. Andere Vorlagen zum selben Gegenstand k�nnen,
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auch wenn sie bei der Beratung nicht oder nur teilweise ber�ck-
sichtigt wurden, f�r erledigt erkl�rt werden. Wird der Erledigterkl�-
rung von einer Fraktion im Ausschuß widersprochen, muß �ber
die Vorlagen abgestimmt werden. Die Beschlußempfehlung, die
Vorlagen f�r erledigt zu erkl�ren oder abzulehnen, ist dem Bundes-
tag vorzulegen.

§ 65
Berichterstatterbenennung

Vorbehaltlich der Entscheidung des Ausschusses benennt der Vor-
sitzende einen oder mehrere Berichterstatter f�r jeden Verhand-
lungsgegenstand.

§ 66
Berichterstattung

(1) Ausschußberichte an den Bundestag �ber Vorlagen sind in der
Regel schriftlich zu erstatten. Sie k�nnen m�ndlich erg�nzt wer-
den.

(2) Die Berichte m�ssen die Beschlußempfehlung des federf�hren-
den Ausschusses mit Begr�ndung sowie die Ansicht der Minderheit
und die Stellungnahmen der beteiligten Aussch�sse enthalten.
Wenn kommunale Spitzenverb�nde im Rahmen des § 69 Abs. 5
Stellung genommen haben, m�ssen, sofern Informationssitzungen
nach § 70 Abs. 1 stattgefunden haben, sollen die dargelegten Auf-
fassungen in ihren wesentlichen Punkten im Bericht wiedergege-
ben werden.

§ 67
Beschlußf�higkeit im Ausschuß

Der Ausschuß ist beschlußf�hig, wenn die Mehrheit der Mitglieder
anwesend ist. Er gilt so lange als beschlußf�hig, wie nicht vor einer
Abstimmung ein Mitglied verlangt, die Beschlußf�higkeit durch
Ausz�hlen festzustellen. Der Vorsitzende kann die Abstimmung,
vor der die Feststellung der Beschlußf�higkeit verlangt wurde, auf
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bestimmte Zeit verschieben und, wenn kein Widerspruch erfolgt,
die Aussprache fortsetzen oder einen anderen Tagesordnungspunkt
aufrufen. Ist nach Feststellung der Beschlußunf�higkeit die Sitzung
auf bestimmte Zeit unterbrochen worden und nach Wiederer�ff-
nung die Beschlußf�higkeit noch nicht gegeben, gilt Satz 3.

§ 68
Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundesregierung

zu den Ausschußsitzungen

Das Recht des Ausschusses, die Anwesenheit eines Mitgliedes der
Bundesregierung zu verlangen, gilt auch, wenn es in einer �ffentli-
chen Sitzung geh�rt werden soll. �ber einen entsprechenden An-
trag ist in nicht�ffentlicher Sitzung zu entscheiden.

> Artikel 43 Abs. 1 GG

§ 69
Nicht�ffentliche Ausschußsitzungen

(1) Die Beratungen der Aussch�sse sind grunds�tzlich nicht �ffent-
lich. Der Ausschuß kann beschließen, f�r einen bestimmten Ver-
handlungsgegenstand oder Teile desselben die �ffentlichkeit zuzu-
lassen. Die �ffentlichkeit einer Sitzung ist hergestellt, wenn der
Presse und sonstigen Zuh�rern im Rahmen der Raumverh�ltnisse
der Zutritt gestattet wird.

(2) An den nicht�ffentlichen Ausschußsitzungen k�nnen Mitglie-
der des Bundestages, die dem Ausschuß nicht angeh�ren, als Zuh�-
rer teilnehmen, es sei denn, daß der Bundestag bei der Einsetzung
der Aussch�sse beschließt, das Zutrittsrecht f�r einzelne Aussch�sse
auf die ordentlichen Mitglieder und deren namentlich benannte
Stellvertreter zu beschr�nken. Diese Beschr�nkung kann nachtr�g-
lich f�r die Beratung bestimmter Fragen aus dem Gesch�ftsbereich
der Aussch�sse erfolgen. Die Aussch�sse k�nnen f�r bestimmte Ver-
handlungsgegenst�nde im Einzelfall Ausnahmen von der Beschr�n-
kung des Zutrittsrechts beschließen.
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(3) Ber�t ein Ausschuß, dessen Verhandlungen nicht vertraulich
sind, Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages, so ist dem Erstun-
terzeichner, wenn er nicht Mitglied des Ausschusses ist, die Tages-
ordnung zuzuleiten. Er kann insoweit mit beratender Stimme an
der Sitzung teilnehmen oder sich von einem der anderen Antrag-
steller vertreten lassen. In besonderen F�llen soll der Ausschuß
auch andere Mitglieder des Bundestages zu seinen Verhandlungen
mit beratender Stimme hinzuziehen oder zulassen.

(4) Vorbehaltlich gesetzlicher Beschr�nkungen des Zutrittsrechts
haben die Fraktionsvorsitzenden beratende Stimme in allen Aus-
sch�ssen und Sonderaussch�ssen (§ 54). Sie k�nnen ein Mitglied
ihrer Fraktion beauftragen, sie zu vertreten.

(5) Ber�t der Ausschuß eine ihm �berwiesene Vorlage, durch die we-
sentliche Belange von Gemeinden und Gemeindeverb�nden ber�hrt
werden, soll den auf Bundesebene bestehenden kommunalen Spit-
zenverb�nden vor Beschlußfassung im Ausschuß Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben werden. Dies gilt insbesondere bei Entw�r-
fen von Gesetzen, die ganz oder teilweise von den Gemeinden oder
Gemeindeverb�nden auszuf�hren sind, ihre �ffentlichen Finanzen
unmittelbar betreffen oder auf ihre Verwaltungsorganisation einwir-
ken. Von der Bestimmung des Satzes 1 kann bei Regierungsvorlagen
abgesehen werden, wenn aus der Begr�ndung der Vorlagen die Auf-
fassungen der kommunalen Spitzenverb�nde ersichtlich sind. Die
Rechte des Ausschusses aus § 70 Abs. 1 bleiben unber�hrt.

(6) Ist bei Ausschußsitzungen die Teilnahme auf die ordentlichen
Mitglieder und deren namentlich benannte Stellvertreter be-
schr�nkt, kann einer der Antragsteller, der nicht Mitglied des Aus-
schusses ist, zur Begr�ndung der Vorlage teilnehmen.

(7) F�r die Beratung einer VS der Geheimhaltungsgrade VS-VER-
TRAULICH und h�her gelten die Bestimmungen der Geheim-
schutzordnung des Deutschen Bundestages.

(8) Beraten mehrere Aussch�sse in gemeinsamer Sitzung �ber den-
selben Verhandlungsgegenstand, stimmen die Aussch�sse getrennt
ab.

43 GESCH�FTSORDNUNG



§ 69a
Erweiterte �ffentliche Ausschußberatungen

(1) Die Aussch�sse sollen im Benehmen mit dem �ltestenrat und
im Einvernehmen mit den mitberatenden Aussch�ssen als Schluß-
beratung der �berwiesenen Vorlagen �ffentliche Aussprachen
durchf�hren, in denen die Beschlußempfehlung und der Bericht
des federf�hrenden Ausschusses beschlossen wird. Der Vorsitzende
des federf�hrenden Ausschusses beruft die Sitzung im Einverneh-
men mit den mitberatenden Aussch�ssen ein. Die Tagesordnung
wird den Mitgliedern des Bundestages, dem Bundesrat und der
Bundesregierung mitgeteilt.

(2) Der federf�hrende Ausschuß legt Gestaltung und Dauer der
Aussprache im Einvernehmen mit den mitberatenden Aussch�ssen
fest. Der Vorsitzende des federf�hrenden Ausschusses leitet die Sit-
zung. Er hat die dem Pr�sidenten im Rahmen von Plenarsitzungen
zur Verf�gung stehenden Rechte zur Aufrechterhaltung der Ord-
nung mit Ausnahme der Rechte nach § 38.

(3) Soweit nicht anders beschlossen ist, erteilt der Vorsitzende das
Wort nach Maßgabe von § 59 Abs. 2. Will der Vorsitzende sich als
Redner an der Aussprache beteiligen, so hat er w�hrend dieser Zeit
den Vorsitz abzugeben. Rederecht und das Recht, Antr�ge zur
Sache zu stellen, haben alle Mitglieder des Bundestages. Antr�ge
zur Gesch�ftsordnung k�nnen nur von den Mitgliedern des feder-
f�hrenden Ausschusses, deren Stellvertretern sowie beratenden Mit-
gliedern dieses Ausschusses gestellt werden.

(4) Stimmberechtigt sind die Mitglieder des federf�hrenden Aus-
schusses, im Falle der Stellvertretung deren Stellvertreter.

(5) Hat der federf�hrende Ausschuß eine Erweiterte �ffentliche
Ausschußberatung beschlossen, kann ein Viertel seiner Mitglieder
verlangen, daß die Vorlage stattdessen vom Bundestag in einer all-
gemeinen Aussprache beraten wird. Eine Vorlage, zu der eine Er-
weiterte �ffentliche Ausschußberatung stattgefunden hat, kann
ohne besondere Vereinbarung im �ltestenrat nicht Gegenstand
einer nochmaligen Aussprache im Plenum sein. Der federf�hrende
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Ausschuß kann jedoch eine nochmalige Befassung im Plenum ver-
langen, wobei sich die Befassung auf eine Berichterstattung aus
dem Ausschuß durch einen Sprecher zu beschr�nken hat. Der Spre-
cher hat die verschiedenen im Ausschuß vertretenen Positionen in-
nerhalb von f�nf Minuten darzulegen.

§ 70
�ffentliche Anh�rungssitzungen

(1) Zur Information �ber einen Gegenstand seiner Beratung kann
ein Ausschuß �ffentliche Anh�rungen von Sachverst�ndigen, Inter-
essenvertretern und anderen Auskunftspersonen vornehmen. Bei
�berwiesenen Vorlagen ist der federf�hrende Ausschuß auf Verlan-
gen eines Viertels seiner Mitglieder dazu verpflichtet; bei nicht
�berwiesenen Verhandlungsgegenst�nden im Rahmen des § 62
Abs. 1 Satz 3 erfolgt eine Anh�rung auf Beschluß des Ausschusses.
Die Beschlußfassung ist nur zul�ssig, wenn ein entsprechender An-
trag auf der Tagesordnung des Ausschusses steht.

(2) Wird gem�ß Absatz 1 die Durchf�hrung einer Anh�rung von
einer Minderheit der Mitglieder des Ausschusses verlangt, m�ssen
die von ihr benannten Auskunftspersonen geh�rt werden. Be-
schließt der Ausschuß eine Begrenzung der Anzahl der anzuh�ren-
den Personen, kann von der Minderheit nur der ihrem St�rkever-
h�ltnis im Ausschuß entsprechende Anteil an der Gesamtzahl der
anzuh�renden Auskunftspersonen benannt werden.

(3) Der mitberatende Ausschuß kann beschließen, im Einverneh-
men mit dem federf�hrenden Ausschuß eine Anh�rung durchzu-
f�hren, soweit der federf�hrende Ausschuß von der M�glichkeit
des Absatzes 1 keinen Gebrauch macht oder seine Anh�rung auf
Teilfragen der Vorlage, die nur seinen Gesch�ftsbereich betreffen,
beschr�nkt. Dem federf�hrenden Ausschuß sind Ort und Termin
sowie der zu h�rende Personenkreis mitzuteilen. Mitglieder des fe-
derf�hrenden Ausschusses haben w�hrend der Anh�rung Frage-
recht; dieses kann im Einvernehmen mit dem federf�hrenden Aus-
schuß auf einzelne seiner Mitglieder beschr�nkt werden.
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(4) Der Ausschuß kann in eine allgemeine Aussprache mit den
Auskunftspersonen eintreten, soweit dies zur Kl�rung des Sachver-
halts erforderlich ist. Hierbei ist die Redezeit zu begrenzen. Der
Ausschuß kann einzelne seiner Mitglieder beauftragen, die Anh�-
rung durchzuf�hren; dabei ist jede im Ausschuß vertretene Frak-
tion zu ber�cksichtigen.

(5) Zur Vorbereitung einer �ffentlichen Anh�rung soll der Aus-
schuß den Auskunftspersonen die jeweilige Fragestellung �bermit-
teln. Er kann sie um Einreichung einer schriftlichen Stellung-
nahme bitten.

(6) Ersatz von Auslagen an Sachverst�ndige und Auskunftsperso-
nen erfolgt nur auf Grund von Ladungen durch Beschluß des Aus-
schusses mit vorheriger Zustimmung des Pr�sidenten.

(7) Die Abs�tze 1 bis 6 gelten auch f�r Anh�rungen in nicht�ffent-
licher Sitzung.

§ 71
Antragstellung im Ausschuß, Schluß der Aussprache

(1) Antragsberechtigt sind die Ausschußmitglieder, deren Stellver-
treter im Falle der Vertretung eines Ausschußmitgliedes aus ihrer
Fraktion sowie beratende Ausschußmitglieder. Ein schriftlicher An-
trag eines nicht anwesenden Mitgliedes des Ausschusses darf nur
zur Abstimmung gestellt werden, wenn ein anwesendes stimmbe-
rechtigtes Mitglied ihn �bernimmt.

(2) Mitglieder des Bundestages, die nicht Ausschußmitglieder sind,
k�nnen �nderungsantr�ge zu �berwiesenen Vorlagen an den feder-
f�hrenden Ausschuß stellen. Die Antragsteller k�nnen insoweit au-
ßerhalb des Verfahrens nach § 69a mit beratender Stimme an der
Sitzung des Ausschusses teilnehmen.

(3) Ein Antrag auf Schluß der Aussprache darf fr�hestens zur Ab-
stimmung gestellt werden, wenn jede Fraktion Gelegenheit hatte,
zur Sache zu sprechen und von der jeweiligen Fraktionsauffassung
abweichende Meinungen vorgetragen werden konnten.
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§ 72
Abstimmung außerhalb einer Sitzung

Der Ausschuß kann den Vorsitzenden einstimmig erm�chtigen, au-
ßerhalb der Sitzungswochen �ber bestimmte Fragen in besonderen
Eilf�llen eine schriftliche Abstimmung durchf�hren zu lassen.
Macht der Ausschuß von dieser M�glichkeit Gebrauch, hat der Vor-
sitzende den Mitgliedern des Ausschusses den Entwurf einer Be-
schlußempfehlung zuzuleiten, �ber die innerhalb einer bestimmten
Frist in entsprechender Anwendung des § 46 Satz 1 abgestimmt
werden kann. Eine schriftliche Abstimmung entf�llt, wenn eine
Sitzung des Ausschusses auf Grund der Bestimmungen des § 60
Abs. 2 oder 3 stattfindet.

§ 73
Ausschußprotokolle

(1) �ber jede Ausschußsitzung ist ein schriftliches Protokoll anzu-
fertigen. Es muß mindestens alle Antr�ge und die Beschl�sse des
Ausschusses enthalten. Stenographische Aufnahmen von Aus-
schußsitzungen bed�rfen der Genehmigung des Pr�sidenten.

(2) Protokolle �ber nicht�ffentliche Sitzungen der Aussch�sse (§ 69
Abs. 1 Satz 1) sind grunds�tzlich keine Verschlußsachen im Sinne
der Geheimschutzordnung (vgl. § 2 Abs. 5 GSO). Soweit sie der �f-
fentlichkeit nicht ohne weiteres zug�nglich sein sollen, sind sie
vom Ausschuß mit einem entsprechenden Vermerk zu versehen;
die Einzelheiten werden in den nach Absatz 3 zu erlassenden
Richtlinien geregelt. Protokolle von �ffentlichen Sitzungen (§ 69
Abs. 1 Satz 2, § 70 Abs. 1) d�rfen diesen Vermerk nicht tragen.

(3) F�r die Behandlung der Protokolle erl�ßt der Pr�sident im Be-
nehmen mit dem Pr�sidium besondere Richtlinien.

§ 74
Anwendbarkeit der Bestimmungen der Gesch�ftsordnung

Soweit die Verfahrensregeln f�r die Aussch�sse nichts anderes be-
stimmen, gelten f�r Aussch�sse und Enquete-Kommissionen die
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�brigen Bestimmungen der Gesch�ftsordnung, mit Ausnahme des
§ 126, entsprechend.

VIII. Vorlagen und ihre Behandlung

§ 75
Vorlagen

(1) Folgende Vorlagen k�nnen als Verhandlungsgegenstand auf die
Tagesordnung des Bundestages gesetzt werden (selbst�ndige Vorla-
gen):
a) Gesetzentw�rfe,
b) Beschlußempfehlungen des Ausschusses nach Artikel 77 Abs. 2

des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß),
c) Antr�ge auf Zur�ckweisung von Einspr�chen des Bundesrates,
d) Antr�ge,
e) Berichte und Materialien zur Unterrichtung des Bundestages

(Unterrichtungen),
f) Große Anfragen an die Bundesregierung und ihre Beantwor-

tung,
g) Wahlvorschl�ge, soweit sie als Drucksachen verteilt worden

sind,
h) Beschlußempfehlungen und Berichte in Wahlpr�fungs-, Immu-

nit�ts- und Gesch�ftsordnungsangelegenheiten,
i) Beschlußempfehlungen und Berichte �ber Petitionen,
j) Beschlußempfehlungen und Berichte des Rechtsausschusses

�ber Streitsachen vor dem Bundesverfassungsgericht,
k) Beschlußempfehlungen und Berichte von Untersuchungsaus-

sch�ssen,
l) Zwischenberichte der Aussch�sse,
m) Rechtsverordnungen, soweit sie aufgrund gesetzlicher Grundla-

gen dem Bundestag zuzuleiten sind.

(2) Vorlagen zu Verhandlungsgegenst�nden sind (unselbst�ndige
Vorlagen):
a) Beschlußempfehlungen und Berichte der Aussch�sse,
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b) �nderungsantr�ge,
c) Entschließungsantr�ge zu Gesetzentw�rfen, Unterrichtungen,

Regierungserkl�rungen, Großen Anfragen, Entschließungen des
Europ�ischen Parlaments, EG-Vorlagen, Stabilit�tsvorlagen und
Rechtsverordnungen.

(3) Als Vorlagen im Sinne des § 76 gelten auch Kleine Anfragen; sie
k�nnen nicht als Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung
gesetzt werden.

§ 76
Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages

(1) Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages (§ 75) m�ssen von
einer Fraktion oder von f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bun-
destages unterzeichnet sein, es sei denn, daß die Gesch�ftsordnung
etwas anderes vorschreibt oder zul�ßt.

(2) Gesetzentw�rfe m�ssen, Antr�ge k�nnen mit einer kurzen Be-
gr�ndung versehen werden.

§ 77
Behandlung der Vorlagen

(1) Vorlagen werden gedruckt und an die Mitglieder des Bundesta-
ges, des Bundesrates und an die Bundesministerien verteilt.

(2) Bei Vorlagen gem�ß § 75 Abs. 1 Buchstabe e, die der Unterrich-
tung des Bundestages dienen (Berichte, Denkschriften, Programme,
Gutachten, Nachweisungen und �hnliches), kann der Pr�sident, so-
weit sie nicht auf gesetzlichen Vorschriften oder Beschl�ssen des
Bundestages beruhen, im Benehmen mit dem �ltestenrat ganz
oder teilweise von der Drucklegung und Verteilung absehen. In
diesen F�llen wird der Eingang dieser Vorlagen und im Benehmen
mit dem �ltestenrat die Art ihrer Behandlung als amtliche Mit-
teilung durch den Pr�sidenten bekanntgegeben. Sie werden als
�bersicht in einer Drucksache zusammengestellt, in der auch an-
zugeben ist, in welchen R�umen des Bundestages die Vorlagen ein-
gesehen werden k�nnen.
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§ 78
Beratungen

(1) Gesetzentw�rfe werden in drei Beratungen, Vertr�ge mit aus-
w�rtigen Staaten und �hnliche Vertr�ge, welche die politischen Be-
ziehungen des Bundes regeln oder sich auf Gegenst�nde der Bun-
desgesetzgebung beziehen (Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes),
grunds�tzlich in zwei Beratungen und nur auf Beschluß des Bun-
destages in drei Beratungen, alle anderen Vorlagen grunds�tzlich
in einer Beratung behandelt. F�r Nachtragshaushaltsvorlagen gilt
§ 95 Abs. 1 Satz 6.

(2) Antr�ge k�nnen ohne Aussprache einem Ausschuß �berwiesen
werden. Auch wenn sie nicht verteilt sind, kann �ber sie abge-
stimmt werden, es sei denn, daß von einer Fraktion oder von an-
wesenden f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages wider-
sprochen wird. Im �brigen gelten f�r Antr�ge sinngem�ß die
Vorschriften �ber die Beratung von Gesetzentw�rfen.

(3) Werden Vorlagen gem�ß Absatz 1 in zwei Beratungen behan-
delt, so finden f�r die Schlußberatung neben den Bestimmungen
f�r die zweite Beratung (§§ 81, 82 und 83 Abs. 3) die Bestimmung
�ber die Schlußabstimmung (§ 86) entsprechende Anwendung.

(4) Werden Vorlagen in einer Beratung behandelt, findet f�r �nde-
rungsantr�ge § 82 Abs. 1 Satz 2 Anwendung.

(5) Soweit die Gesch�ftsordnung nichts anderes vorschreibt oder
zul�ßt, beginnen die Beratungen der Vorlagen fr�hestens am drit-
ten Tage nach Verteilung der Drucksachen (§ 123).

> Artikel 59 Abs. 2 GG

§ 79
Erste Beratung von Gesetzentw�rfen

In der ersten Beratung findet eine allgemeine Aussprache nur statt,
wenn es vom �ltestenrat empfohlen, bis zum Aufruf des betreffen-
den Punktes der Tagesordnung von einer Fraktion oder von anwe-
senden f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt
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oder gem�ß § 80 Abs. 4 beschlossen wird. In der Aussprache wer-
den nur die Grunds�tze der Vorlagen besprochen. Sachantr�ge d�r-
fen nicht gestellt werden.

§ 80
�berweisung an einen Ausschuß

(1) Am Schluß der ersten Beratung wird der Gesetzentwurf vorbe-
haltlich einer abweichenden Entscheidung gem�ß Absatz 2 einem
Ausschuß �berwiesen; er kann nur in besonderen F�llen gleichzei-
tig mehreren Aussch�ssen �berwiesen werden, wobei der federf�h-
rende Ausschuß zu bestimmen ist. Weitere Aussch�sse k�nnen sich
im Benehmen mit dem federf�hrenden Ausschuß an der Beratung
bestimmter Fragen der Vorlage gutachtlich beteiligen.

(2) Auf Antrag einer Fraktion oder von f�nf vom Hundert der Mit-
glieder des Bundestages kann der Bundestag mit einer Zweidrittel-
mehrheit der anwesenden Mitglieder beschließen, ohne Ausschu-
ß�berweisung in die zweite Beratung einzutreten. F�r den Antrag
gilt die Frist des § 20 Abs. 2 Satz 3. Bei Finanzvorlagen soll vor Ein-
tritt in die zweite Beratung dem Haushaltsausschuß Gelegenheit
gegeben werden, die Vorlage gem�ß § 96 Abs. 4 zu pr�fen. Die Fri-
stenregelung des § 96 Abs. 8 Satz 2 findet keine Anwendung.

(3) Vorlagen gem�ß § 75 Abs. 1 Buchstabe e kann der Pr�sident,
ohne sie auf die Tagesordnung zu setzen, nach Vereinbarung im
�ltestenrat einem Ausschuß �berweisen. Eine Berichterstattung an
den Bundestag erfolgt nur, wenn der Ausschuß einen �ber die
Kenntnisnahme hinausgehenden Beschluß empfehlen will. Erhebt
der Haushaltsausschuß gegen eine Unionsvorlage (§ 93), deren Fi-
nanzierung nicht durch den jeweiligen j�hrlichen Eigenmittelan-
satz der Europ�ischen Union gedeckt ist oder erkennbar nicht ge-
deckt sein wird, Bedenken zu ihrer Vereinbarkeit mit dem
laufenden oder mit k�nftigen Haushalten des Bundes, hat der fe-
derf�hrende Ausschuß Bericht zu erstatten.

(4) Vorlagen, die nach Vereinbarung im �ltestenrat im vereinfach-
ten Verfahren behandelt werden sollen, werden in einem gemeinsa-
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men Tagesordnungspunkt zusammengefaßt. �ber die �berweisung
dieser Vorlagen wird ohne Aussprache in einer einzigen Abstim-
mung insgesamt abgestimmt. Wird die Teilung der Abstimmung be-
antragt (§ 47), bedarf es einer Abtrennung der Abstimmung �ber
den �berweisungsvorschlag zu einer Vorlage nicht, falls dem Antrag
eines Mitglieds des Bundestages zur �nderung des �berweisungs-
vorschlags des �ltestenrats nicht widersprochen wird. Wird zu einer
Vorlage, f�r die das vereinfachte Verfahren vorgesehen ist, von
einem Mitglied des Bundestages die Aussprache beantragt, ist �ber
diesen Antrag zuerst abzustimmen. Findet der Antrag die Mehrheit,
wird die betroffene Vorlage als Zusatzpunkt auf die Tagesordnung
der laufenden Sitzungswoche gesetzt.

§ 81
Zweite Beratung von Gesetzentw�rfen

(1) Die zweite Beratung wird mit einer allgemeinen Aussprache er-
�ffnet, wenn sie vom �ltestenrat empfohlen oder von einer Frak-
tion oder von anwesenden f�nf vom Hundert der Mitglieder des
Bundestages verlangt wird. Sie beginnt am zweiten Tag nach Vertei-
lung der Beschlußempfehlung und des Ausschußberichts, fr�her
nur, wenn auf Antrag einer Fraktion oder von f�nf vom Hundert
der Mitglieder des Bundestages zwei Drittel der anwesenden Mit-
glieder des Bundestages es beschließen; bei Gesetzentw�rfen der
Bundesregierung, die f�r dringlich erkl�rt worden sind (Artikel 81
des Grundgesetzes), kann die Fristverk�rzung mit der Mehrheit der
Mitglieder des Bundestages beschlossen werden. F�r den Antrag
gilt die Frist des § 20 Abs. 2 Satz 3.

(2) �ber jede selbst�ndige Bestimmung wird der Reihenfolge nach
und zuletzt �ber Einleitung und �berschrift die Aussprache er�ff-
net und geschlossen. Nach Schluß der Aussprache �ber jede Einzel-
bestimmung wird abgestimmt.

(3) Auf Beschluß des Bundestages kann die Reihenfolge ge�ndert,
die Aussprache �ber mehrere Einzelbestimmungen verbunden oder
�ber Teile einer Einzelbestimmung oder �ber verschiedene �nde-
rungsantr�ge zu demselben Gegenstand getrennt werden.
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(4) �ber mehrere oder alle Teile eines Gesetzentwurfs kann ge-
meinsam abgestimmt werden. �ber Vertr�ge mit ausw�rtigen Staa-
ten und �hnliche Vertr�ge gem�ß Artikel 59 Abs. 2 des Grundgeset-
zes wird im ganzen abgestimmt.

> Artikel 59 Abs. 2 GG
> Artikel 81 GG

§ 82
�nderungsantr�ge und Zur�ckverweisung in zweiter Beratung

(1) �nderungen zu Gesetzentw�rfen in zweiter Beratung k�nnen
beantragt werden, solange die Beratung des Gegenstandes, auf den
sie sich beziehen, noch nicht abgeschlossen ist. Die Antr�ge m�s-
sen von mindestens einem Mitglied des Bundestages unterzeichnet
sein und k�nnen mit einer kurzen Begr�ndung versehen werden;
wenn sie noch nicht verteilt sind, werden sie verlesen.

(2) Zu Vertr�gen mit ausw�rtigen Staaten und �hnlichen Vertr�-
gen, welche die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder
sich auf Gegenst�nde der Bundesgesetzgebung beziehen (Artikel 59
Abs. 2 des Grundgesetzes), sind �nderungsantr�ge nicht zul�ssig.

(3) Solange nicht die letzte Einzelabstimmung erledigt ist, kann
die Vorlage ganz oder teilweise auch an einen anderen Ausschuß
zur�ckverwiesen werden; dies gilt auch f�r bereits beratene Teile.

> Artikel 59 Abs. 2 GG

§ 83
Zusammenstellung der �nderungen

(1) Wurden in der zweiten Beratung �nderungen beschlossen, so
l�ßt sie der Pr�sident zusammenstellen.

(2) Die Beschl�sse der zweiten bilden die Grundlage der dritten Be-
ratung.

(3) Sind in der zweiten Beratung alle Teile eines Gesetzentwurfs ab-
gelehnt worden, so ist die Vorlage abgelehnt und jede weitere Bera-
tung unterbleibt.
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§ 84
Dritte Beratung von Gesetzentw�rfen

Die dritte Beratung erfolgt,

a) wenn in zweiter Beratung keine �nderungen beschlossen wor-
den sind, anschließend,

b) wenn �nderungen beschlossen sind, am zweiten Tage nach Ver-
teilung der Drucksachen mit den beschlossenen �nderungen,
fr�her nur, wenn auf Antrag einer Fraktion oder von f�nf vom
Hundert der Mitglieder des Bundestages zwei Drittel der an-
wesenden Mitglieder des Bundestages es beschließen; bei Ge-
setzentw�rfen der Bundesregierung, die f�r dringlich erkl�rt
worden sind (Artikel 81 des Grundgesetzes), kann die Fristver-
k�rzung mit der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages be-
schlossen werden. F�r den Antrag gilt die Frist des § 20 Abs. 2
Satz 3.

Sie beginnt mit einer allgemeinen Aussprache nur dann, wenn in
zweiter Beratung keine allgemeine Aussprache stattgefunden hat
und sie vom �ltestenrat empfohlen oder von anwesenden f�nf
vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt wird.

> Artikel 81 GG

§ 85
�nderungsantr�ge und Zur�ckverweisung in dritter Beratung

(1) �nderungsantr�ge zu Gesetzentw�rfen in dritter Beratung m�s-
sen von einer Fraktion oder von f�nf vom Hundert der Mitglieder
des Bundestages unterzeichnet sein und k�nnen mit einer kurzen
Begr�ndung versehen werden. Sie d�rfen sich nur auf diejenigen
Bestimmungen beziehen, zu denen in zweiter Beratung �nderun-
gen beschlossen wurden. Die Einzelberatung ist auf diese Bestim-
mungen beschr�nkt.

(2) Vor der Schlußabstimmung kann die Vorlage ganz oder teil-
weise auch an einen anderen Ausschuß zur�ckverwiesen werden;
§ 80 Abs. 1 findet Anwendung. Schl�gt der Ausschuß �nderungen
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gegen�ber den Beschl�ssen des Bundestages in zweiter Beratung
vor, wird die Beschlußempfehlung erneut in zweiter Beratung be-
handelt.

§ 86
Schlußabstimmung

Nach Schluß der dritten Beratung wird �ber den Gesetzentwurf ab-
gestimmt. Sind die Beschl�sse der zweiten Beratung unver�ndert
geblieben, so folgt die Schlußabstimmung unmittelbar. Wurden
�nderungen vorgenommen, so muß die Schlußabstimmung auf
Verlangen einer Fraktion oder von anwesenden f�nf vom Hundert
der Mitglieder des Bundestages ausgesetzt werden, bis die Be-
schl�sse zusammengestellt und verteilt sind. �ber Vertr�ge mit
ausw�rtigen Staaten und �hnliche Vertr�ge findet keine besondere
Schlußabstimmung statt.

§ 87
Verfahren zu Artikel 113 des Grundgesetzes

(1) Macht die Bundesregierung von Artikel 113 Abs. 1 Satz 3 des
Grundgesetzes Gebrauch, so ist die Beschlußfassung auszusetzen.
Der Gesetzentwurf darf fr�hestens nach Eingang der Stellung-
nahme der Bundesregierung oder sechs Wochen nach Zugang des
Verlangens der Bundesregierung beim Bundestagspr�sidenten auf
die Tagesordnung gesetzt werden.

(2) Verlangt die Bundesregierung nach Artikel 113 Abs. 2 des
Grundgesetzes, daß der Bundestag erneut Beschluß faßt, gilt der
Gesetzentwurf als an den federf�hrenden Ausschuß und an den
Haushaltsausschuß zur�ckverwiesen.

(3) Ist das beschlossene Gesetz dem Bundesrat gem�ß § 122 bereits
zugeleitet worden, hat der Pr�sident den Bundesrat von dem Ver-
langen der Bundesregierung in Kenntnis zu setzen. In diesem Falle
gilt die Zuleitung als nicht erfolgt.

> Artikel 113 Abs. 1 und 2 GG
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§ 88
Behandlung von Entschließungsantr�gen

(1) �ber Entschließungsantr�ge (§ 75 Abs. 2 Buchstabe c) wird
nach der Schlußabstimmung �ber den Verhandlungsgegenstand
oder, wenn keine Schlußabstimmung m�glich ist, nach Schluß der
Aussprache abgestimmt. �ber Entschließungsantr�ge zu Teilen des
Haushaltsplanes kann w�hrend der dritten Beratung abgestimmt
werden.

(2) Entschließungsantr�ge k�nnen einem Ausschuß nur �berwie-
sen werden, wenn die Antragsteller nicht widersprechen. Auf Ver-
langen einer Fraktion oder von anwesenden f�nf vom Hundert der
Mitglieder des Bundestages ist die Abstimmung auf den n�chsten
Sitzungstag zu verschieben.

§ 89
Einberufung des Vermittlungsausschusses

Auf Antrag einer Fraktion oder von f�nf vom Hundert der Mitglie-
der des Bundestages kann der Bundestag beschließen, zu Gesetzen,
die der Zustimmung des Bundesrates bed�rfen, die Einberufung
des Vermittlungsausschusses zu verlangen (Artikel 77 Abs. 2 Satz 4
des Grundgesetzes, § 75 Abs. 1 Buchstabe d).

> Artikel 77 Abs. 2 Satz 4 GG

§ 90
Beratung von Beschlußempfehlungen des

Vermittlungsausschusses

Sieht der Einigungsvorschlag des Vermittlungsausschusses eine �n-
derung des vom Bundestag beschlossenen Gesetzes vor, gilt f�r die
Behandlung des Einigungsvorschlages im Bundestag § 10 der Ge-
sch�ftsordnung des Vermittlungsausschusses.

> § 10 Gesch�ftsordnung des Vermittlungsausschusses
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§ 91
Einspruch des Bundesrates

�ber den Antrag auf Zur�ckweisung eines Einspruchs des Bundes-
rates gegen ein vom Bundestag beschlossenes Gesetz (Artikel 77
Abs. 4 des Grundgesetzes) wird ohne Begr�ndung und Aussprache
abgestimmt. Vor der Abstimmung k�nnen lediglich Erkl�rungen
abgegeben werden. �ber den Antrag wird durch Z�hlung der Stim-
men gem�ß § 51 abgestimmt, wenn nicht namentliche Abstim-
mung verlangt wird (§ 52).

> Artikel 77 Abs. 4 GG

§ 92
Rechtsverordnungen

Rechtsverordnungen der Bundesregierung, die der Zustimmung des
Bundestages bed�rfen oder deren Aufhebung der Bundestag inner-
halb einer bestimmten Frist verlangen kann, �berweist der Pr�si-
dent im Benehmen mit dem �ltestenrat unmittelbar an die zust�n-
digen Aussch�sse. Dabei hat er eine Frist zu bestimmen, innerhalb
der der federf�hrende Ausschuß dem Bundestag einen Bericht vor-
zulegen hat. Der Bericht des Ausschusses ist auf die Tagesordnung
der n�chsten Sitzung des Bundestages zu setzen. Legt der Ausschuß
diesen Bericht nicht rechtzeitig vor, ist die Vorlage auch ohne Aus-
schußbericht zur Beschlußfassung auf die Tagesordnung der n�ch-
sten Sitzung des Bundestages zu setzen.

§ 93
Zuleitung und �berweisung von EU-Dokumenten

(1) Dokumente, Berichte, Unterrichtungen, Mitteilungen und son-
stige Informationen in Angelegenheiten der Europ�ischen Union,
die dem Bundestag von der Bundesregierung oder Organen der Eu-
rop�ischen Union �bermittelt werden, sowie Unterrichtungen des
Europ�ischen Parlaments (Unionsdokumente) dienen dem Bundes-
tag als Grundlage zur Wahrnehmung seiner Rechte aus Art. 23 des
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Grundgesetzes und zur Mitwirkung in Angelegenheiten der Euro-
p�ischen Union.

(2) Ein Verzicht gegen�ber der Bundesregierung auf die Zuleitung
von Unionsdokumenten scheidet bei Widerspruch einer Fraktion
oder von f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages aus.

(3) Unionsdokumente, die einem in der Positivliste (Anlage 8) auf-
gef�hrten Dokumententyp entsprechen, kommen f�r eine �ber-
weisung grunds�tzlich in Betracht. Bei Vorbereitung der �berwei-
sungsentscheidung wird die Beratungsrelevanz des Dokuments in
Abstimmung mit den Fraktionen bewertet (Priorisierung). Nicht in
der Positivliste genannte Dokumente werden in geeigneter Form
f�r eine Kenntnisnahme angeboten; auf Verlangen einer Fraktion
oder von f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages findet
auch insoweit eine �berweisung statt.

(4) Die zust�ndigen Aussch�sse k�nnen Unionsdokumente, die
ihnen nicht oder noch nicht �berwiesen sind, zum Verhandlungs-
gegenstand erkl�ren. Die Aussch�sse haben dem Vorsitzenden des
Ausschusses f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen Union an-
zuzeigen, welche Unionsdokumente sie zum Verhandlungsgegen-
stand erkl�rt haben.

(5) Der Vorsitzende des Ausschusses f�r die Angelegenheiten der
Europ�ischen Union legt dem Pr�sidenten in Abstimmung mit den
anderen Aussch�ssen einen �berweisungsvorschlag f�r die einge-
gangenen Unionsdokumente und f�r die von den Aussch�ssen
zum Verhandlungsgegenstand erkl�rten Unionsdokumente vor. Der
Pr�sident �berweist die Unionsdokumente im Benehmen mit den
Fraktionen unverz�glich an einen Ausschuss federf�hrend und an
andere Aussch�sse zur Mitberatung. Wird der vorgesehenen oder
erfolgten �berweisung von einem Ausschuss oder einer Fraktion
widersprochen, entscheidet der �ltestenrat.

(6) Die Titel der �berwiesenen Unionsdokumente werden in einer
Sammel�bersicht aufgenommen, die verteilt wird und aus der er-
sichtlich ist, welchen Aussch�ssen die Vorlagen �berwiesen sind.
Unionsdokumente im Sinne der Anlage 8, zu denen von keiner
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Fraktion eine Beratungsrelevanz angemeldet bzw. eine �berwei-
sung vorgeschlagen wird, werden in der Sammel�bersicht geson-
dert aufgef�hrt.

(7) Ein Unionsdokument wird als Bundestagsdrucksache verteilt,
wenn es der Vorsitzende des Ausschusses f�r die Angelegenheiten
der Europ�ischen Union bei seinem �berweisungsvorschlag vorsieht
oder wenn der federf�hrende Ausschuss eine �ber die Kenntnis-
nahme hinausgehende Beschlussempfehlung vorlegt. Unionsdoku-
mente, die nicht einem in der Positivliste (Anlage 8) aufgef�hrten
Dokumententyp entsprechen (Absatz 3 Satz 3), werden nicht als
Bundestagsdrucksache verteilt; bezieht sich eine Beschlussempfeh-
lung auf ein derartiges Unionsdokument, wird unter Wahrung der
Vertraulichkeit nur �ber dessen wesentlichen Inhalt berichtet.

§ 93a
Ausschussberatung von EU-Dokumenten

(1) Bei der Beratung von Unionsdokumenten pr�fen die Aus-
sch�sse auch die Einhaltung der Grunds�tze der Subsidiarit�t und
Verh�ltnism�ßigkeit. Wird beabsichtigt, insoweit eine Verletzung
zu r�gen, ist zun�chst dem Ausschuss f�r die Angelegenheiten der
Europ�ischen Union Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Be-
absichtigt der federf�hrende Ausschuss nur eine Kenntnisnahme,
ist dennoch dem Bundestag zu berichten, falls der Ausschuss f�r
die Angelegenheiten der Europ�ischen Union Bedenken wegen
einer Verletzung der Grunds�tze der Subsidiarit�t und Verh�ltnis-
m�ßigkeit geltend macht.

(2) Die Aussch�sse k�nnen ihren Beratungen und einer Beschluss-
empfehlung ein Folgedokument zu dem ihnen �berwiesenen Uni-
onsdokument zugrunde legen. Ebenso kann ein federf�hrender
Ausschuss wiederholt eine Beschlussempfehlung vorlegen, insbe-
sondere um neueren Entwicklungen Rechnung zu tragen. Die mit-
beratenden Aussch�sse sind zu unterrichten und erhalten Gelegen-
heit, innerhalb einer vom federf�hrenden Ausschuss festgelegten
Frist eine bereits abgegebene Stellungnahme zu erg�nzen oder er-
neut eine Stellungnahme abzugeben.
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(3) Ein f�r ein bestimmtes Unionsdokument federf�hrender Aus-
schuss ist auch nach Abgabe einer Stellungnahme des Bundestages
f�r die Behandlung eines Bem�hens der Bundesregierung zur Erzie-
lung eines Einvernehmens mit dem Bundestag nach Einlegung
eines Parlamentsvorbehalts zust�ndig. Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend. Der federf�hrende Ausschuss hat dem Bundestag eine er-
neute Beschlussempfehlung vorzulegen.

(4) Die Aussch�sse k�nnen Mitglieder des Europ�ischen Parlaments
sowie Mitglieder des Rates und der Kommission der Europ�ischen
Union oder deren Beauftragte zu ihren Beratungen in Europaange-
legenheiten hinzuziehen. Sie k�nnen Unionsdokumente gemein-
sam mit Aussch�ssen des Europ�ischen Parlaments gleicher Zust�n-
digkeit beraten.

(5) Die Aussch�sse k�nnen zur Vorbereitung von Entscheidungen
�ber Unionsdokumente Delegationen zu einem Ausschuss des Eu-
rop�ischen Parlaments mit gleicher Zust�ndigkeit oder zu anderen
Organen der Europ�ischen Union entsenden.

§ 93b
Ausschuss f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen Union

(1) Dem gem�ß Artikel 45 des Grundgesetzes vom Bundestag zu
bestellenden Ausschuss f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen
Union obliegt nach Maßgabe der Gesch�ftsordnung und der Be-
schl�sse des Bundestages die Behandlung der Unionsdokumente
gem�ß § 93 Abs. 1.

(2) Der Bundestag kann auf Antrag einer Fraktion oder von f�nf
vom Hundert der Mitglieder des Bundestages den Ausschuss f�r die
Angelegenheiten der Europ�ischen Union erm�chtigen, zu bestimmt
bezeichneten Unionsdokumenten die Rechte des Bundestages
gem�ß Artikel 23 des Grundgesetzes gegen�ber der Bundesregierung
wahrzunehmen. Er kann außerdem zu einem Unionsdokument eine
Stellungnahme abgeben, sofern nicht einer der beteiligten Aus-
sch�sse widerspricht. Das Recht des Bundestages, �ber eine Angele-
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genheit der Europ�ischen Union jederzeit selbst zu beschließen,
bleibt unber�hrt.

(3) Der Ausschuss f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen
Union hat im Falle einer Erm�chtigung gem�ß Absatz 2 Satz 1 vor
der Abgabe einer Stellungnahme gegen�ber der Bundesregierung
zu dem Unionsdokument eine Stellungnahme der beteiligten Aus-
sch�sse einzuholen. Will er von der Stellungnahme eines oder
mehrerer Aus sch�sse abweichen, soll eine gemeinsame Sitzung
mit den mitberatenden Aussch�ssen anberaumt werden. In eilbe-
d�rftigen F�llen k�nnen die Vorsitzenden der mitberatenden Aus-
sch�sse entsprechend § 72 Satz 2 schriftlich abstimmen lassen.

(4) Will der Ausschusses f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen
Union von seinem Recht gem�ß Absatz 2 Satz 2 Gebrauch machen,
gilt f�r das Verfahren Absatz 3 entsprechend. Ein federf�hrender
Ausschuss kann unter Angabe einer Begr�ndung verlangen, dass
der Ausschuss f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen Union
pr�ft, ob er von seinem Recht gem�ß Absatz 2 Satz 2 Gebrauch
macht; bei Ablehnung gilt Absatz 6 entsprechend. Mitberatende
Aussch�sse sind zu beteiligen, wenn der federf�hrende und der
Ausschuss f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen Union dies
f�r erforderlich halten; Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(5) Zur Einberufung einer Sitzung des Ausschusses f�r die Angele-
genheiten der Europ�ischen Union außerhalb des Zeitplanes oder
außerhalb des st�ndigen Sitzungsortes des Bundestages ist der Vor-
sitzenden des Ausschusses abweichend von § 60 auch berechtigt,
wenn es die Terminplanung der zust�ndigen Organe der Europ�-
ischen Union erfordert und die Genehmigung des Pr�sidenten er-
teilt worden ist.

(6) �ber den Inhalt und die Begr�ndung der vom Ausschuss f�r
die Angelegenheiten der Europ�ischen Union beschlossenen Stel-
lungnahme gegen�ber der Bundesregierung zu einem Unionsdoku-
ment erstattet der Ausschuss f�r die Angelegenheiten der Europ�-
ischen Union einen Bericht, der als Bundestagsdrucksache verteilt
wird und innerhalb von drei Sitzungswochen nach der Verteilung
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auf die Tagesordnung zu setzen ist. Eine Aussprache findet jedoch
nur statt, wenn diese von einer Fraktion oder von anwesenden
f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt wird.

(7) Der Ausschuss f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen
Union kann bei einem Unionsdokument, das ihm zur Mitberatung
�berwiesen worden ist, �nderungsantr�ge zur Beschlussempfeh-
lung des federf�hrenden Ausschusses stellen; der �nderungsantrag
muss bis sp�testens 18 Uhr des Vortages der Beratung der Be-
schlussempfehlung zu dem Unionsdokument dem Pr�sidenten vor-
gelegt werden.

(8) Zu den Sitzungen des Ausschusses f�r die Angelegenheiten der
Europ�ischen Union erhalten deutsche Mitglieder des Europ�-
ischen Parlaments Zutritt; weitere deutsche Mitglieder des Europ�-
ischen Parlaments sind als Vertreter zur Teilnahme berechtigt. Die
mitwirkungsberechtigten Mitglieder des Europ�ischen Parlaments
werden vom Pr�sidenten des Deutschen Bundestages auf Vorschlag
der Fraktionen des Bundestages, aus deren Parteien deutsche Mit-
glieder in das Europ�ische Parlament gew�hlt worden sind, bis zur
Neuwahl des Europ�ischen Parlaments, l�ngstens bis zum Ende der
Wahlperiode des Deutschen Bundestages berufen. Die berufenen
Mitglieder des Europ�ischen Parlaments sind befugt, die Beratung
von Verhandlungsgegenst�nden anzuregen sowie w�hrend der Be-
ratungen des Ausschusses f�r die Angelegenheiten der Europ�-
ischen Union Ausk�nfte zu erteilen und Stellung zu nehmen.

(9) Der Ausschuss f�r die Angelegenheiten der Europ�ischen
Union hat Grunds�tze �ber die Behandlung der ihm zugeleiteten
Unionsvorlagen aufzustellen und diese zum Ausgangspunkt seiner
Beschlussempfehlung an den Bundestag oder seiner Stellungnahme
gegen�ber der Bundesregierung zu machen.

§ 94
Stabilit�tsvorlagen

Vorlagen der Bundesregierung gem�ß § 8 Abs. 1 des Gesetzes zur
F�rderung der Stabilit�t und des Wachstums der Wirtschaft (Stabi-
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lit�tsvorlagen) werden vom Pr�sidenten unmittelbar dem Haushalt-
sausschuß �berwiesen. Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage sp�-
testens innerhalb der auf den Eingang der Stellungnahme des Bun-
desrates folgenden Sitzungswoche zu beraten. Der Bericht des
Haushaltsausschusses ist sp�testens einen Tag vor Ablauf von vier
Wochen nach Eingang der Vorlage beim Bundestag auf die Tages-
ordnung zu setzen. Hat der Haushaltsausschuß bis zu diesem Zeit-
punkt keine Beschlußempfehlung vorgelegt, ist die Vorlage ohne
Ausschußbericht auf die Tagesordnung der n�chsten Sitzung des
Bundestages zu setzen. �nderungsantr�ge zu Stabilit�tsvorlagen
d�rfen nur auf eine K�rzung der Ausgaben gerichtet sein (§ 42 der
Bundeshaushaltsordnung).

§ 95
Haushaltsvorlagen

(1) Haushaltsvorlagen sind der Entwurf des Haushaltsgesetzes und
des Haushaltsplans, �nderungsvorlagen zu diesen Entw�rfen (Er-
g�nzungsvorlagen), Vorlagen zur �nderung des Haushaltsgesetzes
und des Haushaltsplans (Nachtragshaushaltsvorlagen) sowie son-
stige den Haushalt betreffende Vorlagen. Alle Haushaltsvorlagen
sind dem Haushaltsausschuß zu �berweisen; auf ihr Verlangen sind
die Fachaussch�sse gutachtlich zu h�ren. § 63 Abs. 2 gilt entspre-
chend. Der Haushaltsausschuß soll die Stellungnahmen der betei-
ligten Aussch�sse wiedergeben. Erg�nzungsvorlagen �berweist der
Pr�sident grunds�tzlich ohne erste Beratung. Nachtragshaushalts-
vorlagen k�nnen auf Vorschlag des �ltestenrates durch den Pr�si-
denten ohne erste Beratung �berwiesen und in einer Beratung ab-
schließend behandelt werden.

(2) Die zweite Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes und
des Haushaltsplans darf fr�hestens sechs Wochen, die abschlie-
ßende Beratung von Nachtragshaushaltsvorlagen fr�hestens drei
Wochen nach Zuleitung erfolgen, es sei denn, die Stellungnahme
des Bundesrates geht vor Ablauf der in Artikel 110 Abs. 3 des
Grundgesetzes vorgesehenen Frist ein.
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(3) F�r die abschließende Beratung von Nachtragshaushaltsvorla-
gen findet neben den Bestimmungen f�r die zweite Beratung
(§§ 81, 82) die Bestimmung �ber die Schlußabstimmung (§ 86) ent-
sprechende Anwendung.

(4) Nachtragshaushaltsvorlagen hat der Haushaltsausschuß sp�te-
stens innerhalb der auf den Eingang der Stellungnahme des Bun-
desrates folgenden Sitzungswoche zu beraten. Der Bericht des Aus-
schusses ist auf die Tagesordnung der n�chsten Sitzung des
Bundestages zu setzen. Hat der Ausschuß seine Beratungen nicht
innerhalb der Frist abgeschlossen, ist die Vorlage ohne Ausschußbe-
richt auf die Tagesordnung der n�chsten Sitzung des Bundestages
zu setzen.

> Artikel 110 Abs. 3 GG

§ 96
Finanzvorlagen

(1) Finanzvorlagen sind alle Vorlagen, die wegen ihrer grunds�tzli-
chen Bedeutung oder ihres finanziellen Umfangs geeignet sind, auf
die �ffentlichen Finanzen des Bundes oder der L�nder erheblich
einzuwirken und die nicht Haushaltsvorlagen im Sinne des § 95
sind. Bei Zweifeln �ber den Charakter der Vorlagen entscheidet der
Bundestag nach Anh�rung des Haushaltsausschusses.

(2) Finanzvorlagen werden nach der ersten Beratung dem Haus-
haltsausschuß und dem Fachausschuß �berwiesen. Werden Gesetz-
entw�rfe durch die Annahme eines �nderungsantrags im Ausschuß
zu Finanzvorlagen, hat der Ausschuß den Pr�sidenten hiervon in
Kenntnis zu setzen. Dieser �berweist die vom Ausschuß beschlos-
sene Fassung dem Haushaltsausschuß; die �berweisung kann mit
einer Fristsetzung verbunden sein.

(3) Finanzvorlagen von Mitgliedern des Bundestages m�ssen in der
Begr�ndung die finanziellen Auswirkungen darlegen. Der Pr�sident
gibt der Bundesregierung Gelegenheit, innerhalb von vier Wochen
zu den Auswirkungen auf die �ffentlichen Finanzen des Bundes
und der L�nder Stellung zu nehmen. Der Bericht des Haushaltsaus-
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schusses darf erst nach Eingang der Stellungnahme der Bundesre-
gierung oder nach vier Wochen auf die Tagesordnung gesetzt wer-
den.

(4) Soweit die Finanzvorlage auf die �ffentlichen Finanzen des
Bundes einwirkt, pr�ft der Haushaltsausschuß ihre Vereinbarkeit
mit dem laufenden Haushalt und k�nftigen Haushalten. Ergibt die
Pr�fung des Haushaltsausschusses, daß die Vorlage Auswirkungen
auf den laufenden Haushalt hat, legt er zugleich mit dem Bericht
an den Bundestag einen Vorschlag zur Deckung der Mindereinnah-
men oder Mehrausgaben vor; hat sie Auswirkungen auf die k�nfti-
gen Haushalte, �ußert sich der Haushaltsausschuß in seinem Be-
richt zu den M�glichkeiten k�nftiger Deckung. Hat die
Bundesregierung zu der Vorlage Stellung genommen, �ußert sich
der Haushaltsausschuß in seinem Bericht zu dieser Stellungnahme.
Kann der Haushaltsausschuß keinen Deckungsvorschlag machen,
wird die Vorlage dem Bundestag vorgelegt, der nach Begr�ndung
durch einen Antragsteller lediglich �ber die M�glichkeit einer Dek-
kung ber�t und beschließt. Wird die M�glichkeit zur Deckung
auch vom Bundestag verneint, gilt die Vorlage als erledigt.

(5) Soweit die Finanzvorlage auf die �ffentlichen Finanzen der L�n-
der einwirkt, teilt der Haushaltsausschuß in seinem Bericht Art
und Umfang der Einwirkungen mit.

(6) Ergibt der Bericht des Haushaltsausschusses, daß Mitglieder
oder Beauftragte der Bundesregierung Bedenken gegen die finan-
ziellen Auswirkungen der Vorlage, der Beschl�sse des federf�hren-
den Ausschusses oder des Deckungsvorschlages erheben, gibt der
Pr�sident der Bundesregierung Gelegenheit zur Stellungnahme, so-
weit diese nicht bereits vorliegt. In diesem Fall kann der Bericht
erst nach Eingang der Stellungnahme oder nach vier Wochen auf
die Tagesordnung gesetzt werden. Hat die Bundesregierung Stel-
lung genommen, soll der Haushaltsausschuß sich zu dieser Stel-
lungnahme dem Bundestag gegen�ber �ußern.

(7) Werden in der zweiten Beratung �nderungen mit finanziellen
Auswirkungen von grunds�tzlicher Bedeutung oder erheblichem fi-
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nanziellen Umfang beschlossen, erfolgt die dritte Beratung – nach
vorheriger Beratung im Haushaltsausschuß – erst in der zweiten
Woche nach der Beschlußfassung.

(8) Berichte des Haushaltsausschusses, die einen Deckungsvor-
schlag enthalten, k�nnen ohne Einhaltung der f�r die zweite Bera-
tung von Gesetzentw�rfen vorgeschriebenen Frist (§ 81 Abs. 1 Satz
2) beraten werden. F�r Berichte, die keinen Deckungsvorschlag ent-
halten, kann die f�r die zweite Beratung vorgeschriebene Frist
weder verk�rzt noch aufgehoben werden, es sei denn, daß der Bun-
destag beschließt, gem�ß § 80 Abs. 2 zu verfahren.

§ 96a
Verfahren nach dem Parlamentsbeteiligungsgesetz

(1) Der Vorsitzende eines Ausschusses ist zur Einberufung einer Sit-
zung außerhalb des Zeitplans zur Beratung �ber einen Antrag
gem�ß § 4 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 des
Parlamentsbeteiligungsgesetzes verpflichtet, wenn es eine Fraktion
im Ausschuss oder mindestens ein Drittel der Mitglieder des Aus-
schusses verlangt und die Genehmigung des Pr�sidenten erteilt
worden ist.

(2) Ein Verlangen auf Befassung des Bundestages gem�ß § 4 Abs. 1
Satz 4 oder § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 des Parlaments-
beteiligungsgesetzes muss binnen sieben Tagen seit der Verteilung
der Drucksache beim Pr�sidenten eingehen. Nach Eingang des Ver-
langens unterrichtet der Pr�sident die Fraktionen und die Bundes-
regierung hier�ber unverz�glich.

(3) Unterrichtet die Bundesregierung den Bundestag gem�ß § 6
Abs. 1 des Parlamentsbeteiligungsgesetzes durch einen schriftlichen
Bericht, wird dieser als Drucksache verteilt. Das Gleiche gilt f�r
sonstige schriftliche Unterrichtungen des Bundestages. In F�llen
des § 5 Abs. 1 des Parlamentsbeteiligungsgesetzes werden gem�ß
Absatz 2 grunds�tzlich die Vorsitzenden und Obleute des Ausw�rti-
gen Ausschusses und des Verteidigungsausschusses außerhalb einer
Ausschusssitzung unterrichtet. Hat der Bundestag einem Antrag
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gem�ß § 5 Abs. 3 des Parlamentsbeteiligungsgesetzes zugestimmt,
gelten f�r weitere Unterrichtungen die allgemeinen Regelungen.

(4) Die Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages (Anlage
3) findet Anwendung.

§ 97
Mißtrauensantrag gegen den Bundeskanzler

(1) Der Bundestag kann auf Antrag gem�ß Artikel 67 Abs. 1 des
Grundgesetzes dem Bundeskanzler das Mißtrauen aussprechen. Der
Antrag ist von einem Viertel der Mitglieder des Bundestages oder
einer Fraktion, die mindestens ein Viertel der Mitglieder des Bun-
destages umfaßt, zu unterzeichnen und in der Weise zu stellen,
daß dem Bundestag ein namentlich benannter Kandidat als Nach-
folger zur Wahl vorgeschlagen wird. Antr�ge, die diesen Vorausset-
zungen nicht entsprechen, d�rfen nicht auf die Tagesordnung ge-
setzt werden.

(2) Ein Nachfolger ist, auch wenn mehrere Wahlvorschl�ge ge-
macht sind, in einem Wahlgang mit verdeckten Stimmzetteln
(§ 49) zu w�hlen. Er ist nur dann gew�hlt, wenn er die Stimmen
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt.

(3) F�r den Zeitpunkt der Wahl gilt Artikel 67 Abs. 2 des Grundge-
setzes.

> Artikel 67 GG

§ 98
Vertrauensantrag des Bundeskanzlers

(1) Der Bundeskanzler kann gem�ß Artikel 68 des Grundgesetzes
beantragen, ihm das Vertrauen auszusprechen; f�r den Zeitpunkt
der Abstimmung �ber den Antrag gilt Artikel 68 Abs. 2 des Grund-
gesetzes.

(2) Findet der Antrag nicht die Zustimmung der Mehrheit der Mit-
glieder des Bundestages, kann der Bundestag binnen einundzwan-
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zig Tagen auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Bundestages
gem�ß § 97 Abs. 2 einen anderen Bundeskanzler w�hlen.

> Artikel 68 GG
> Mehrheit der Mitglieder: Artikel 121 GG

§ 99
Dringliche Gesetzentw�rfe der Bundesregierung

nach Artikel 81 des Grundgesetzes

(1) Gesetzentw�rfe der Bundesregierung, die im Rahmen des Arti-
kels 81 des Grundgesetzes von der Bundesregierung als dringlich
bezeichnet oder nach Erkl�rung des Gesetzgebungsnotstandes dem
Bundestag erneut vorgelegt worden sind, m�ssen auf Verlangen der
Bundesregierung auf die Tagesordnung der n�chsten Sitzung ge-
setzt werden. Absetzen von der Tagesordnung ist nur einmal m�g-
lich.

(2) Der Gesetzentwurf gilt auch dann als abgelehnt, wenn zweimal
in der zweiten oder dritten Beratung bei einer Einzel- oder Schlu-
ßabstimmung wegen Beschlußunf�higkeit ergebnislos abgestimmt
worden ist.

> Artikel 81 GG

§ 100
Große Anfragen

Große Anfragen an die Bundesregierung (§ 75 Abs. 1 Buchstabe f)
sind dem Pr�sidenten einzureichen; sie m�ssen kurz und bestimmt
gefaßt sein und k�nnen mit einer kurzen Begr�ndung versehen
werden. Wird in der Begr�ndung auf andere Materialien verwiesen,
findet § 77 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

§ 101
Beantwortung und Beratung von Großen Anfragen

Der Pr�sident teilt der Bundesregierung die Große Anfrage mit und
fordert zur Erkl�rung auf, ob und wann sie antworten werde. Nach
Eingang der Antwort wird die Große Anfrage auf die Tagesordnung
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gesetzt. Die Beratung muß erfolgen, wenn sie von einer Fraktion
oder von f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages ver-
langt wird.

§ 102
Ablehnung der Beantwortung der Großen Anfragen

Lehnt die Bundesregierung �berhaupt oder f�r die n�chsten drei
Wochen die Beantwortung der Großen Anfrage ab, so kann der
Bundestag die Große Anfrage zur Beratung auf die Tagesordnung
setzen. Sie muß erfolgen, wenn sie von einer Fraktion oder von
f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt wird.
Vor der Aussprache kann einer der Anfragenden das Wort zu einer
zus�tzlichen m�ndlichen Begr�ndung erhalten.

§ 103
Beschr�nkung der Beratung �ber Große Anfragen

Gehen Große Anfragen so zahlreich ein, daß sie die ordnungsge-
m�ße Erledigung der Gesch�fte gef�hrden, so kann der Bundestag
zeitweilig die Beratungen dar�ber auf einen bestimmten w�chentli-
chen Sitzungstag beschr�nken. Auch in diesem Falle kann der Bun-
destag die Beratung �ber einzelne Große Anfragen an einem ande-
ren Sitzungstag beschließen.

§ 104
Kleine Anfragen

(1) In Kleinen Anfragen (§ 75 Abs. 3) kann von der Bundesregie-
rung Auskunft �ber bestimmt bezeichnete Bereiche verlangt wer-
den. Die Fragen sind dem Pr�sidenten einzureichen; sie d�rfen
keine unsachlichen Feststellungen oder Wertungen enthalten. Eine
kurze Begr�ndung kann angef�gt werden.

(2) Der Pr�sident fordert die Bundesregierung auf, die Fragen in-
nerhalb von vierzehn Tagen schriftlich zu beantworten; er kann
diese Frist im Benehmen mit dem Fragesteller verl�ngern.
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§ 105
Fragen einzelner Mitglieder des Bundestages

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, kurze Einzelfragen
zur m�ndlichen oder schriftlichen Beantwortung an die Bundes-
regierung zu richten. Das N�here wird in Richtlinien geregelt (An-
lage 4).

§ 106
Aktuelle Stunde und Befragung der Bundesregierung

(1) F�r die Aussprache �ber ein bestimmt bezeichnetes Thema von
allgemeinem aktuellen Interesse in Kurzbeitr�gen von f�nf Minu-
ten (Aktuelle Stunde) gelten, soweit diese Gesch�ftsordnung nichts
anderes vorschreibt, die Richtlinien (Anlage 5).

(2) In Sitzungswochen findet eine Befragung der Bundesregierung
statt, bei der die Mitglieder des Bundestages Fragen von aktuellem
Interesse an die Bundesregierung im Rahmen ihrer Verantwortlich-
keit, vorrangig jedoch zur vorangegangenen Sitzung der Bundes-
regierung, stellen k�nnen. Das N�here wird in Richtlinien geregelt
(Anlage 7).

§ 107
Immunit�tsangelegenheiten

(1) Ersuchen in Immunit�tsangelegenheiten sind vom Pr�sidenten
unmittelbar an den Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und
Gesch�ftsordnung weiterzuleiten.

(2) Dieser hat Grunds�tze �ber die Behandlung von Ersuchen auf
Aufhebung der Immunit�t von Mitgliedern des Bundestages aufzu-
stellen (Anlage 6) und diese Grunds�tze zum Ausgangspunkt seiner
in Einzelf�llen zu erarbeitenden Beschlußempfehlungen an den
Bundestag zu machen.

(3) Die Beratung �ber eine Beschlußempfehlung ist an Fristen
nicht gebunden. Sie soll fr�hestens am dritten Tage nach Vertei-
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lung der Vorlage (§ 75 Abs. 1 Buchstabe h) beginnen. Ist die Be-
schlußempfehlung noch nicht verteilt, wird sie verlesen.

(4) Vor der Konstituierung des Ausschusses f�r Wahlpr�fung, Im-
munit�t und Gesch�ftsordnung kann der Pr�sident dem Bundestag
in Immunit�tsangelegenheiten unmittelbar eine Beschlußempfeh-
lung vorlegen.

> Artikel 46 GG

IX. Behandlung von Petitionen

§ 108
Zust�ndigkeit des Petitionsausschusses

(1) Dem gem�ß Artikel 45c des Grundgesetzes vom Bundestag zu
bestellenden Petitionsausschuß obliegt die Behandlung der nach
Artikel 17 des Grundgesetzes an den Bundestag gerichteten Bitten
und Beschwerden. Aufgaben und Befugnisse des Wehrbeauftragten
des Bundestages bleiben unber�hrt.

(2) Soweit sich aus dem Gesetz �ber die Befugnisse des Petitions-
ausschusses des Deutschen Bundestages nichts anderes ergibt, wer-
den die Petitionen gem�ß den nachfolgenden Bestimmungen be-
handelt.

> Artikel 45c GG

§ 109
�berweisung der Petitionen

(1) Der Pr�sident �berweist die Petitionen an den Petitionsaus-
schuß. Dieser holt eine Stellungnahme der Fachaussch�sse ein,
wenn die Petitionen einen Gegenstand der Beratung in diesen
Fachaussch�ssen betreffen.

(2) Mitglieder des Bundestages, die eine Petition �berreichen, sind
auf ihr Verlangen zu den Ausschußverhandlungen mit beratender
Stimme zuzuziehen.
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§ 110
Rechte des Petitionsausschusses

(1) Der Petitionsausschuß hat Grunds�tze �ber die Behandlung
von Bitten und Beschwerden aufzustellen und diese Grunds�tze
zum Ausgangspunkt seiner Entscheidung im Einzelfall zu machen.

(2) Soweit Ersuchen um Aktenvorlage, Auskunft oder Zutritt zu
Einrichtungen unmittelbar an Beh�rden des Bundes, bundesunmit-
telbare K�rperschaften, Anstalten und Stiftungen des �ffentlichen
Rechts gerichtet werden, ist das zust�ndige Mitglied der Bundesre-
gierung zu verst�ndigen.

(3) Von der Anh�rung des Petenten, Zeugen oder Sachverst�ndigen
ist das zust�ndige Mitglied der Bundesregierung rechtzeitig zu un-
terrichten.

§ 111
�bertragung von Befugnissen auf einzelne Mitglieder

des Petitionsausschusses

Die �bertragung von Befugnissen nach dem Gesetz nach Artikel
45c des Grundgesetzes auf eines oder mehrere seiner Mitglieder
muß der Petitionsausschuß im Einzelfall beschließen. Inhalt und
Umfang der �bertragung sind im Beschluß zu bestimmen.

§ 112
Beschlußempfehlung und Bericht des Petitionsausschusses

(1) Der Bericht �ber die vom Petitionsausschuß behandelten Peti-
tionen wird mit einer Beschlußempfehlung dem Bundestag in
einer Sammel�bersicht vorgelegt. Der Bericht soll monatlich vorge-
legt werden. Dar�ber hinaus erstattet der Petitionsausschuß dem
Bundestag j�hrlich einen schriftlichen Bericht �ber seine T�tigkeit.

(2) Die Berichte werden gedruckt, verteilt und innerhalb von drei
Sitzungswochen nach der Verteilung auf die Tagesordnung gesetzt;
sie k�nnen vom Berichterstatter m�ndlich erg�nzt werden. Eine
Aussprache findet jedoch nur statt, wenn diese von einer Fraktion
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oder von anwesenden f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bun-
destages verlangt wird.

(3) Den Einsendern wird die Art der Erledigung ihrer Petition mit-
geteilt. Diese Mitteilung soll mit Gr�nden versehen sein.

X. Der Wehrbeauftragte des Bundestages

§ 113
Wahl des Wehrbeauftragten

Die Wahl des Wehrbeauftragten erfolgt mit verdeckten Stimmzet-
teln (§ 49).

> Artikel 45b GG

§ 114
Berichte des Wehrbeauftragten

(1) Die Berichte des Wehrbeauftragten �berweist der Pr�sident
dem Verteidigungsausschuß, es sei denn, daß eine Fraktion oder
f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangen, ihn
auf die Tagesordnung zu setzen.

(2) Der Verteidigungsausschuß hat dem Bundestag Bericht zu er-
statten.

§ 115
Beratung der Berichte des Wehrbeauftragten

(1) Der Pr�sident erteilt dem Wehrbeauftragten in der Aussprache
�ber die von ihm vorgelegten Berichte das Wort, wenn es von
einer Fraktion oder von anwesenden f�nf vom Hundert der Mit-
glieder des Bundestages verlangt worden ist.

(2) Die Herbeirufung des Wehrbeauftragten zu den Sitzungen des
Bundestages kann von einer Fraktion oder von anwesenden f�nf
vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt werden; Ab-
satz 1 findet entsprechende Anwendung.
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XI. Beurkundung und Vollzug der Beschl�sse
des Bundestages

§ 116
Plenarprotokolle

(1) �ber jede Sitzung wird ein Stenographischer Bericht (Plenar-
protokoll) angefertigt.

(2) Die Plenarprotokolle werden an die Mitglieder des Bundestages
verteilt.

(3) Alle anderen Aufnahmen der Verhandlungen des Bundestages,
z. B. Tonbandaufnahmen, sind im Parlamentsarchiv niederzulegen.

§ 117
Pr�fung der Niederschrift durch den Redner

Jeder Redner erh�lt die Niederschrift seiner Rede zur Pr�fung. Sie
ist innerhalb von zwei Stunden an den Stenographischen Dienst
zur�ckzugeben. Die Niederschrift wird in Druck gegeben, wenn der
Redner sie nicht fristgerecht zur�ckgibt. Niederschriften von Reden
d�rfen vor ihrer Pr�fung durch den Redner einem anderen als dem
Pr�sidenten nur mit Zustimmung des Redners zur Einsicht �berlas-
sen werden.

§ 118
Korrektur der Niederschrift

(1) Durch Korrekturen, die der Redner an der Niederschrift vor-
nimmt, darf der Sinn der Rede oder ihrer einzelnen Teile nicht ge-
�ndert werden. Ergeben sich hinsichtlich der Zul�ssigkeit einer Kor-
rektur Zweifel und wird keine Verst�ndigung zwischen dem Redner
und dem Leiter des Stenographischen Dienstes erzielt, so ist die
Entscheidung des amtierenden Pr�sidenten einzuholen.

(2) Der Pr�sident kann alle Beweismittel heranziehen.
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§ 119
Niederschrift von Zwischenrufen

(1) Ein Zwischenruf, der in die Niederschrift aufgenommen wor-
den ist, wird Bestandteil des Plenarprotokolls, es sei denn, daß er
mit Zustimmung des Pr�sidenten und der Beteiligten gestrichen
wird.

(2) Ein Zwischenruf, der dem Pr�sidenten entgangen ist, kann
auch noch in der n�chsten Sitzung ger�gt werden.

§ 120
Beurkundung der Beschl�sse

Außer dem Plenarprotokoll wird �ber jede Sitzung ein Beschluß-
protokoll (Amtliches Protokoll) gefertigt, das vom Pr�sidenten un-
terzeichnet wird. Das Amtliche Protokoll wird an die Mitglieder des
Bundestages verteilt und gilt als genehmigt, wenn bis zu dem auf
die Verteilung folgenden Sitzungstag kein Einspruch erhoben wird.

§ 121
Einspruch gegen das Amtliche Protokoll

Wird gegen das Amtliche Protokoll Einspruch erhoben und dieser
nicht durch die Erkl�rung der Schriftf�hrer erledigt, so befragt der
Pr�sident den Bundestag. Wird der Einspruch f�r begr�ndet erach-
tet, so ist die neue Fassung der beanstandeten Stelle dem n�chsten
Amtlichen Protokoll beizuf�gen.

§ 122
�bersendung beschlossener Gesetze

(1) Der Pr�sident des Bundestages �bersendet das beschlossene Ge-
setz unverz�glich dem Bundesrat (Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 des
Grundgesetzes).

(2) Je einen Abdruck des Gesetzesbeschlusses �bersendet der Pr�si-
dent an den Bundeskanzler und an den federf�hrenden Minister
und teilt dabei mit, wann die Zuleitung des beschlossenen Gesetzes
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an den Bundesrat nach Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes
erfolgt ist.

(3) Werden vor �bersendung nach Absatz 1 in der vom Bundestag
in der Schlußabstimmung angenommenen Fassung des Gesetzes
Druckfehler oder andere offenbare Unrichtigkeiten festgestellt,
kann der Pr�sident im Einvernehmen mit dem federf�hrenden Aus-
schuß eine Berichtigung veranlassen. Ist das Gesetz gem�ß Absatz
1 bereits �bersandt, macht der Pr�sident nach Einwilligung des fe-
derf�hrenden Ausschusses den Pr�sidenten des Bundesrates auf die
Druckfehler oder andere offenbare Unrichtigkeiten mit der Bitte
aufmerksam, sie im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu berichti-
gen. Von dieser Bitte ist dem Bundeskanzler und dem federf�hren-
den Minister Mitteilung zu machen.

> Artikel 77 Abs. 1 GG

§ 122a
Elektronische Dokumente

(1) Soweit f�r die Einbringung von Vorlagen Schriftform vorgese-
hen ist, gen�gt dieser Form die Aufzeichnung als elektronisches
Dokument, wenn dieses f�r die weitere Bearbeitung geeignet ist.

(2) Das Dokument muss mit einer elektronischen Signatur nach
dem Signaturgesetz versehen sein. Das N�here regeln Ausf�hrungs-
bestimmungen, die vom �ltestenrat zu erlassen sind.

§ 123
Fristenberechnung

(1) Bei Fristen wird der Tag der Verteilung der Drucksache nicht
eingerechnet; sie gilt als verteilt, wenn sie den Mitgliedern des
Bundestages in ihre F�cher gelegt worden ist.

(2) Die Fristen gelten auch dann als gewahrt, wenn infolge techni-
scher Schwierigkeiten oder aus zuf�lligen Gr�nden einzelne Mit-
glieder des Bundestages eine Drucksache erst nach der allgemeinen
Verteilung erhalten.
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§ 124
Wahrung der Frist

Bei Berechnung einer Frist, innerhalb der eine Erkl�rung gegen�ber
dem Bundestag abzugeben oder eine Leistung zu bewirken ist, wird
der Tag, an dem die Erkl�rung oder Leistung erfolgt, nicht mitge-
rechnet. Ist danach die Erkl�rung oder Leistung an einem Sonn-
abend, Sonntag oder einem am Sitz des Bundestages gesetzlich an-
erkannten Feiertag zu bewirken, so tritt an dessen Stelle der
n�chstfolgende Werktag. Die Erkl�rung oder Leistung ist w�hrend
der �blichen Dienststunden, sp�testens aber um 18 Uhr, zu bewir-
ken.

§ 125
Unerledigte Gegenst�nde

Am Ende der Wahlperiode des Bundestages gelten alle Vorlagen als
erledigt. Dies gilt nicht f�r Petitionen und f�r Vorlagen, die keiner
Beschlußfassung bed�rfen.

XII. Abweichungen und Auslegung dieser Gesch�ftsordnung

§ 126
Abweichungen von dieser Gesch�ftsordnung

Abweichungen von den Vorschriften dieser Gesch�ftsordnung k�n-
nen im einzelnen Fall mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden
Mitglieder des Bundestages beschlossen werden, wenn die Bestim-
mungen des Grundgesetzes dem nicht entgegenstehen.

§ 127
Auslegung dieser Gesch�ftsordnung

(1) W�hrend einer Sitzung des Bundestages auftretende Zweifel
�ber die Auslegung dieser Gesch�ftsordnung entscheidet der Pr�si-
dent f�r den Einzelfall. Im �brigen obliegt die Auslegung dieser Ge-
sch�ftsordnung dem Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und
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Gesch�ftsordnung; der Pr�sident, ein Ausschuß, eine Fraktion, ein
Viertel der Mitglieder des Ausschusses f�r Wahlpr�fung, Immunit�t
und Gesch�ftsordnung oder f�nf vom Hundert der Mitglieder des
Bundestages k�nnen verlangen, daß die Auslegung dem Bundestag
zur Entscheidung vorgelegt wird.

(2) Wird ein entsprechendes Verlangen gem�ß Absatz 1 Satz 2
nicht vorgebracht, entscheidet der Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Im-
munit�t und Gesch�ftsordnung, in welcher Form seine Auslegung
bekanntzumachen ist.

§ 128
Rechte des Ausschusses f�r Wahlpr�fung,

Immunit�t und Gesch�ftsordnung

Der Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsordnung
kann Fragen aus seinem Gesch�ftsbereich beraten und dem Bun-
destag Empfehlungen unterbreiten (§ 75 Abs. 1 Buchstabe h).

ANLAGE 1

Verhaltensregeln f�r Mitglieder des Deutschen Bundestages

§ 1
Anzeigepflicht

(1) Ein Mitglied des Bundestages ist verpflichtet, dem Pr�sidenten
aus der Zeit vor seiner Mitgliedschaft im Bundestag schriftlich an-
zuzeigen:

1. die zuletzt ausge�bte Berufst�tigkeit;

2. T�tigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwal-
tungsrates, Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Gesell-
schaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Un-
ternehmens;
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3. T�tigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwal-
tungsrates, Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer K�r-
perschaft oder Anstalt des �ffentlichen Rechts.

(2) Ein Mitglied des Bundestages ist zus�tzlich verpflichtet, dem
Pr�sidenten schriftlich die folgenden T�tigkeiten und Vertr�ge, die
w�hrend der Mitgliedschaft im Bundestag ausge�bt oder aufge-
nommen werden bzw. wirksam sind, anzuzeigen:

1. entgeltliche T�tigkeiten neben dem Mandat, die selbstst�ndig
oder im Rahmen eines Anstellungsverh�ltnisses ausge�bt wer-
den. Darunter fallen z. B. die Fortsetzung einer vor der Mitglied-
schaft ausge�bten Berufst�tigkeit sowie Beratungs-, Vertretungs-,
Gutachter-, publizistische und Vortragst�tigkeiten. Die Anzeige-
pflicht f�r die Erstattung von Gutachten, f�r publizistische und
Vortragst�tigkeiten entf�llt, wenn die H�he der jeweils verein-
barten Eink�nfte den Betrag von 1000 Euro im Monat oder von
10000 Euro im Jahr nicht �bersteigt;

2. T�tigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwal-
tungsrates, Beirates oder sonstigen Gremiums einer Gesellschaft
oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unterneh-
mens;

3. T�tigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwal-
tungsrates, Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer K�r-
perschaft oder Anstalt des �ffentlichen Rechts;

4. T�tigkeiten als Mitglied eines Vorstandes oder eines sonstigen
leitenden oder beratenden Gremiums eines Vereins, Verbandes
oder einer �hnlichen Organisation sowie einer Stiftung mit
nicht ausschließlich lokaler Bedeutung;

5. das Bestehen bzw. der Abschluss von Vereinbarungen, wonach
dem Mitglied des Bundestages w�hrend oder nach Beendigung
der Mitgliedschaft bestimmte T�tigkeiten �bertragen oder Ver-
m�gensvorteile zugewendet werden sollen;

6. Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften, wenn da-
durch ein wesentlicher wirtschaftlicher Einfluss auf ein Unter-
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nehmen begr�ndet wird. Die Grenzen der Anzeigepflicht legt
der Pr�sident in den gem�ß Absatz 4 zu erlassenden Ausf�h-
rungsbestimmungen fest.

(3) Bei einer T�tigkeit und einem Vertrag, die gem�ß Absatz 2 Nr.
1 bis 5 anzeigepflichtig sind, ist auch die H�he der jeweiligen Ein-
k�nfte anzugeben, wenn diese im Monat den Betrag von 1000
Euro oder im Jahr den Betrag von 10000 Euro �bersteigen. Zu
Grunde zu legen sind hierbei die f�r eine T�tigkeit zu zahlenden
Bruttobetr�ge unter Einschluss von Entsch�digungs-, Ausgleichs-
und Sachleistungen.

(4) Der Pr�sident erl�sst Ausf�hrungsbestimmungen �ber Inhalt
und Umfang der Anzeigepflicht, nachdem er dem Pr�sidium und
den Fraktionsvorsitzenden Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben
hat.

(5) Die Anzeigepflicht umfasst nicht die Mitteilung von Tatsachen
�ber Dritte, f�r die der Abgeordnete gesetzliche Zeugnisverweige-
rungsrechte oder Verschwiegenheitspflichten geltend machen
kann. Der Pr�sident kann in diesen F�llen in den Ausf�hrungsbe-
stimmungen festlegen, dass die Anzeigepflicht so zu erf�llen ist,
dass die in Satz 1 genannten Rechte nicht verletzt werden. Hierzu
kann er insbesondere vorsehen, dass statt der Angaben zum Auf-
traggeber eine Branchenbezeichnung anzugeben ist.

(6) Anzeigen nach den Verhaltensregeln sind innerhalb einer Frist
von drei Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft im Deutschen
Bundestag sowie nach Eintritt von �nderungen oder Erg�nzungen
w�hrend der Wahlperiode dem Pr�sidenten einzureichen.

§ 2
Rechtsanw�lte

(1) Mitglieder des Bundestages, die gegen Entgelt gerichtlich oder
außergerichtlich f�r die Bundesrepublik Deutschland auftreten,
haben dem Pr�sidenten die �bernahme der Vertretung anzuzeigen,
wenn das Honorar einen vom Pr�sidenten festgelegten Mindestbe-
trag �bersteigt.
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(2) Mitglieder des Bundestages, die gegen Entgelt zur Besorgung
fremder Angelegenheiten gerichtlich oder außergerichtlich gegen
die Bundesrepublik Deutschland auftreten, haben dem Pr�sidenten
die �bernahme der Vertretung anzuzeigen, wenn das Honorar
einen vom Pr�sidenten festgelegten Mindestbetrag �bersteigt.

(3) Abs�tze 1 und 2 gelten entsprechend bei gerichtlichem oder
außergerichtlichem Auftreten insbesondere f�r oder gegen bundes-
unmittelbare K�rperschaften, Anstalten oder Stiftungen des �ffent-
lichen Rechts.

§ 3
Ver�ffentlichung

Die Angaben gem�ß § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 6 werden
im Amtlichen Handbuch und auf den Internetseiten des Deut-
schen Bundestages ver�ffentlicht. Die Angaben gem�ß § 1 Abs. 3
�ber Eink�nfte werden in der Form ver�ffentlicht, dass bezogen
auf jeden einzelnen ver�ffentlichten Sachverhalt jeweils eine von
drei Einkommensstufen ausgewiesen wird. Die Stufe 1 erfasst ein-
malige oder regelm�ßige monatliche Eink�nfte einer Gr�ßenord-
nung von 1000 bis 3500 Euro, die Stufe 2 Eink�nfte bis 7000 Euro
und die Stufe 3 Eink�nfte �ber 7000 Euro. Regelm�ßige monatliche
Eink�nfte werden als solche gekennzeichnet. Werden innerhalb
eines Kalenderjahres unregelm�ßige Eink�nfte zu einer T�tigkeit
angezeigt, wird die Jahressumme gebildet und die Einkommens-
stufe mit der Jahreszahl ver�ffentlicht.

§ 4
Spenden

(1) Ein Mitglied des Bundestages hat �ber Geldspenden und geld-
werte Zuwendungen aller Art (Spenden), die ihm f�r seine politi-
sche T�tigkeit zur Verf�gung gestellt werden, gesondert Rechnung
zu f�hren.

(2) Eine Spende, deren Wert in einem Kalenderjahr 5000 Euro
�bersteigt, ist unter Angabe des Namens und der Anschrift des
Spenders sowie der Gesamth�he dem Pr�sidenten anzuzeigen.
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(3) Spenden sind, soweit sie in einem Kalenderjahr einzeln oder
bei mehreren Spenden desselben Spenders zusammen den Wert
von 10000 Euro �bersteigen, vom Pr�sidenten unter Angabe ihrer
H�he und Herkunft zu ver�ffentlichen.

(4) F�r Geldspenden an ein Mitglied des Bundestages findet § 25
Abs. 2 und 4 des Gesetzes �ber die politischen Parteien entspre-
chende Anwendung.

(5) Geldwerte Zuwendungen sind wie Geldspenden zu behandeln
mit der folgenden Maßgabe:

a) Geldwerte Zuwendungen aus Anlaß der Wahrnehmung interpar-
lamentarischer oder internationaler Beziehungen oder zur Teil-
nahme an Veranstaltungen zur Darstellung der Standpunkte des
Deutschen Bundestages oder seiner Fraktionen gelten nicht als
Spenden im Sinne dieser Vorschrift; sie sind jedoch entspre-
chend Absatz 2 anzuzeigen.

b) Geldwerte Zuwendungen, die ein Mitglied des Bundestages als
Gastgeschenk in bezug auf sein Mandat erh�lt, m�ssen dem Pr�-
sidenten angezeigt und ausgeh�ndigt werden; das Mitglied kann
beantragen, das Gastgeschenk gegen Bezahlung des Gegenwertes
an die Bundeskasse zu behalten. Einer Anzeige bedarf es nicht,
wenn der materielle Wert des Gastgeschenks einen Betrag nicht
�bersteigt, der in den Ausf�hrungsbestimmungen des Pr�siden-
ten festgelegt wird (§ 1 Abs. 4).

(6) Der Pr�sident entscheidet im Benehmen mit dem Pr�sidium
�ber die Verwendung angezeigter Gastgeschenke und rechtswidrig
angenommener Spenden.

§ 5
Hinweise auf Mitgliedschaft

Hinweise auf die Mitgliedschaft im Bundestag in beruflichen oder
gesch�ftlichen Angelegenheiten sind unzul�ssig.

ANLAGE 1 – VERHALTENSREGELN 82



§ 6
Interessenverkn�pfung im Ausschuß

Ein Mitglied des Bundestages, das entgeltlich mit einem Gegen-
stand besch�ftigt ist, der in einem Ausschuß des Bundestages zur
Beratung ansteht, hat als Mitglied dieses Ausschusses vor der Bera-
tung eine Interessenverkn�pfung offenzulegen, soweit sie nicht aus
den gem�ß § 3 ver�ffentlichten Angaben ersichtlich ist.

§ 7
R�ckfrage

In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Bundestages verpflichtet, sich
durch R�ckfragen beim Pr�sidenten �ber den Inhalt seiner Pflich-
ten nach diesen Verhaltensregeln zu vergewissern.

§ 8
Verfahren

(1) Bestehen Anhaltspunkte daf�r, dass ein Mitglied des Bundesta-
ges seine Pflichten nach den Verhaltensregeln verletzt hat, holt der
Pr�sident zun�chst dessen Stellungnahme ein und leitet eine Pr�-
fung in tats�chlicher und rechtlicher Hinsicht ein. Er kann von
dem betroffenen Mitglied erg�nzende Ausk�nfte zur Erl�uterung
und Aufkl�rung des Sachverhalts verlangen und den Vorsitzenden
der Fraktion, der dieses Mitglied angeh�rt, um Stellungnahme bit-
ten.

(2) Ergibt sich nach der �berzeugung des Pr�sidenten, dass ein
minder schwerer Fall bzw. leichte Fahrl�ssigkeit vorliegt (z. B. �ber-
schreitung von Anzeigefristen), wird das betreffende Mitglied er-
mahnt. Ansonsten teilt der Pr�sident das Ergebnis der �berpr�fung
dem Pr�sidium und den Vorsitzenden der Fraktionen mit. Das Pr�-
sidium stellt nach Anh�rung des betroffenen Mitglieds fest, ob ein
Verstoß gegen die Verhaltensregeln vorliegt. Die Feststellung des
Pr�sidiums, dass ein Mitglied des Bundestages seine Pflichten nach
den Verhaltensregeln verletzt hat, wird unbeschadet weiterer Sank-
tionen nach § 44a des Abgeordnetengesetzes als Drucksache ver�f-
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fentlicht. Die Feststellung, dass eine Verletzung nicht vorliegt, wird
auf Wunsch des Mitglieds des Bundestages ver�ffentlicht.

(3) Bestehen Anhaltspunkte f�r eine Pflichtverletzung gegen ein
Mitglied des Pr�sidiums oder gegen einen Fraktionsvorsitzenden,
nimmt das betroffene Mitglied des Bundestages an Sitzungen im
Rahmen dieses Verfahrens nicht teil. Anstelle eines betroffenen
Fraktionsvorsitzenden wird sein Stellvertreter gem�ß Absatz 1 ange-
h�rt und gem�ß Absatz 2 unterrichtet. Bestehen Anhaltspunkte
daf�r, dass der Pr�sident seine Pflichten nach den Verhaltensregeln
verletzt hat, hat sein Stellvertreter nach den Vorschriften der Ab-
s�tze 1 und 2 zu verfahren.

(4) Das Pr�sidium kann gegen das Mitglied des Bundestages, das
seine Anzeigepflicht verletzt hat, nach erneuter Anh�rung ein Ord-
nungsgeld festsetzen. Die H�he des Ordnungsgeldes bemisst sich
nach der Schwere des Einzelfalles und nach dem Grad des Ver-
schuldens. Es kann bis zur H�he der H�lfte der j�hrlichen Abgeord-
netenentsch�digung festgesetzt werden. Der Pr�sident f�hrt die
Festsetzung aus. Auf Wunsch des betreffenden Mitglieds kann eine
Ratenzahlung vereinbart werden. § 31 Satz 3 und 4 des Abgeordne-
tengesetzes gilt entsprechend.

(5) In F�llen des § 44a Abs. 3 des Abgeordnetengesetzes leitet der
Pr�sident nach Anh�rung des betroffenen Mitglieds eine Pr�fung in
tats�chlicher und rechtlicher Hinsicht ein. Dabei ist bei der Pr�fung
auf Vorliegen einer angemessenen Gegenleistung im Sinne des § 44a
Abs. 2 Satz 3 des Abgeordnetengesetzes auf die Verkehrs�blichkeit
abzustellen; hilfsweise ist entscheidend, ob Leistung und Gegen-
leistung offensichtlich außer Verh�ltnis stehen. Maßnahmen nach
diesem Absatz setzen voraus, dass der Erhalt der Zuwendung oder
des Verm�gensvorteils nicht l�nger als drei Jahre zur�ckliegt. Der
Pr�sident kann von dem Mitglied erg�nzende Ausk�nfte zur Erl�ute-
rung und Aufkl�rung des Sachverhalts verlangen und den Vorsitzen-
den der Fraktion, der dieses Mitglied angeh�rt, um Stellungnahme
bitten. Ergibt sich nach der �berzeugung des Pr�sidenten, dass eine
unzul�ssige Zuwendung nach § 44a Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes
vorliegt, teilt er das Ergebnis der �berpr�fung dem Pr�sidium und
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den Vorsitzenden der Fraktionen mit. Das Pr�sidium stellt nach An-
h�rung des betroffenen Mitglieds fest, ob ein Verstoß gegen § 44a
Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes vorliegt. Der Pr�sident macht den
Anspruch gem�ß § 44a Abs. 3 des Abgeordnetengesetzes im Wege
eines Verwaltungsaktes geltend. Die Feststellung, dass ein Mitglied
des Bundestages seine Pflichten nach dem Abgeordnetengesetz ver-
letzt hat, wird unbeschadet weiterer Sanktionen nach § 44a des Ab-
geordnetengesetzes als Drucksache ver�ffentlicht. Die Feststellung,
dass eine Verletzung nicht vorliegt, wird auf Wunsch des Mitglieds
des Bundestages ver�ffentlicht. Absatz 3 gilt entsprechend.

ANLAGE 2

Registrierung von Verb�nden und deren Vertretern

(1) Der Pr�sident des Bundestages f�hrt eine �ffentliche Liste, in
der alle Verb�nde, die Interessen gegen�ber dem Bundestag oder
der Bundesregierung vertreten, eingetragen werden.

(2) Eine Anh�rung ihrer Vertreter findet nur statt, wenn sie sich in
diese Liste eingetragen haben und dabei folgende Angaben ge-
macht haben:

Name und Sitz des Verbandes
Zusammensetzung von Vorstand und Gesch�ftsf�hrung
Interessenbereich des Verbandes
Mitgliederzahl
Namen der Verbandsvertreter sowie

Anschrift der Gesch�ftsstelle am Sitz von Bundestag und Bundesre-
gierung.

(3) Hausausweise f�r Interessenvertreter werden nur ausgestellt,
wenn die Angaben nach Absatz 2 gemacht wurden.

(4) Die Eintragung in die Liste begr�ndet keinen Anspruch auf An-
h�rung oder Ausstellung eines Hausausweises.
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(5) Die Liste ist vom Pr�sidenten j�hrlich im Bundesanzeiger zu
ver�ffentlichen.

ANLAGE 3

Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Diese Geheimschutzordnung gilt f�r Verschlußsachen (VS), die
innerhalb des Bundestages entstehen oder dem Bundestag, seinen
Aussch�ssen oder Mitgliedern des Bundestages zugeleitet wurden.
Die f�r die Aussch�sse geltenden Vorschriften finden Anwendung
auf andere Gremien, die vom Bundestag bzw. den Aussch�ssen ein-
gesetzt sind oder auf gesetzlicher Grundlage beruhen.

(2) VS sind Angelegenheiten aller Art, die durch besondere Sicher-
heitsmaßnahmen gegen die Kenntnis durch Unbefugte gesch�tzt
werden m�ssen.

(3) VS k�nnen alle Formen der Darstellung von Kenntnissen und
Erkenntnissen sein. Zwischenmaterial (z. B. Vorentw�rfe, Aufzeich-
nungen auf Tontr�ger, Stenogramme, Kohlepapier, Schablonen,
Fehldrucke, u. U. auch L�schpapier) ist wie eine VS zu behandeln.

§ 2
Geheimhaltungsgrade

(1) VS werden je nach dem Schutz, dessen sie bed�rfen, in fol-
gende Geheimhaltungsgrade eingestuft:

streng geheim Abk�rzung: str.geh.
geheim Abk�rzung: geh.
VS-Vertraulich Abk�rzung: VS-Vertr.
VS-Nur f�r den Dienstgebrauch Abk�rzung: VS-NfD.

ANLAGE 3 – GEHEIMSCHUTZORDNUNG 86



(2) Als streng geheim eingestuft werden VS, deren Kenntnis durch
Unbefugte den Bestand der Bundesrepublik Deutschland oder eines
ihrer L�nder gef�hrden w�rde.

(3) Als geheim eingestuft werden VS, deren Kenntnis durch Unbe-
fugte die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder eines
ihrer L�nder gef�hrden, ihren Interessen oder ihrem Ansehen
schweren Schaden zuf�gen oder f�r einen fremden Staat von gro-
ßem Vorteil sein w�rde.

(4) Als VS-Vertraulich eingestuft werden VS, deren Kenntnis durch
Unbefugte den Interessen oder dem Ansehen der Bundesrepublik
Deutschland oder eines ihrer L�nder abtr�glich oder f�r einen
fremden Staat von Vorteil sein k�nnte.

(5) VS, die nicht unter die Geheimhaltungsgrade streng geheim,
geheim oder VS-Vertraulich fallen, aber nicht f�r die �ffentlichkeit
bestimmt sind, erhalten den Geheimhaltungsgrad VS-Nur f�r den
Dienstgebrauch. Protokolle �ber nicht�ffentliche Sitzungen der
Aussch�sse (§ 69 Abs. 1 Satz 1 GO-BT) sind grunds�tzlich keine Ver-
schlußsachen im Sinne der Geheimschutzordnung des Bundestages
(§ 73 GO-BT).

(6) Die Kennzeichnung von VS erfolgt unter entsprechender An-
wendung der Verschlußsachenanweisung f�r die Bundesbeh�rden.

§ 2a
Private Geheimnisse

(1) Als GEHEIM k�nnen auch wichtige Gesch�fts-, Betriebs-, Erfin-
dungs-, Steuer- oder sonstige private Geheimnisse oder Umst�nde
des pers�nlichen Lebensbereichs eingestuft werden, deren Kennt-
nis durch Unbefugte dem Berechtigten schweren Schaden zuf�gen
w�rde.

(2) Als VERTRAULICH k�nnen die in Absatz 1 bezeichneten Ge-
heimnisse oder Umst�nde eingestuft werden, deren Kenntnis
durch Unbefugte dem Interesse des Berechtigten abtr�glich sein
k�nnte.
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§ 3
Wahl und �nderung der Geheimhaltungsgrade

(1) Von Geheimeinstufungen ist nur der unbedingt notwendige
Gebrauch zu machen. VS sind nicht h�her einzustufen, als es ihr
Inhalt erfordert.

(2) Den Geheimhaltungsgrad der VS bestimmt die herausgebende
Stelle. Sie teilt die �nderung oder Aufhebung des Geheimhaltungs-
grades einer VS dem Empf�nger schriftlich mit.

(3) Herausgebende Stelle im Sinne des Absatzes 2 sind bei VS, die
innerhalb des Bundestages entstehen,

a) der Pr�sident,
b) die Vorsitzenden der Aussch�sse,
c) weitere vom Pr�sidenten erm�chtigte Stellen.

§ 4
Kenntnis und Weitergabe einer VS

(1) �ber den Inhalt einer VS des Geheimhaltungsgrades VS-Ver-
traulich und h�her darf nicht umfassender und fr�her unterrichtet
werden, als dies aus Gr�nden der parlamentarischen Arbeit uner-
l�ßlich ist.

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 darf ein Mitglied des Bundestages,
dem eine VS des Geheimhaltungsgrades VS-Vertraulich und h�her
zug�nglich gemacht worden ist, andere Mitglieder des Bundestages
davon in Kenntnis setzen.

(3) Fraktionsangestellten und Mitarbeitern von Mitgliedern des
Bundestages d�rfen VS des Geheimhaltungsgrades VS-Vertraulich
und h�her in diesem Rahmen nur zug�nglich gemacht werden,
wenn sie vom Pr�sidenten zum Umgang mit VS erm�chtigt und
zur Geheimhaltung f�rmlich verpflichtet sind. Satz 1 gilt f�r einen
Ermittlungsbeauftragten gem�ß § 10 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes und seine Hilfskr�fte entsprechend.
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(4) Anderen Personen d�rfen VS des Geheimhaltungsgrades VS-
Vertraulich und h�her nur mit Zustimmung der herausgebenden
Stelle zug�nglich gemacht werden, wenn sie zum Umgang mit VS
erm�chtigt und zur Geheimhaltung f�rmlich verpflichtet sind.

§ 5
Ferngespr�che �ber VS

�ber Angelegenheiten des Geheimhaltungsgrades VS-Vertraulich
oder h�her d�rfen Ferngespr�che nur in außergew�hnlichen und
dringenden F�llen gef�hrt werden. In diesen F�llen sind die Ge-
spr�che so vorsichtig zu f�hren, daß der Sachverhalt Dritten nicht
verst�ndlich wird. Ist der Gespr�chspartner nicht mit Sicherheit
festzustellen, so ist ein Kontrollanruf erforderlich.

§ 6
Herstellung von Duplikaten

Der Empf�nger von VS der Geheimhaltungsgrade VS-Vertraulich
und h�her darf weitere Exemplare (Abschriften, Abdrucke, Ablich-
tungen und dergleichen) sowie Ausz�ge nur von der Geheimregi-
stratur herstellen lassen; f�r VS des Geheimhaltungsgrades streng
geheim ist außerdem die Zustimmung der herausgebenden Stelle
erforderlich. Sie sind wie die Original-VS zu behandeln.

§ 7
Behandlung von VS in Aussch�ssen

(1) Die Aussch�sse k�nnen f�r einen Beratungsgegenstand oder f�r
Teile desselben einen Geheimhaltungsgrad beschließen (§ 69 Abs. 7
GO-BT). Wird �ber VS der Geheimhaltungsgrade VS-Vertraulich
und h�her beraten, f�hrt der Vorsitzende die entsprechende Be-
schlußfassung unverz�glich in derselben Sitzung herbei und stellt
vor Beginn der Beratungen fest, daß sich keine unbefugten Perso-
nen im Sitzungssaal aufhalten.

89 ANLAGE 3 – GEHEIMSCHUTZORDNUNG



(2) Bei Beratungen �ber streng geheim- oder geheim-Angelegenhei-
ten d�rfen nur die Beschl�sse protokolliert werden. Der Ausschuß
kann beschließen, daß die Beratungen dem Inhalt nach festgehal-
ten werden; in diesem Fall hat er �ber Auflage und Verteilung der
Protokolle zu beschließen.

(3) Bei Beratungen �ber VS-Vertraulich-Angelegenheiten kann ein
Protokoll angefertigt werden; Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt
entsprechend. Der Ausschuß kann jedoch beschließen, daß nur die
Beschl�sse festgehalten werden.

(4) Werden VS des Geheimhaltungsgrades VS-Vertraulich oder
h�her einem Ausschuß zugeleitet, d�rfen sie nur in der Sitzung
und l�ngstens f�r deren Dauer ausgegeben werden. Bei Unterbre-
chung der Sitzung kann die R�ckgabe unterbleiben, wenn die
�berwachung des Sitzungsraumes durch die Hausinspektion sicher-
gestellt ist. Der Ausschußvorsitzende kann bestimmen, daß VS der
Geheimhaltungsgrade geheim und VS-Vertraulich an die Berichter-
statter des Ausschusses und in besonderen F�llen anderen Mitglie-
dern des Ausschusses bis zum Abschluß der Ausschußberatungen
�ber den Beratungsgegenstand, auf den sich die VS bezieht, ausge-
geben und in den daf�r zul�ssigen VS-Beh�ltnissen aufbewahrt
werden.

(5) F�r VS des Geheimhaltungsgrades VS-Vertraulich kann der Aus-
schuß in F�llen des Absatzes 4 anders beschließen.

(6) VS des Geheimhaltungsgrades VS-Vertraulich und geheim k�n-
nen, sofern sie im Ausschuß entstanden sind, mit Genehmigung
des Ausschußvorsitzenden nach Registrierung in der Geheimregi-
stratur in den daf�r vorgesehenen VS-Beh�ltnissen des Ausschusses
zeitweilig aufbewahrt werden. Sie sind an die Geheimregistratur zu-
r�ckzugeben, sobald sie im Ausschuß nicht mehr ben�tigt werden.

(7) Stellt sich erst im Laufe oder am Schluß der Beratungen heraus,
daß die Beratungen als VS-Vertraulich oder h�her zu bewerten
sind, kann der Ausschuß die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen
nachtr�glich beschließen.
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§ 8
Registrierung und Verwaltung von VS

(1) Werden VS der Geheimhaltungsgrade VS-Vertraulich oder
h�her dem Bundestag, seinen Aussch�ssen oder Mitgliedern des
Bundestages zugeleitet, sind sie, soweit sie nicht �ber die Geheim-
registratur geleitet worden sind, grunds�tzlich dieser zur Registrie-
rung und Verwaltung zuzuleiten.

(2) Im Bundestag entstehende VS der Geheimhaltungsgrade VS-
Vertraulich und h�her sind grunds�tzlich ebenfalls der Geheimre-
gistratur zur Registrierung und Verwaltung zuzuleiten.

(3) Der Empfang von VS des Geheimhaltungsgrades VS-Vertraulich
oder h�her ist schriftlich zu best�tigen.

(4) VS der Geheimhaltungsgrade VS-Vertraulich und h�her sind in
der Geheimregistratur oder den hierf�r vom Pr�sidenten bestimm-
ten R�umen aufzubewahren.

(5) VS des Geheimhaltungsgrades VS-Nur f�r den Dienstgebrauch
sind unter Verschluß aufzubewahren; dieses ist nicht notwendig,
wenn sie in R�umen aufbewahrt werden, zu denen Außenstehende
keinen Zugang haben.

§ 9
Vernichtung von VS

VS einschließlich des im Bundestag entstehenden Zwischenmate-
rials sind, wenn sie nicht mehr ben�tigt werden, der Geheimregi-
stratur zuzuleiten. Soweit die VS nicht aufzubewahren sind, werden
sie durch die Geheimregistratur vernichtet.

§ 10
Weiterleitung von VS

(1) VS der Geheimhaltungsgrade streng geheim und geheim sind
bei Bef�rderung innerhalb des Hauses grunds�tzlich �ber die Ge-
heimregistratur zu leiten. Sie d�rfen nur durch entsprechend er-
m�chtigte Personen weitergeleitet werden. Ist aus dringendem
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Grund eine Von-Hand-zu-Hand-�bergabe erfolgt, ist die Geheimre-
gistratur nachtr�glich in Kenntnis zu setzen.

(2) VS des Geheimhaltungsgrades VS-Vertraulich k�nnen unter Be-
nachrichtigung der Geheimregistratur von Hand zu Hand an zum
Empfang berechtigte Personen weitergegeben werden.

(3) Die Versendung von VS der Geheimhaltungsgrade VS-Vertrau-
lich und h�her wird von der Geheimregistratur nach den Bestim-
mungen der Verschlußsachenanweisung f�r die Bundesbeh�rden
vorgenommen.

§ 11
Mitnahme von VS

(1) Die Mitnahme von VS der Geheimhaltungsgrade streng geheim
und geheim aus den der Verwaltung des Bundestages unterstehen-
den R�umen ist unzul�ssig. Der Pr�sident kann die Mitnahme zu-
lassen, wenn unabweisbare Gr�nde dies erfordern. Er legt gleichzei-
tig fest, wie die VS zu bef�rdern sind.

(2) Bei der Mitnahme von VS der Geheimhaltungsgrade VS-Ver-
traulich oder h�her ist f�r die ununterbrochene sichere Aufbewah-
rung zu sorgen. Steht f�r VS der Geheimhaltungsgrade streng ge-
heim oder geheim kein Stahlschrank mit Kombinations- und
Sicherheitsschloß zur Verf�gung, muß der Inhaber die VS st�ndig
bei sich f�hren. Die Zur�cklassung in Kraftwagen, die Verwahrung
in Hotelsafes oder auf Bahnh�fen und dergleichen ist unzul�ssig.
Bei Aufenthalten im Ausland ist die VS nach M�glichkeit bei den
deutschen Vertretungen aufzubewahren.

(3) In der �ffentlichkeit d�rfen VS der Geheimhaltungsgrade VS-
Vertraulich oder h�her nicht gelesen und er�rtert werden.

§ 12
Mitteilungspflicht

Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder Vorfall, der auf An-
bahnungsversuche fremder Nachrichtendienste oder darauf schlie-
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ßen l�ßt, daß Unbefugte Kenntnis vom Inhalt von VS erhalten
haben, sowie der Verlust von VS der Geheimhaltungsgrade VS-Ver-
traulich oder h�her oder der Verlust von Sicherheitsschl�sseln ist
unverz�glich dem Pr�sidenten oder dem Geheimschutzbeauftrag-
ten der Verwaltung des Deutschen Bundestages mitzuteilen.

§ 13
Ausf�hrungsbestimmungen

Der Pr�sident ist erm�chtigt, Ausf�hrungsbestimmungen zu erlas-
sen.

Ausf�hrungsbestimmungen zur Geheimschutzordnung
des Deutschen Bundestages
vom 19. September 1975

Gem�ß § 13 der Geheimschutzordnung (GSO) erlasse ich die Aus-
f�hrungsbestimmungen (GSOAB).

§ 1

Soweit ausschließlich der Bereich der Verwaltung des Bundestages
ber�hrt wird, gelten die Vorschriften der Verschlußsachenanwei-
sung f�r die Bundesbeh�rden (VSA).

§ 2

(1) Jeder, dem eine Verschlußsache (VS) zug�nglich gemacht wor-
den ist bzw. jeder, der von ihr Kenntnis erhalten hat, tr�gt die per-
s�nliche Verantwortung f�r die Geheimhaltung sowie f�r die vor-
schriftsm�ßige Behandlung und Aufbewahrung entsprechend den
Vorschriften der Geheimschutzordnung und den erg�nzenden Be-
stimmungen der VSA.

(2) Die Pflicht zur Geheimhaltung gilt auch f�r die Zeit nach dem
Ausscheiden aus dem Bundestag.

(3) In Gegenwart Unbefugter darf �ber den Inhalt von VS nicht ge-
sprochen werden.
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(4) Soweit Privatpersonen geheimzuhaltende Angelegenheiten zu-
g�nglich gemacht oder diese dar�ber in Kenntnis gesetzt werden
m�ssen, sind sie vorher in geeigneter Weise zu �berpr�fen.

(5) Vor der �bermittlung oder bei Teilnahme an Sitzungen oder
Besprechungen �ber geheimzuhaltende Angelegenheiten ist der
Empf�nger bzw. Teilnehmer �ber die Behandlung von Verschlußsa-
chen sowie auf die Strafbarkeit einer Geheimnisverletzung hinzu-
weisen und zur Verschwiegenheit und zur Geheimhaltung f�rmlich
zu verpflichten.

§ 3

(1) Unter Beachtung des Grundsatzes aus § 3 Abs. 1 GSO richtet
sich der Geheimhaltungsgrad einer VS nach dem Inhalt des Teiles
der VS, der den h�chsten Geheimhaltungsgrad erfordert; Anlagen
k�nnen niedriger eingestuft werden.

(2) Schriftst�cke, die sich auf eine VS beziehen, aber selbst keinen
entsprechenden geheimhaltungsbed�rftigen Inhalt haben, wie z. B.
Erinnerungsschreiben etc., sind nach ihrem Inhalt einzustufen,
nicht nach dem der veranlassenden VS.

(3) Die herausgebende Stelle (§ 3 Abs. 3 GSO) kann bestimmen,
daß VS von einem bestimmten Zeitpunkt an oder mit dem Eintritt
eines bestimmten Ereignisses niedriger einzustufen oder offen zu
behandeln sind.

§ 4

(1) Der Pr�sident �bertr�gt die Befugnis, Fraktionsangestellte und
Mitarbeiter von Abgeordneten sowie sonstige Personen zum Um-
gang mit VS zu erm�chtigen und zur Geheimhaltung zu verpflich-
ten, auf den Geheimschutzbeauftragten. Hinsichtlich der Voraus-
setzungen f�r eine Erm�chtigung gelten die Vorschriften, die bei
der Erm�chtigung eines Angeh�rigen des �ffentlichen Dienstes an-
zuwenden sind (z. B. �berpr�fungen), sinngem�ß; dasselbe gilt
auch f�r die Folgerungen aus einer Erm�chtigung (wie z. B. Reise-
beschr�nkungen).
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(2) Die Verpflichtung zur Wahrung aller aus VS gewonnenen Er-
kenntnisse gilt auch f�r die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem
Arbeitsverh�ltnis; insoweit werden die Vorschriften f�r die Angeh�-
rigen des �ffentlichen Dienstes sinngem�ß angewendet.

(3) Auf die Pflichten aus Absatz 1 und 2 wird bei der Erm�chtigung
ausdr�cklich hingewiesen.

(4) Der Geheimschutzbeauftragte arbeitet in Fragen der Erm�chti-
gung etc. von Fraktionsmitarbeitern mit dem f�r Sicherheitsfragen
der Fraktion zust�ndigen Parlamentarischen Gesch�ftsf�hrer, bei
Mitarbeitern von Abgeordneten mit dem Abgeordneten zusam-
men.

§ 5

(1) Die Verpflichtungen bei Ferngespr�chen in VS gelten beson-
ders, wenn Ferngespr�che auf dem Funkwege (z. B. Autotelefon) ge-
f�hrt werden. Dasselbe gilt bei Ferngespr�chen mit Teilnehmern
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland oder in Berlin (West).
Auf die M�glichkeit der Benutzung von Sprachverschl�sselungsan-
lagen wird hingewiesen.

(2) Außergew�hnlich und dringend i. S. des § 5 GSO sind Fernge-
spr�che nur dann, wenn eine schriftliche oder sonstige sichere
�bermittlung einen nicht vertretbaren Zeitverlust mit sich bringen
w�rde.

§ 6

(1) Die Aussch�sse k�nnen beschließen, daß die Vernehmungen
von Zeugen und die Anh�rungen von Sachverst�ndigen auch bei
Angelegenheiten mit dem Geheimhaltungsgrad streng geheim und
geheim im Wortprotokoll festgehalten werden (z. B. bei Untersu-
chungsaussch�ssen). Dabei ist �ber Auflage und Verteilung der
Wortprotokolle zu beschließen.

(2) Genehmigt der Ausschußvorsitzende w�hrend der Sitzung, in
der VS-streng geheim oder VS-geheim behandelt werden, Sitzungs-
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notizen zu fertigen, so sind diese am Ende der Sitzung zur Aufbe-
wahrung oder Vernichtung an die Geheimregistratur abzugeben.

(3) streng geheim-VS d�rfen nur mit Genehmigung des Pr�siden-
ten oder des Ausschußvorsitzenden in der Geheimregistratur einge-
sehen oder bearbeitet werden. Die Fertigung von Notizen ist nur
mit Einverst�ndnis des Genehmigenden nach Satz 1 gestattet; sie
verbleiben bis zur Behandlung durch die Aussch�sse in der Ge-
heimregistratur. Sie sind nach Abschluß der Beratungen von ihr zu
vernichten.

(4) Die Einsichtnahme in alle VS in der Geheimregistratur ist
schriftlich zu best�tigen.

§ 7

(1) Tontr�ger sind nach Fertigung der Protokolle sofort zu l�schen.

(2) Soweit sie und sonstige Zwischenmaterialien als Erg�nzung zu
den Protokollen der Geheimregistratur zugeleitet wurden, sind sie
sp�testens am Ende der n�chsten Wahlperiode zu l�schen bzw. zu
vernichten, sofern die Aussch�sse nichts anderes beschließen.

ANLAGE 4

Richtlinien f�r die Fragestunde und f�r die schriftlichen Einzelfragen

I. Fragerecht

1. In jeder Sitzungswoche werden Fragestunden mit einer Gesamt-
dauer von h�chstens 180 Minuten durchgef�hrt.

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, f�r die Fragestun-
den einer Sitzungswoche bis zu zwei Fragen zur m�ndlichen Be-
antwortung an die Bundesregierung zu richten.

Die Fragen m�ssen kurz gefaßt sein und eine kurze Beantwor-
tung erm�glichen. Sie d�rfen keine unsachlichen Feststellungen
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oder Wertungen enthalten. Jede Frage darf in zwei Unterfragen
unterteilt sein.

Die Fragen werden nach den Gesch�ftsbereichen der Bundesre-
gierung in einer Drucksache zusammengestellt.

Der Pr�sident bestimmt, in welcher Reihenfolge die Gesch�ftsbe-
reiche aufgerufen werden.

2. Zul�ssig sind Fragen aus den Bereichen, f�r die die Bundesregie-
rung unmittelbar oder mittelbar verantwortlich ist.

Fragen, die einen Tagesordnungspunkt der laufenden Sitzungs-
woche betreffen, werden schriftlich beantwortet. Das gilt nicht,
wenn f�r den Tagesordnungspunkt auf Begr�ndung und Aus-
sprache verzichtet wird.

Fragen von offenbar lokaler Bedeutung werden vom Pr�sidenten
zur schriftlichen Beantwortung der Bundesregierung �bermit-
telt. Nummern 15 und 16 finden Anwendung.

3. Der Fragesteller ist berechtigt, bis zu zwei Zusatzfragen zu stel-
len, wenn die Frage m�ndlich beantwortet wird. F�r Zusatzfra-
gen gilt Nummer 1 Abs. 3 entsprechend.

4. Der Pr�sident soll weitere Zusatzfragen durch andere Mitglieder
des Bundestages zulassen, soweit dadurch die ordnungsgem�ße
Abwicklung der Fragestunde nicht gef�hrdet wird.

5. Zusatzfragen, die nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang
mit der Hauptfrage stehen, weist der Pr�sident zur�ck.

II. Die Einreichung der Fragen

6. Die Fragen sind dem Pr�sidenten (Parlamentssekretariat) in vier-
facher Ausfertigung einzureichen.

7. Fragen werden erst in die Drucksache zur Fragestunde aufge-
nommen, wenn sie der Nummer 1 Abs. 3 und Nummer 2 Abs. 1
entsprechen.
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8. M�ndliche Fragen m�ssen vor der Sitzungswoche bis Freitag,
10.00 Uhr, beim Pr�sidenten und bis Freitag, 12.00 Uhr, bei der
Bundesregierung vorliegen.

9. Der Pr�sident soll Fragen von offensichtlich dringendem �ffent-
lichen Interesse (dringliche Fragen) f�r die Fragestunde zulassen,
wenn sie sp�testens am vorhergehenden Tage bis 12.00 Uhr mit-
tags eingereicht werden. Nummer 1 Abs. 2 und 3 findet Anwen-
dung.

III. Durchf�hrung der Fragestunde

10. Der Pr�sident ruft die Nummer der Frage und den Namen des
Fragestellers auf.

Dringliche Fragen werden zu Beginn der Fragestunde aufgeru-
fen. Liegen zum selben Fragenkreis bereits Fragen vor, werden
sie ebenfalls vorgezogen.

Fragen d�rfen nur beantwortet werden, wenn der Fragesteller
anwesend ist. Ist der Fragesteller nicht anwesend, wird seine
Frage nur dann schriftlich beantwortet, wenn er bis zum Be-
ginn der Fragestunde beim Pr�sidenten um schriftliche Beant-
wortung gebeten hat.

11. Ist der zust�ndige Bundesminister oder sein Vertreter nicht an-
wesend, so kann der Fragesteller verlangen, daß seine Fragen zu
Beginn der Fragestunde aufgerufen werden, in der der Bundes-
minister oder sein Vertreter anwesend ist; sein Fragerecht darf
hierdurch nicht eingeschr�nkt werden.

12. Fragen, die in den Fragestunden einer Woche aus Zeitmangel
nicht beantwortet werden, beantwortet die Bundesregierung
schriftlich, sofern der Fragesteller nicht vor Schluß der letzten
Fragestunde einer Woche gegen�ber dem Sitzungsvorstand
seine Fragen zur�ckzieht. Die schriftlichen Antworten werden
in den Anhang zum Plenarprotokoll aufgenommen.
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IV. Schriftliche Fragen

13. Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, in jedem Monat
bis zu vier Fragen zur schriftlichen Beantwortung an die Bun-
desregierung zu richten. F�r die Zul�ssigkeit der Fragen gilt die
Nummer 1 Abs. 3 und Nummer 2 Abs. 1 entsprechend.

14. Die Fragen werden von der Bundesregierung binnen einer
Woche nach Eingang beim Bundeskanzleramt beantwortet.

Die w�hrend einer Woche eingegangenen Antworten werden
in der folgenden Woche zusammen mit den Fragen in einer
Drucksache ver�ffentlicht.

15. Ist die Antwort nicht innerhalb der Wochenfrist beim Pr�siden-
ten (Parlamentssekretariat) eingegangen, kann der Fragesteller
verlangen, daß seine Frage in der ersten Fragestunde der Sit-
zungswoche, die auf den Fristablauf folgt, zur m�ndlichen Be-
antwortung aufgerufen wird.

Das Verlangen ist bis sp�testens 12.00 Uhr des Vortages der Fra-
gestunde beim Pr�sidenten (Parlamentssekretariat) geltend zu
machen.

Ist die Frage inzwischen schriftlich beantwortet, kann der Fra-
gesteller nur fragen, warum die Antwort nicht innerhalb der
Wochenfrist gegeben wurde.

16. Fragen aufgrund der Nummer 15 werden auf sonstige m�ndli-
che Fragen f�r diese Sitzungswoche nicht angerechnet. Sie wer-
den zu Beginn der Fragestunde aufgerufen. Nummer 10 Abs. 2
Satz 2 findet Anwendung.

Zu einer Frage aufgrund der Nummer 15 kann nur der Frage-
steller Zusatzfragen stellen.
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ANLAGE 5

Richtlinien f�r Aussprachen
zu Themen von allgemeinem aktuellen Interesse

I. Voraussetzungen der Aktuellen Stunde

1. Eine Aktuelle Stunde (§ 106) findet statt, wenn sie

a) im �ltestenrat vereinbart wurde,

b) von einer Fraktion oder von anwesenden f�nf vom Hundert
der Mitglieder des Bundestages zu der Antwort der Bundesre-
gierung auf eine m�ndliche Anfrage oder

c) unabh�ngig von einer f�r die Fragestunde eingereichten
Frage von einer Fraktion oder von f�nf vom Hundert der Mit-
glieder des Bundestages

verlangt wird.

2. a) Die Aussprache nach I.1.b) muß unmittelbar nach Schluß der
Fragestunde verlangt und durchgef�hrt werden.

b) Das Verlangen auf eine Aussprache [I.1.c)] ist dem Pr�siden-
ten unter Angabe des Themas bis sp�testens 12.00 Uhr des
Vortages vorzulegen. Ist die Tagesordnung bereits verteilt,
wird ihre Erg�nzung durch den Pr�sidenten mitgeteilt.

II. Rangfolge der Aussprache

3. An einem Sitzungstag des Bundestages wird nur eine Aussprache
durchgef�hrt.

4. Ist eine Aussprache vereinbart worden [I.1.a)], kann eine weitere
Aussprache f�r diesen Sitzungstag nicht verlangt werden.

5. Eine Aussprache, die unabh�ngig von einer f�r die Fragestunde
eingereichten Frage verlangt wird [I.1.c)], wird auf den nachfol-
genden Sitzungstag vertagt, wenn f�r einen Sitzungstag eine
Aussprache zu der Antwort der Bundesregierung auf eine m�nd-

ANLAGE 5 – RICHTLINIEN AKTUELLE STUNDE 100



liche Anfrage [I.1.b)] verlangt wird. Die vertagte Aussprache geht
dann den anderen M�glichkeiten zur Aussprache vor.

III. Dauer und Redeordnung der Aussprache

6. (1) Die Aussprache dauert h�chstens eine Stunde. Sprechen we-
niger Mitglieder einer Fraktion, als aus deren Mitte das Wort er-
halten k�nnen, verk�rzt sich die Aussprache um die ihnen zu-
stehende Redezeit.

(2) Die von Mitgliedern der Bundesregierung, des Bundesrates
oder ihren Beauftragten in Anspruch genommene Redezeit
bleibt unber�cksichtigt. �berschreitet die von Mitgliedern der
Bundesregierung, des Bundesrates oder ihren Beauftragten in
Anspruch genommene Redezeit dreißig Minuten, so verl�ngert
sich die Dauer der Aussprache um dreißig Minuten.

(3) Ergreift ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates
oder einer ihrer Beauftragten nach Ablauf der vorgeschriebenen
Dauer der Aussprache oder in der Aussprache so sp�t das Wort,
daß eine Erwiderung von f�nf Minuten nicht mehr m�glich ist,
so erh�lt auf Verlangen einer Fraktion oder von anwesenden
f�nf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages erneut je ein
Sprecher der Fraktionen das Wort. Bei einer Aussprache auf Ver-
langen erh�lt als erster Redner eines der Mitglieder des Bundes-
tages das Wort, die die Aussprache verlangt haben [I.1.b) und c)].

7. (1) Der einzelne Redner darf nicht l�nger als f�nf Minuten spre-
chen. Spricht ein Redner k�rzer als f�nf Minuten, verk�rzt sich
die Aussprache um die nicht in Anspruch genommene Redezeit.

(2) Spricht ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates
oder einer ihrer Beauftragten l�nger als zehn Minuten, so findet
§ 44 Abs. 3 Anwendung.

8. F�r die Reihenfolge der Worterteilung gilt § 28 mit der Maß-
gabe, daß die Aussprache von einem der Mitglieder er�ffnet
wird, die die Aussprache verlangt haben.

9. Antr�ge zur Sache k�nnen nicht gestellt werden.
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ANLAGE 6

Beschlu� des Deutschen Bundestages betr. Aufhebung der Immunit�t
von Mitgliedern des Bundestages

1. Der Deutsche Bundestag genehmigt bis zum Ablauf dieser Wahl-
periode die Durchf�hrung von Ermittlungsverfahren gegen Mit-
glieder des Bundestages wegen Straftaten, es sei denn, dass es
sich um Beleidigungen (§§ 185, 186, 187a Abs. 11), § 188 Abs. 1
StGB) politischen Charakters handelt.

Vor Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ist dem Pr�sidenten
des Deutschen Bundestages und, soweit nicht Gr�nde der Wahr-
heitsfindung entgegenstehen, dem betroffenen Mitglied des
Bundestages Mitteilung zu machen; unterbleibt eine Mitteilung
an das Mitglied des Bundestages, so ist der Pr�sident auch hier-
von unter Angabe der Gr�nde zu unterrichten. Das Recht des
Deutschen Bundestages, die Aussetzung des Verfahrens zu ver-
langen (Artikel 46 Abs. 4 GG), bleibt unber�hrt.

Das Ermittlungsverfahren darf im Einzelfall fr�hestens 48 Stun-
den nach Zugang der Mitteilung beim Pr�sidenten des Deut-
schen Bundestages eingeleitet werden. Bei der Berechnung der
Frist werden Sonntage, allgemeine Feiertage und Sonnabende
nicht mitgerechnet. Der Pr�sident des Deutschen Bundestages
kann im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Ausschusses
f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsordnung die Frist
angemessen verl�ngern.

2. Diese Genehmigung umfaßt nicht

a) die Erhebung der �ffentlichen Klage wegen einer Straftat und
den Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls,

b) im Verfahren nach dem Gesetz �ber Ordnungswidrigkeiten
den Hinweis des Gerichts, daß �ber die Tat auch auf Grund

1) § 187a Abs. 1 StGB weggefallen
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eines Strafgesetzes entschieden werden kann (§ 81 Abs. 1
Satz 2 OWiG),

c) freiheitsentziehende und freiheitsbeschr�nkende Maßnah-
men im Ermittlungsverfahren.

d) die Fortsetzung eines Ermittlungsverfahrens, zu dem der Bun-
destag in der vorausgegangenen Wahlperiode die Aussetzung
der Ermittlungen gem�ß Artikel 46 Abs. 4 des Grundgesetzes
verlangt hat.

3. Zur Vereinfachung des Gesch�ftsganges wird der Ausschuß f�r
Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsordnung beauftragt, bei
Verkehrsdelikten eine Vorentscheidung �ber die Genehmigung
in den F�llen der Nummer 2 zu treffen. Dasselbe gilt f�r Strafta-
ten, die nach Auffassung des Ausschusses f�r Wahlpr�fung, Im-
munit�t und Gesch�ftsordnung als Bagatellangelegenheiten zu
betrachten sind. Die Erm�chtigung zur Strafverfolgung gem�ß
§ 90b StGB – Verfassungsfeindliche Verunglimpfung des Deut-
schen Bundestages – sowie § 194 Abs. 4 StGB – Beleidigung des
Deutschen Bundestages – kann im Wege der Vorentscheidung
erteilt werden.

Ist zu Beginn einer Wahlperiode die Fortsetzung eines Strafver-
fahrens gegen ein Mitglied des Bundestages zu genehmigen,
gegen das der vorhergehende Bundestag die Durchf�hrung die-
ses Strafverfahrens bereits genehmigt hat, kann im Wege der
Vorentscheidung verfahren werden.

4. Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer Erzwingungs-
haft (§§ 96, 97 OWiG) bed�rfen der Genehmigung des Deut-
schen Bundestages. Zur Vereinfachung des Gesch�ftsganges wird
der Ausschuss f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsord-
nung beauftragt, eine Vorentscheidung �ber die Genehmigung
der Vollstreckung zu treffen, bei Freiheitsstrafen nur, soweit
nicht auf eine h�here Freiheitsstrafe als drei Monate erkannt ist
oder bei einer Gesamtstrafenbildung (§§ 53 bis 55 StGB, § 460
StPO) keine der erkannten Einzelstrafen drei Monate �bersteigt.
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5. Ist der Vollzug einer angeordneten Durchsuchung oder Be-
schlagnahme gegen ein Mitglied des Bundestages genehmigt, ist
der Pr�sident beauftragt, die Genehmigung mit der Auflage zu
verbinden, daß beim Vollzug der Zwangsmaßnahme ein anderes
Mitglied des Bundestages und – falls die Vollstreckung in R�u-
men des Bundestages erfolgen soll – ein zus�tzlicher Vertreter
des Pr�sidenten anwesend sind; das Mitglied des Bundestages
benennt der Pr�sident im Benehmen mit dem Vorsitzenden der
Fraktion des Mitgliedes des Bundestages, gegen das der Vollzug
von Zwangsmaßnahmen genehmigt ist.

6. Der Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsord-
nung kann im Wege der Vorentscheidung das Verlangen des
Bundestages auf Aussetzung eines Verfahrens gem�ß Artikel 46
Abs. 4 des Grundgesetzes herbeif�hren.

7. Bei Vorentscheidungen werden die Beschl�sse des Ausschusses
dem Bundestag durch den Pr�sidenten schriftlich mitgeteilt,
ohne auf die Tagesordnung gesetzt zu werden. Sie gelten als Ent-
scheidung des Deutschen Bundestages, wenn nicht innerhalb
von sieben Tagen nach Mitteilung schriftlich beim Pr�sidenten
Widerspruch erhoben wird.

Grunds�tze in Immunit�tsangelegenheiten und in F�llen der
Genehmigung gem�ß § 50 Abs. 3 StPO und § 382 Abs. 3 ZPO
sowie bei Erm�chtigungen gem�ß § 90b Abs. 2, § 194 Abs. 4
StGB 1)

A. Grunds�tze in Immunit�tsangelegenheiten

1. Antragsberechtigung

Berechtigt zur Stellung eines Antrages auf Aufhebung der Immu-
nit�t sind

a) die Staatsanwaltschaften, Gerichte, Ehren- und Berufsgerichte
�ffentlich-rechtlichen Charakters sowie berufsst�ndische Ein-
richtungen, die kraft Gesetzes Standesaufsicht aus�ben,
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b) im Privatklageverfahren das Gericht, bevor es nach § 383
StPO das Hauptverfahren er�ffnet,

c) der Gl�ubiger im Vollstreckungsverfahren, soweit das Gericht
nicht auch ohne dessen Antrag t�tig werden kann,

d) der Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�fts-
ordnung.

2. Mitteilung an den Pr�sidenten des Bundestages und Einreichen
der Antr�ge

a) Hat der Bundestag f�r die Dauer einer Wahlperiode die
Durchf�hrung von Ermittlungsverfahren gegen Mitglieder
des Bundestages wegen Straftaten genehmigt, so ist vor der
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens dem Pr�sidenten des
Bundestages und, soweit nicht Gr�nde der Wahrheitsfindung
entgegenstehen, dem betroffenen Mitglied des Bundestages
Mitteilung zu machen; unterbleibt eine Mitteilung an das
Mitglied des Bundestages, so ist der Pr�sident auch hiervon
unter Angabe der Gr�nde zu unterrichten. Das Recht des
Bundestages, die Aussetzung des Verfahrens zu verlangen (Ar-
tikel 46 Abs. 4 des Grundgesetzes), bleibt unber�hrt.

b) Die Staatsanwaltschaften und Gerichte richten ihre Antr�ge
an den Pr�sidenten des Bundestages auf dem Dienstweg �ber
den Bundesminister der Justiz, der sie mit der Bitte vorlegt,
eine Entscheidung herbeizuf�hren, ob die Genehmigung zur
Strafverfolgung oder Beschr�nkung der pers�nlichen Freiheit
eines Mitgliedes des Bundestages oder der sonst beabsichtig-
ten Maßnahme erteilt wird.

c) Der Gl�ubiger (Nummer 1 Buchstabe c) kann seinen Antrag
unmittelbar an den Bundestag richten.

3. Stellung der betroffenen Mitglieder des Bundestages

In Immunit�tsangelegenheiten soll das betroffene Mitglied des
Bundestages im Bundestag das Wort zur Sache nicht erhalten;
von ihm gestellte Antr�ge auf Aufhebung seiner Immunit�t blei-
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ben unber�cksichtigt. Der Ausschuss f�r Wahlpr�fung, Immuni-
t�t und Gesch�ftsordnung kann auf Antrag einer Fraktion im
Ausschuss dem betroffenen Mitglied Gelegenheit zur �ußerung
geben.

4. Entscheidungen in Immunit�tsangelegenheiten

Das Immunit�tsrecht bezweckt vornehmlich, die Arbeits- und
Funktionsf�higkeit des Bundestages sicherzustellen; der einzelne
Abgeordnete hat einen Anspruch auf eine von sachfremden,
willk�rlichen Motiven freie Entscheidung. Die Entscheidung
�ber die Aufhebung oder Wiederherstellung der Immunit�t trifft
der Bundestag in eigener Verantwortung unter Abw�gung der
Belange des Parlaments und der anderen hoheitlichen Gewalten
unter Ber�cksichtigung der Belange des betroffenen Abgeordne-
ten. In eine Beweisw�rdigung wird nicht eingetreten; die Ent-
scheidung beinhaltet keine Feststellung von Recht oder Unrecht,
Schuld oder Nichtschuld.

5. Beleidigungen politischen Charakters

Beleidigungen politischen Charakters sollen in der Regel nicht
zur Aufhebung der Immunit�t f�hren.

Die Staatsanwaltschaft darf zur Vorbereitung einer Entscheidung
dar�ber, ob ein Antrag auf Entscheidung �ber die Genehmigung
zur Durchf�hrung eines Strafverfahrens gestellt werden soll,
dem Mitglied des Bundestages die Anschuldigung mitteilen und
ihm anheimstellen, hierzu Stellung zu nehmen. Feststellungen
der Staatsanwaltschaft �ber die Pers�nlichkeit des Anzeigeerstat-
ters sowie �ber andere f�r die Beurteilung der Ernsthaftigkeit
einer Anzeige wichtige Umst�nde bedeuten kein „zur Verantwor-
tung ziehen“ im Sinne des Artikels 46 Abs. 2 des Grundgesetzes.

Artikel 46 Abs. 1 des Grundgesetzes bestimmt, daß ein Mitglied
des Bundestages wegen einer Abstimmung oder einer �ußerung,
die es im Bundestage oder in einem seiner Aussch�sse getan
hat, gerichtlich oder dienstlich nicht zur Verantwortung gezo-
gen werden kann, mit Ausnahme bei verleumderischen Beleidi-
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gungen (Indemnit�t). Das bedeutet aber, daß es z. B. wegen ein-
facher Beleidigung, die im Parlament erfolgt ist, nicht straf-
rechtlich verfolgt werden kann. Hieraus wird der Grundsatz her-
geleitet, daß bei einfachen Beleidigungen, die außerhalb des
Bundestages vorgekommen sind, auch die Immunit�t nicht auf-
gehoben werden soll, soweit die Beleidigung politischen Charak-
ters ist und keine Verleumdung darstellt. Als „außerhalb des
Bundestages“ gilt auch eine beleidigende �ußerung, die ein Mit-
glied des Bundestages als Zeuge vor einem Untersuchungsaus-
schuß getan hat, da das Mitglied des Bundestages hier jedem
anderen Staatsb�rger, der als Zeuge vernommen wird, gleichge-
stellt ist.

6. Festnahme eines Mitgliedes des Bundestages bei Begehung der
Tat

Bei Festnahme eines Mitgliedes des Bundestages bei Begehung
der Tat oder im Laufe des folgenden Tages bedarf die Durchf�h-
rung des Strafverfahrens oder eine Verhaftung, soweit sie bis
sp�testens „im Laufe des folgenden Tages“ erfolgt, keiner Geneh-
migung (Artikel 46 Abs. 2 des Grundgesetzes).

Eine erneute Vorf�hrung oder Verhaftung nach vorheriger Frei-
lassung und Verstreichen des der Tat folgenden Tages bedarf
dann wieder der Genehmigung des Bundestages; denn hierin
liegt eine Beschr�nkung der pers�nlichen Freiheit (Artikel 46
Abs. 2 des Grundgesetzes), die in keinem Zusammenhang mit
der Festnahme „auf frischer Tat“ steht.

7. Verhaftung eines Mitgliedes des Bundestages

a) Die f�r die Dauer einer Wahlperiode erteilte Genehmigung
zur Durchf�hrung von Ermittlungsverfahren gegen Mitglieder
des Bundestages wegen Straftaten sowie die Genehmigung zur
Erhebung der �ffentlichen Klage wegen einer Straftat umfaßt
nicht zugleich auch die Genehmigung zur Verhaftung (Arti-
kel 46 Abs. 2 des Grundgesetzes) oder zwangsweisen Vorf�h-
rung.
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b) Unter Verhaftung (Artikel 46 Abs. 2 des Grundgesetzes) ist
nur die Untersuchungshaft zu verstehen; die Verhaftung zur
Strafvollstreckung bedarf wieder einer besonderen Genehmi-
gung.

c) Die Genehmigung zur Verhaftung schließt die Genehmigung
zur zwangsweisen Vorf�hrung ein.

d) Die Genehmigung zur zwangsweisen Vorf�hrung schließt
nicht die Genehmigung zur Verhaftung ein.

8. Vollstreckung von Freiheitsstrafen oder von Erzwingungshaft
(§§ 96, 97 OWiG)

Die Genehmigung zur Erhebung der �ffentlichen Klage wegen
einer Straftat berechtigt nicht zur Vollstreckung einer Freiheits-
strafe.

Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer Erzwingungs-
haft (§§ 96, 97 OWiG) bed�rfen der Genehmigung des Bundes-
tages. Zur Vereinfachung des Gesch�ftsganges ist der Ausschuss
f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsordnung beauftragt,
eine Vorentscheidung �ber die Genehmigung der Vollstreckung
zu treffen, bei Freiheitsstrafen jedoch nur, soweit nicht auf eine
h�here Freiheitsstrafe als drei Monate erkannt ist, oder bei einer
Gesamtstrafenbildung (§§ 53 bis 55 StGB, § 460 StPO) keine der
erkannten Einzelstrafen drei Monate �bersteigt.

9. Disziplinarverfahren

Die Aufhebung der Immunit�t zur Durchf�hrung eines Diszipli-
narverfahrens gilt nicht zur Durchf�hrung eines Strafverfahrens
durch die Staatsanwaltschaft wegen des gleichen Sachverhalts.
Umgekehrt gilt die Aufhebung der Immunit�t zur Durchf�hrung
eines Strafverfahrens nicht f�r die Durchf�hrung eines Diszipli-
narverfahrens.

Die Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen bedarf keiner er-
neuten Genehmigung des Bundestages.
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10. Ehren- und Berufsgerichtsverfahren

Verfahren vor Ehren- und Berufsgerichten, die �ffentlich-recht-
lichen Charakter haben, k�nnen nur nach Aufhebung der Im-
munit�t durchgef�hrt werden.

11. Verfahren bei Verkehrsdelikten

Bei Verkehrsdelikten soll die Genehmigung grunds�tzlich er-
teilt werden. Zur Vereinfachung des Gesch�ftsganges ist der
Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsordnung
beauftragt, bei allen F�llen von Verkehrsdelikten eine Vorent-
scheidung zu treffen.

12. Verfahren bei Bagatellsachen

Bei Antr�gen, die nach Auffassung des Ausschusses f�r Wahl-
pr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsordnung eine Bagatellsache
zum Gegenstand haben, ist der Ausschuß beauftragt, eine Vor-
entscheidung (Nummer 13) zu treffen.

13. Vereinfachtes Verfahren (Vorentscheidungen)

Hat der Ausschuß auf Grund der ihm erteilten Erm�chtigung
(Nummern 8, 11, 12, B. und C.) eine Vorentscheidung getrof-
fen, wird diese dem Bundestag durch den Pr�sidenten schrift-
lich mitgeteilt, ohne auf die Tagesordnung gesetzt zu werden.
Sie gilt als Entscheidung des Bundestages, wenn nicht inner-
halb von sieben Tagen nach Mitteilung Widerspruch erhoben
wird.

14. Genehmigungspflicht in besonderen F�llen

Die Genehmigung des Bundestages ist erforderlich:

a) Zur Vollstreckung von Ordnungshaft zur Erzwingung einer
Unterlassung oder Duldung (§ 890 ZPO).

Wird in einem Urteil oder einer einstweiligen Verf�gung,
gerichtet auf eine Unterlassung oder Duldung, f�r den Fall
der Zuwiderhandlung eine Strafe angedroht, so stellt die An-
drohung die Festsetzung einer Norm dar. Die Pr�fung, ob
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diese Norm, die den Schuldner zur k�nftigen Erf�llung der
Unterlassungspflicht anhalten soll, verletzt ist, bedeutet
daher ein „zur Verantwortung ziehen“ im Sinne des Artikels
46 Abs. 2 des Grundgesetzes wegen Verletzung „einer mit
Strafe bedrohten Handlung“. Dabei ist es unerheblich, ob in
dem Verfahren Ordnungshaft oder -geld angestrebt wird.

b) Zur Vollstreckung der Haft zur Erzwingung der eidesstattli-
chen Versicherung des Schuldners (§ 901 ZPO).

Da lediglich die Vollstreckung des Haftbefehls eine Be-
schr�nkung der pers�nlichen Freiheit im Sinne des Arti-
kels 46 Abs. 2 des Grundgesetzes ist und daher der Geneh-
migung des Deutschen Bundestages bedarf, steht der
Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsord-
nung auf dem Standpunkt, daß die Durchf�hrung des Ver-
fahrens zur Erzwingung der eidesstattlichen Versicherung
gegen ein Mitglied des Bundestages als Schuldner und auch
die Anordnung der Haft durch das Gericht zur Erzwingung
der Leistung der eidesstattlichen Versicherung noch kein
„zur Verantwortung ziehen“ bedeuten und daher keiner Ge-
nehmigung des Deutschen Bundestages bed�rfen.

c) Zur Vollstreckung der Ordnungshaft oder zur zwangsweisen
Vorf�hrung wegen Ausbleibens als Zeuge (§ 51 StPO und
§ 380 ZPO).

d) Zur Vollstreckung der Ordnungshaft oder der Haft wegen
grundloser Zeugnisverweigerung (§ 70 StPO und § 390 ZPO).

e) Zur Vollstreckung der Zwangshaft zur Erwirkung unvertret-
barer Handlungen (§ 888 ZPO).

f) Zur Vollstreckung der Haft oder sonstigen Freiheitsbeschr�n-
kung zur Vollziehung des pers�nlichen Sicherheitsarrestes
(§ 933 ZPO).

g) Zur Vollstreckung der Ordnungshaft wegen Ungeb�hr (§ 178
GVG).
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h) Zur zwangsweisen Vorf�hrung des Schuldners oder Gemein-
schuldners und zur Vollstreckung der Haft im Insolvenzver-
fahren (§ 21 Abs. 3 und § 98 Abs. 2 InsO).

i) Zur einstweiligen Unterbringung in einer Heil- oder Pflege-
anstalt (§ 126a StPO).

j) Zu freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Si-
cherung (§§ 61ff. StGB).

k) Zur zwangsweisen Vorf�hrung (§§ 134, 230, 236, 329 und
387 StPO).

l) Zur Verhaftung auf Grund Haftbefehls nach §§ 114, 125,
230, 236 oder 329 StPO.

15. Schutzmaßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz

Schutzmaßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz haben
notstands�hnlichen Charakter. Maßnahmen nach §§ 29 ff. des
Infektionsschutzgesetzes bed�rfen daher, gleichg�ltig, ob sie
zum Schutz gegen das Mitglied des Bundestages oder zum
Schutz des Mitgliedes des Bundestages gegen andere notwendig
werden, nicht der Aufhebung der Immunit�t.

Die zust�ndigen Beh�rden sind jedoch verpflichtet, den Pr�si-
denten des Deutschen Bundestages unverz�glich �ber die
gegen ein Mitglied des Bundestages angeordneten Maßnahmen
zu unterrichten. Der Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t
und Gesch�ftsordnung ist berechtigt, zu pr�fen oder pr�fen zu
lassen, ob es sich um nach dem Infektionsschutzgesetz gerecht-
fertigte Maßnahmen handelt. H�lt er sie nicht oder nicht
mehr f�r erforderlich, so kann der Ausschuss im Wege der Vor-
entscheidung die Aussetzung der angeordneten Maßnahmen
verlangen. Kann der Ausschuss innerhalb von zwei Tagen nach
Eingang einer Mitteilung der zust�ndigen Beh�rden nicht zu-
sammentreten, so hat der Pr�sident des Bundestages insoweit
die Rechte des Ausschusses f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und
Gesch�ftsordnung. Er hat den Ausschuss unverz�glich �ber
seine Entscheidung in Kenntnis zu setzen.
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16. Anh�ngige Strafverfahren

Bei �bernahme des Abgeordnetenmandats anh�ngige Strafver-
fahren sowie jede angeordnete Haft, Vollstreckung einer Frei-
heitsstrafe oder sonstige Beschr�nkung der pers�nlichen Frei-
heit (vgl. Nummer 14) sind von Amts wegen auszusetzen.

Soll ein Verfahren fortgesetzt werden, so ist vorher eine Ent-
scheidung des Bundestages einzuholen, soweit nicht bereits die
Genehmigung zur Durchf�hrung von Ermittlungsverfahren
wegen einer Straftat erteilt ist.

17. Behandlung von Amnestief�llen

Der Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immunit�t und Gesch�ftsord-
nung ist erm�chtigt, in allen F�llen, in denen eine gerichtliche
Strafverfolgung gegen ein Mitglied des Bundestages infolge
einer bereits ausgesprochenen Amnestie nicht zur Durchf�h-
rung kommen w�rde, die gerichtliche Einstellung des Verfah-
rens auf Grund der Amnestie dadurch zu erm�glichen, daß er
in solchen F�llen erkl�rt, der Bundestag werde gegen die An-
wendung des Straffreiheitsgesetzes keine Einwendungen erhe-
ben. Solche F�lle bed�rfen nicht der Vorlage an das Plenum
des Bundestages.

B. Erm�chtigung zur Strafverfolgung nach § 90b Abs. 2,
§ 194 Abs. 4 StGB

Die Erm�chtigung zur Strafverfolgung nach § 90b Abs. 2 StGB – ver-
fassungsfeindliche Verunglimpfung des Bundestages – sowie nach
§ 194 Abs. 4 StGB – Beleidigung des Bundestages – kann im Wege
der Vorentscheidung gem�ß Nummer 13 der Grunds�tze in Immu-
nit�tsangelegenheiten erteilt werden. Die Staatsanwaltschaften
richten ihre Antr�ge nach Maßgabe der Richtlinien f�r das Strafver-
fahren und das Bußgeldverfahren an den Bundesminister der Ju-
stiz, der sie mit der Bitte vorlegt, eine Entscheidung herbeizuf�h-
ren, ob die Erm�chtigung zur Strafverfolgung nach § 90b Abs. 2
oder § 194 Abs. 4 StGB erteilt wird.

ANLAGE 6 – AUFHEBUNG DER IMMUNIT�T 112



C. Genehmigung zur Zeugenvernehmung nach § 50 Abs. 3 StPO
und § 382 Abs. 3 ZPO

Die Genehmigung zu einer Abweichung von § 50 Abs. 1 StPO und
§ 382 Abs. 2 ZPO, wonach die Mitglieder des Bundestages am Sitz
der Versammlung zu vernehmen sind, kann im Wege der Vorent-
scheidung gem�ß Nummer 13 der Grunds�tze in Immunit�tsange-
legenheiten erteilt werden. Die Staatsanwaltschaften und Gerichte
richten ihre Antr�ge unmittelbar an den Pr�sidenten des Bundesta-
ges. Einer Genehmigung bedarf es nicht, wenn der Termin zur Ver-
nehmung außerhalb der Sitzungswochen des Bundestages liegt.

ANLAGE 7

Befragung der Bundesregierung

1. Eine Befragung der Bundesregierung findet in Sitzungswochen
mittwochs um 13.00 Uhr statt.

2. Die Mitglieder des Bundestages k�nnen an die Bundesregierung
Fragen von aktuellem Interesse im Rahmen ihrer Verantwort-
lichkeit stellen, vorrangig zur vorangegangenen Kabinettsitzung.
Die Fragen k�nnen durch Bemerkungen eingeleitet werden. Sie
m�ssen kurz gefaßt sein und kurze Antworten erm�glichen.

3. Der Pr�sident erteilt das Wort unter Ber�cksichtigung der Re-
geln des § 28 Abs. 1 der Gesch�ftsordnung des Bundestages.

4. Die Befragung dauert in der Regel 30 Minuten.

5. Zu Beginn der Befragung erh�lt ein Mitglied der Bundesregie-
rung auf Verlangen bis zu f�nf Minuten das Wort.

6. Der Pr�sident kann die Befragung �ber 30 Minuten hinaus ver-
l�ngern. Dauert die Befragung l�nger als 30 Minuten, verk�rzt
sich die anschließende Fragestunde um die Verl�ngerungszeit.
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7. Grunds�tzlich antworten die angesprochenen Mitglieder der
Bundesregierung; das Rederecht des zust�ndigen Mitglieds der
Bundesregierung bleibt unber�hrt.

ANLAGE 8

Grunds�tzlich f�r eine �berweisung in Betracht
kommende EU-Dokumente

(Positivliste)

1. Entschließungen des Europ�ischen Parlaments

2. Vorhaben im Sinne der Anlage 1 zur Vereinbarung zwischen
dem Deutschen Bundestag und der Bundesregierung �ber die
Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Europ�ischen Union in
Ausf�hrung des § 6 des Gesetzes �ber die Zusammenarbeit von
Bundesregierung und Deutschem Bundestag in Angelegenheiten
der Europ�ischen Union

3. Unterrichtungen �ber die Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik, die Europ�ische Sicherheits- und Verteidigungspolitik
sowie �ber Maßnahmen bei der polizeilichen und justiziellen
Zusammenarbeit und die Handelspolitik

4. Unterrichtungen �ber die Einlegung eines Parlamentsvorbehalts,
sofern eine Stellungnahme des Bundestages in einer ihrer we-
sentlichen Belange im Rat nicht durchsetzbar ist

5. Unterrichtungen �ber die Absicht des Rates, einen Beschluss
zum �bergang von der Einstimmigkeit zu Mehrheitsentschei-
dungen zu fassen, und die entsprechende Willensbildung der
Bundesregierung

6. Unterrichtungen �ber die Absicht des Rates, einen Beschluss zur
Aufnahme von Verhandlungen zur Vorbereitung von Beitritten
zur Europ�ischen Union zu fassen, und die entsprechende Wil-
lensbildung der Bundesregierung
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7. Unterrichtungen �ber die Absicht des Rates, einen Beschluss zur
Aufnahme von Verhandlungen zu �nderungen der vertraglichen
Grundlagen der Europ�ischen Union zu fassen, und die entspre-
chende Willensbildung der Bundesregierung
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HAUSORDNUNG
DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES

Vom 11. Juli 1975
in der Fassung vom 7. August 2002 (BGBl. I S. 3483),

zuletzt ge�ndert durch Bekanntmachung
vom 25. November 2004 (BGBl. I S. 3386)

Auf Grund des Artikels 40 des Grundgesetzes in Verbindung mit
§ 7 Abs. 2 der Gesch�ftsordnung des Deutschen Bundestages habe
ich im Einvernehmen mit dem Ausschuss f�r Wahlpr�fung, Immu-
nit�t und Gesch�ftsordnung die Hausordnung vom 11. Juli 1975 in
der Fassung vom 18. Juni 1998 (BGBl. I S. 2184) ge�ndert und
mache die ge�nderte Hausordnung in der Fassung vom 7. August
2002 bekannt:

§ 1
Geltungsbereich

Die Geb�ude des Deutschen Bundestages (= der Verwaltung des
Deutschen Bundestages auf Dauer oder vor�bergehend unterste-
hende Geb�ude, Geb�udeteile und Grundst�cke, § 7 Abs. 2 GO-BT)
dienen der parlamentarischen Arbeit. In ihnen �bt der Pr�sident
des Deutschen Bundestages das Hausrecht und die Polizeigewalt
aus. Es gilt diese Hausordnung.

§ 2
Zutrittsberechtigung

(1) Zutritt zu den nicht f�r die �ffentlichkeit zug�nglichen Geb�u-
den des Deutschen Bundestages haben

1. a) die Mitglieder des Bundestages,

b) die Mitglieder der Bundesregierung und des Bundesrates
sowie deren Beauftragte,

c) der oder die Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages,

ANHANG 1 – HAUSORDNUNG 116



2. Inhaber eines nach Absatz 2 vom Deutschen Bundestag ausgege-
benen Bundestagsausweises,

3. bei berechtigtem Anlass Inhaber eines nach den Abs�tzen 3 bis 6
vom Deutschen Bundestag ausgegebenen Bundestagsausweises.
Als Bundestagsausweis gelten auch der Tagesausweis, die Einlass-
karte sowie der Bundestagspresseausweis.

(2) Einen Bundestagsausweis erhalten

1. auf Grund ihres Mitgliedsausweises

a) die deutschen Mitglieder des Europ�ischen Parlaments,

b) sachverst�ndige Mitglieder der Enquete-Kommissionen,

2. auf Grund ihres Ehemaligenausweises ehemalige Mitglieder des
Deutschen Bundestages,

3. auf Grund ihres Besch�ftigungsverh�ltnisses

a) die Bediensteten der Verwaltung des Deutschen Bundestages
und des Bundesrates,

b) die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktionen,

c) die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Mitglieder des Bun-
destages,

d) die in den B�ros im Deutschen Bundestag besch�ftigten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der deutschen Mitglieder des
Europ�ischen Parlaments,

e) die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Interparlamentari-
schen Arbeitsgemeinschaft.

(3) Einen Bundestagsausweis k�nnen erhalten

1. Inhaber eines

a) Dienstausweises einer obersten Bundes- oder Landesbeh�rde,

b) Diplomatenpasses,
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c) Dienstausweises des Sekretariats des Europ�ischen Parlaments
oder der EU-Kommission,

wenn das Erfordernis nicht nur gelegentlicher Besuche besteht,

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Medien in Form eines
Bundestagspresseausweises (Tages- oder Jahresakkreditierung
durch das Pressezentrum des Deutschen Bundestages oder Wahl-
periodenakkreditierung durch das Presse- und Informationsamt
der Bundesregierung in Kooperation mit dem Pressezentrum des
Deutschen Bundestages).

F�r gelegentliche Besuche wird gegen Hinterlegung eines Licht-
bildausweises (z. B. Pass, Personalausweis) jeweils an der Pforte
ein Bundestagsausweis in Form eines Tagesausweises zum Zuritt
am jeweiligen Tage ausgegeben. Medienvertreter erhalten solche
Tagesausweise vom Pressereferat.

(4) Andere Personen (z. B. Verbandsvertreter, Handwerker, Lieferan-
ten) k�nnen f�r einen nicht nur gelegentlich erforderlichen Zutritt
aus berechtigtem Anlass einen Bundestagsausweis mit einer G�ltig-
keitsdauer bis maximal zum Ende des laufenden Kalenderjahres im
Rahmen der geltenden Vorschriften erhalten. F�r gelegentliche Besu-
che wird gegen Hinterlegung eines Lichtbildausweises (z. B. Pass, Per-
sonalausweis) jeweils an der Pforte ein Bundestagsausweis in Form
eines Tagesausweises zum Zutritt am jeweiligen Tage ausgegeben.

(5) Tagesausweise gegen Hinterlegung eines Lichtbildausweises er-
halten auch

1. auf Grund ihres Ehemaligenausweises ehemalige deutsche Mit-
glieder des Europ�ischen Parlaments,

2. auf Grund ihres Mitgliedsausweises die Mitglieder der deutschen
L�nderparlamente,

3. auf Grund ihres Besch�ftigungsnachweises die nicht in den
B�ros im Deutschen Bundestag besch�ftigten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der deutschen Mitglieder des Europ�ischen Par-
laments.
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(6) G�ste sind bei berechtigtem Anlass zutrittsberechtigt auf Grund

1. einer Einlasskarte,

2. eines Tagesausweises, der beim Pfortendienst gegen Hinterle-
gung des Personalausweises oder Passes ausgegeben wird und zu
einem einmaligen befristeten Zutritt berechtigt.

(7) Die G�ltigkeitsdauer ist auf dem Ausweis deutlich sichtbar ver-
merkt.

1. Die G�ltigkeitsdauer betr�gt in der Regel die Zeit bis zum Ende
des laufenden Kalenderjahres.

2. Die Ausweise gem�ß Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a gelten f�r die
Dauer des Mandats, die Ausweise gem�ß Absatz 2 Nr. 3 Buch-
stabe b bis d gelten f�r die Dauer des Besch�ftigungsverh�ltnisses,
l�ngstens jedoch bis zum Ende der Wahlperiode des Deutschen
Bundestages beziehungsweise des Europ�ischen Parlaments.

3. Die Ausweise gem�ß Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe a gelten in der
Regel f�r die Dauer des Besch�ftigungsverh�ltnisses, l�ngstens
bis zum Ende der G�ltigkeit des Dienstausweises.

4. Die Ausweise nach Absatz 3 Nr. 2 werden mit einer G�ltigkeit
als Tages- oder Jahresausweis beziehungsweise mit kurzer Befris-
tung ausgegeben. Die in Kooperation vom Presse-und Informa-
tionsamt der Bundesregierung ausgegebenen Ausweise gelten
l�ngstens bis zum Ende der jeweils laufenden Wahlperiode des
Deutschen Bundestages.

5. Die Ausweise verlieren ihre G�ltigkeit mit dem Tag, an dem der
Antragsgrund wegf�llt, und sind mit Wegfall der G�ltigkeit an
die ausgebende Stelle zur�ckzugeben.

(8) Alle den Zutritt berechtigenden Ausweise sind in den Geb�u-
den des Deutschen Bundestages grunds�tzlich f�r jeden erkennbar
offen zu tragen.

(9) Auf Verlangen der f�r Ordnungs- und Sicherungsaufgaben zu-
st�ndigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben alle Inhaber

119 ANHANG 1 – HAUSORDNUNG



eines Bundestagsausweises, die sich in den Geb�uden des Deut-
schen Bundestages aufhalten, die Zutrittsberechtigung nachzuwei-
sen und, soweit sich ihre Zutrittsberechtigung aus Absatz 1 Nr. 2 in
Verbindung mit den Abs�tzen 3 bis 7 ergibt, den Zweck ihres Auf-
enthaltes anzugeben.

(10) Besuchergruppen erhalten Zutritt nur in Begleitung eines Mit-
gliedes des Deutschen Bundestages beziehungsweise seines Beauf-
tragten oder eines mit der Betreuung der Gruppe beauftragten Be-
sch�ftigten der Verwaltung des Deutschen Bundestages. Richtlinien
zur Anmeldung, Einladung und Zuschussgew�hrung f�r Besucher-
gruppen bleiben unber�hrt.

(11) F�r Teilbereiche k�nnen f�r die �ffentlichkeit erweiterte Zu-
trittsm�glichkeiten einger�umt werden.

(12) Personen, die die geforderten Sicherheitsmaßnahmen ableh-
nen, haben keinen Zutritt.

§ 3
Plenarsaal

(1) Zutritt zum Plenarsaal des Deutschen Bundestages haben w�h-
rend der Sitzungen

1. a) die Mitglieder des Bundestages,

b) die Mitglieder der Bundesregierung, des Bundesrates sowie
deren Beauftragte,

c) der oder die Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages,

2. die zum Dienst im Plenarsaal eingeteilten Bediensteten der Ver-
waltung des Deutschen Bundestages,

3. auf Grund einer Einlasskarte zur Regierungs- oder Bundesrats-
bank Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regierungs-und Bun-
desratsmitglieder.

(2) Soweit auf den Trib�nen Bereiche f�r bestimmte Personen oder
Gruppen vorgesehen sind (Presse, Diplomaten, ausl�ndische Dele-
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gationen und G�ste des Deutschen Bundestages), stehen sie in er-
ster Linie diesen Personen bzw. den Angeh�rigen dieser Gruppen
zur Verf�gung.

Dar�ber hinaus erhalten bevorzugt Zutritt

a) Mitglieder und ehemalige Mitglieder des Bundestages, des Euro-
p�ischen Parlaments und der L�nderparlamente,

b) Inhaber einer Einlasskarte, die von den Fraktionen oder dem Be-
sucherdienst der Verwaltung des Deutschen Bundestages ausge-
geben werden,

c) Besuchergruppen und Einzelbesucher, die vom Besucherdienst
eingeladen oder zugelassen worden sind.

(3) In sitzungsfreier Zeit kann der Plenarsaal unter sachkundiger
F�hrung von den Besuchertrib�nen aus besichtigt werden. Kindern
unter zehn Jahren ist die Teilnahme nur in Begleitung Erwachsener
gestattet.

(4) F�r den Zutritt zur Ostlobby w�hrend der Sitzungen gilt Ab-
satz 1 entsprechend. Zutritt haben auch die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Mitglieder und Fraktionen des Deutschen Bundes-
tages sowie die zum Dienst in der Ostlobby eingeteilten Bedienste-
ten des Deutschen Bundestages.

§ 4
Verhalten in Geb�uden

(1) In den Geb�uden des Deutschen Bundestages sind Ruhe und
Ordnung zu wahren. Die Besucher haben die W�rde des Hauses zu
achten und auf die Arbeit im Haus R�cksicht zu nehmen. Insbe-
sondere sind alle Handlungen zu unterlassen, die geeignet sind, die
T�tigkeit des Deutschen Bundestages, seiner Gremien, Organe und
Einrichtungen zu st�ren.

(2) Es ist nicht gestattet, Spruchb�nder oder Transparente zu ent-
falten, Informationsmaterial zu zeigen oder zu verteilen, es sei
denn, es ist zur Verteilung zugelassen.
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(3) Die Werbung f�r oder der Vertrieb von Waren, die Durchf�h-
rung von Sammelbestellungen sowie die Veranstaltung von Samm-
lungen sind in den Geb�uden des Deutschen Bundestages untersagt.
Dies gilt nicht f�r den Vertrieb von Waren in den Pachtbetrieben,
aus Automaten, deren Aufstellung genehmigt wurde, sowie f�r den
durch die zust�ndigen Stellen in Auftrag gegebenen Vertrieb aus An-
lass internationaler Konferenzen.

(4) Das Mitbringen von Tieren – ausgenommen Blindenf�hrhunde –
ist nicht gestattet.

(5) Im unterirdischen Erschließungssystem, in den Parkdecks und
auf den sonstigen Verkehrsfl�chen finden die Bestimmungen der
Straßenverkehrsordnung (StVO) entsprechende Anwendung. Ge-
und Verbotsschilder sind zu beachten. Parken ist nur im Rahmen
der erteilten Berechtiung gestattet.

§ 5
Besondere Verhaltensregeln f�r die Besucher von Sitzungen

des Deutschen Bundestages und seiner Gremien

(1) Einzelbesucher und Angeh�rige von Besuchergruppen haben
vor dem Betreten M�ntel, Schirme, Koffer und Taschen sowie Ge-
r�te zur Aufzeichnung, �bermittlung, �bertragung oder Wieder-
gabe von Bild und Ton, Ferngl�ser und �hnliche Gegenst�nde an
den Garderoben abzugeben. Dies gilt nicht f�r Handtaschen, wenn
sie vorher einer Kontrolle unterzogen worden sind. An sitzungs-
freien Tagen k�nnen Ausnahmen zugelassen werden.

(2) Besucher der Sitzungen sind Beifalls- und Missfallenskundge-
bungen, Zwischenrufe, Verletzungen von Ordnung oder Anstand
sowie Handlungen, die geeignet sind, den Ablauf der Sitzungen zu
st�ren, untersagt.

§ 6
Bild- und Tonaufnahmen, Medien

(1) Ger�te zur Aufzeichnung, �bermittlung, �bertragung oder
Wiedergabe von Bild und Ton d�rfen nur mit Einwilligung des Pr�-
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sidenten des Deutschen Bundestages und nach Maßgabe der vom
Pr�sidenten in Aus�bung seines Hausrechts erlassenen Regelungen
zur Medienberichterstattung benutzt werden. Die unautorisierte
Ablichtung pers�nlicher Unterlagen in der Weise, dass diese lesbar
sind, ist untersagt.

(2) Bild- und Tonaufnahmen von �ffentlichen Sitzungen des Deut-
schen Bundestages und seiner Gremien d�rfen nur von den dazu
ausgewiesenen Pl�tzen aus erfolgen.

(3) Bild- und Tonaufnahmen zu gewerblichen, insbesondere zu
Werbezwecken sind untersagt; zu privaten Zwecken sind sie zul�s-
sig, soweit der Parlamentsbetrieb sowie die Pers�nlichkeitsrechte
der im Geb�ude Anwesenden hiervon nicht beeintr�chtigt werden,
in Sitzungss�len und -r�umen nur w�hrend sitzungsfreien Zeiten.
Die Rechte Dritter bleiben unber�hrt.

§ 7
Anordnungen des Ordnungspersonals,

Anwendung unmittelbaren Zwangs, Hausverbot

(1) Die zust�ndigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die
zum Schutze der parlamentarischen Arbeit erforderlichen Ord-
nungs- und Sicherungsaufgaben durchzuf�hren; ihren Weisungen
ist Folge zu leisten.

(2) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung kann un-
mittelbarer Zwang im Sinne des Gesetzes �ber den unmittelbaren
Zwang bei Aus�bung �ffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte
des Bundes ausge�bt werden.

(3) Wer den Bestimmungen dieser Hausordnung zuwiderhandelt,
kann aus den Geb�uden des Deutschen Bundestages verwiesen wer-
den.

(4) Der Pr�sident des Deutschen Bundestages kann bei einem Ver-
stoß gegen diese Hausordnung ein Hausverbot verh�ngen.

123 ANHANG 1 – HAUSORDNUNG



§ 8
Besondere Veranstaltungen, Pachtbetriebe

(1) �ber die �berlassung von R�umen des Deutschen Bundestages
f�r Veranstaltungen von Beh�rden, Organisationen oder anderen
Stellen entscheidet der Pr�sident des Deutschen Bundestages. Das
Verfahren bei der Vergabe und Nutzung von R�umen der Fraktio-
nen bleibt unber�hrt.

(2) Werden R�ume in den Geb�uden des Deutschen Bundestages
f�r Veranstaltungen �berlassen, kann der Deutsche Bundestag vom
Veranstalter verlangen, dass hierzu nur Besucher zugelassen wer-
den, die sich im Besitz einer von den Veranstaltern ausgestellten
Eintrittskarte befinden.

(3) Bei Veranstaltungen nach Absatz 1 gilt die Hausordnung sinn-
gem�ß. Das Gleiche gilt f�r Sonderveranstaltungen des Deutschen
Bundestages.

(4) Soweit Dritten R�umlichkeiten auf Grund von Pacht oder Miet-
vertr�gen �berlassen werden, sind die entsprechenden vertragli-
chen Vereinbarungen maßgebend.

§ 9
Bibliothek, Archiv, Sondereinrichtungen

F�r die Benutzung der Bibliothek, der Archive und anderer Sonder-
einrichtungen sind die entsprechenden Benutzungsordnungen
maßgebend.

§ 10
Schlussbestimmungen

(1) Der Pr�sident des Deutschen Bundestages kann aus besonde-
rem Anlass die Zutrittsberechtigung von Besuchern oder Besucher-
gruppen einschr�nken oder versagen. Er entscheidet �ber Ausnah-
men von den Bestimmungen dieser Hausordnung.

(2) Der Pr�sident des Deutschen Bundestages kann in Aus�bung
seines Hausrechts erg�nzende Regelungen erlassen.
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Anhang zur Hausordnung

§ 112 des Gesetzes �ber Ordnungswidrigkeiten (OWiG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 602), zuletzt ge�ndert durch Artikel 24 Abs. 16 des Gesetzes zur
Einf�hrung des Euro in Rechtspflegegesetzen und in Gesetzen des
Straf- und Ordnungswidrigkeitenrechts, zur �nderung der Mahn-
vordruckverordnung sowie zur �nderung weiterer Gesetze. Vom
13. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3574, 3579)

„§ 112 Verletzung der Hausordnung eines Gesetzgebungsorgans

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen Anordnungen verst�ßt, die
ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes oder sein
Pr�sident �ber das Betreten des Geb�udes des Gesetzgebungsorgans
oder des dazugeh�rigen Grundst�cks oder �ber das Verweilen oder
die Sicherheit und Ordnung im Geb�ude oder auf dem Grundst�ck
allgemein oder im Einzelfall erlassen hat.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu f�nf-
tausend Euro geahndet werden.

(3) Die Abs�tze 1 und 2 gelten bei Anordnungen eines Gesetzge-
bungsorgans des Bundes oder seines Pr�sidenten weder f�r die Mit-
glieder des Bundestages noch f�r die Mitglieder des Bundesrates
und der Bundesregierung sowie deren Beauftragte, bei Anordnun-
gen eines Gesetzgebungsorgans eines Landes oder seines Pr�siden-
ten weder f�r die Mitglieder der Gesetzgebungsorgane dieses Landes
noch f�r die Mitglieder der Landesregierung und deren Beauf-
tragte.“

§ 106b St�rung der T�tigkeit eines Gesetzgebungsorgans

(1) Wer gegen Anordnungen verst�ßt, die ein Gesetzgebungsorgan
des Bundes oder eines Landes oder sein Pr�sident �ber die Sicher-
heit und Ordnung im Geb�ude des Gesetzgebungsorgans oder auf
dem dazugeh�renden Grundst�ck allgemein oder im Einzelfall er-
l�ßt, und dadurch die T�tigkeit des Gesetzgebungsorgans hindert
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oder st�rt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft.

(2) Die Strafvorschrift des Absatzes 1 gilt bei Anordnungen eines
Gesetzgebungsorgans des Bundes oder seines Pr�sidenten weder f�r
die Mitglieder des Bundestages noch f�r die Mitglieder des Bundes-
rates und der Bundesregierung sowie ihre Beauftragten, bei Anord-
nungen eines Gesetzgebungsorgans eines Landes oder seines Pr�si-
denten weder f�r die Mitglieder der Gesetzgebungsorgane dieses
Landes noch f�r die Mitglieder der Landesregierung und ihre Be-
auftragten.“
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RICHTLINIEN F�R DIE BEHANDLUNG
DER AUSSCHU�PROTOKOLLE GEM˜� § 73 ABS. 3 GO-BT

Vom 16. September 1975,
ge�ndert durch Beschlu� des Pr�sidiums vom 7. September 1987

I.

Protokolle nicht�ffentlicher Sitzungen der Aussch�sse, die keine VS
sind, darf in den der Verwaltung des Bundestages unterstehenden
R�umen einsehen, wer ein berechtigtes Interesse nachweist.

Dabei gelten folgende Sonderregelungen:

1. Protokolle nicht�ffentlicher Ausschußsitzungen d�rfen erst nach
Verk�ndung des betreffenden Gesetzes bzw. nach Beendigung
der Wahlperiode eingesehen werden.

2. Der Ausschuß muß Protokolle, die auch nach Verk�ndung des
Gesetzes bzw. nach Beendigung der Wahlperiode – Nummer 1
der Richtlinien – nicht ohne weiteres der �ffentlichkeit zug�ng-
lich sein sollen, mit dem Vermerk „Nur zur dienstlichen Ver-
wendung“ (§ 73 Abs. 2 Satz 2 GO-BT) versehen.

Dieser Vermerk verliert sp�testens nach Ablauf der jeweils nach-
folgenden Wahlperiode seine G�ltigkeit, es sei denn, daß der
Ausschuß gleichzeitig beschlossen hat, diese Protokolle zu
einem fr�heren Zeitpunkt zug�nglich zu machen. Soll sich der
Vermerk nur auf Teile eines Protokolls beziehen, sind auch diese
entsprechend zu kennzeichnen und dem Protokoll gesondert
anzuf�gen.

3. Wenn eine nicht�ffentliche Ausschußsitzung auf Tontr�ger auf-
genommen wird, d�rfen eine w�rtliche �bertragung, ihre Ver-
vielf�ltigung und Verteilung an Mitglieder des Ausschusses nur
erfolgen, wenn dies vorher beschlossen wurde. Eine Woche
nach Verteilung des Protokolls bzw. der w�rtlichen �bertragung
der Ausschußsitzung ist die Aufnahme zu l�schen, es sei denn,
daß der Ausschuß etwas anderes beschlossen hat.
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4. Ob ein berechtigtes Interesse vorliegt, entscheidet der Pr�sident,
der die Einsichtnahme mit Auflagen verbinden kann.

II.

Bis zur anderweitigen Regelung der Behandlung von Protokollen
der Untersuchungsaussch�sse, soweit sie nicht der Geheimschutz-
ordnung unterliegen, gilt folgendes:

1. Bis zur Beendigung des Untersuchungsauftrages bzw. bis zur
Aufl�sung des Ausschusses d�rfen Protokolle nur auf Antrag im
Wege der Amtshilfe (Artikel 35 Abs. 1 GG) abgegeben werden.

Protokolle �ffentlicher Sitzungen kann einsehen, wer ein be-
rechtigtes Interesse nachweist.

�ber Ausnahmen entscheidet der Ausschuß.

2. Vor Beendigung seines Auftrages hat der Untersuchungsaus-
schuß �ber die sp�tere Behandlung seiner Protokolle Empfeh-
lungen zu geben; �ber Abweichungen von diesen Empfehlungen
entscheidet nach Aufl�sung des Untersuchungsausschusses der
Pr�sident.

III.

F�r Ausschußdrucksachen und vergleichbare Unterlagen gelten
diese Richtlinien entsprechend. Eingaben mit pers�nlichem Inhalt
sind von der Einsichtnahme ausgeschlossen.
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GEMEINSAME GESCH˜FTSORDNUNG DES
BUNDESTAGES UND DES BUNDESRATES F�R DEN

AUSSCHU� NACH ARTIKEL 77 DES GRUNDGESETZES
(VERMITTLUNGSAUSSCHU�)1)

vom 5. Mai 1951 (BGBl. II S. 103),
zuletzt ge�ndert durch Bekanntmachung

vom 30. April 2003 (BGBl. I S. 677)

Zur Ausf�hrung des Artikels 77 des Grundgesetzes hat der Bundes-
tag mit Zustimmung des Bundesrates f�r den Vermittlungsaus-
schuß die folgende Gesch�ftsordnung beschlossen:

§ 1
St�ndige Mitglieder

Bundestag und Bundesrat entsenden je 162) ihrer Mitglieder, die
den st�ndigen Vermittlungsausschuß bilden.

§ 2
Vorsitz

Der Ausschuß w�hlt je ein Mitglied des Bundestages und des Bun-
desrates, die im Vorsitz viertelj�hrlich sich abwechseln und einan-
der vertreten.

§ 3
Vertretung

F�r jedes Mitglied ist sein Vertreter zu bestellen. Auch die Vertreter
m�ssen Mitglied der entsendenden K�rperschaft sein. Sie d�rfen an
den Sitzungen nur teilnehmen, soweit eine Vertretung notwendig ist.

1) F�r die 16. Wahlperiode �bernommen durch Beschluss des Deutschen Bundes-
tages vom 18. Oktober 2005.

2) Ge�ndert laut Bekanntmachung vom 19. Juni 1952 (BGBl. II S. 608) von „12.“
in „10 und laut Bekanntmachung vom 11. Februar 1957 (BGBl. II S. 31) von
„10“ in „11“ und laut Bekanntmachung vom 12 . November 1990 (BGBl. I
S. 2557) von „11“ in „16“.
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§ 4
Wechsel der Mitglieder und Stellvertreter

Die Mitglieder und ihre Stellvertreter k�nnen abberufen werden, je-
doch ist der Wechsel eines Mitgliedes oder seines Stellvertreters im
Wege der Abberufung nur viermal innerhalb der gleichen Wahl-
periode des Bundestages zul�ssig.

§ 5
Bundesregierung

Die Mitglieder der Bundesregierung haben das Recht und auf Be-
schluß des Ausschusses die Pflicht, an den Sitzungen teilzunehmen.

§ 6
Teilnahme anderer Personen

Anderen Personen kann die Teilnahme an den Sitzungen nur durch
Beschluß des Ausschusses gestattet werden.

§ 7
Beschlußf�higkeit

(1) Der Ausschuß ist beschlußf�hig, wenn die Mitglieder unter Mit-
teilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens f�nf
Tagen geladen und mindestens zw�lf Mitglieder anwesend sind.

(2) Die Ladungsfrist beginnt mit der Abgabe der Ladung bei den
f�r die Postverteilung zust�ndigen Stellen von Bundestag und Bun-
desrat.

(3) Ein Einigungsvorschlag kann nur beschlossen werden, wenn
mindestens je sieben Mitglieder des Bundestages und des Bundes-
rates anwesend sind.

§ 8
Mehrheit

Der Ausschuß faßt seine Beschl�sse mit der Mehrheit der Stimmen
seiner anwesenden Mitglieder.
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§ 9
Unteraussch�sse

Der Ausschuß kann Unteraussch�sse einsetzen.

§ 10
Verfahren im Bundestag

(1) Ein Einigungsvorschlag auf �nderung oder Aufhebung des vom
Bundestag beschlossenen Gesetzes ist alsbald auf die Tagesordnung
des Bundestages zu setzen. Ein vom Ausschuß bestimmtes Mitglied
berichtet im Bundestag und im Bundesrat.

(2) Der Bundestag stimmt nur �ber den Einigungsvorschlag ab. Zu
dem Vorschlag k�nnen vor der Abstimmung Erkl�rungen abgege-
ben werden. Ein anderer Antrag zur Sache ist nicht zul�ssig.

(3) Sieht der Einigungsvorschlag mehrere �nderungen des Geset-
zesbeschlusses vor, so ist in ihm zu bestimmen, ob und inwieweit
im Bundestag �ber �nderungen gemeinsam abzustimmen ist. Ent-
h�lt der Einigungsvorschlag �nderungen des Grundgesetzes, ist
�ber jede Abweichung des Einigungsvorschlages vom Wortlaut des
vom Bundestag gem�ß Artikel 79 Abs. 2 GG beschlossenen Geset-
zes einzeln abzustimmen. Erfolgt eine Einzelabstimmung �ber
mehrere �nderungen, so ist eine Schlußabstimmung �ber den Eini-
gungsvorschlag im ganzen erforderlich.

§ 11
Verfahren im Falle eines Einigungsvorschlages

auf Best�tigung des Gesetzesbeschlusses

Sieht der Einigungsvorschlag eine Best�tigung des vom Bundestag
beschlossenen Gesetzes vor, so bedarf es keiner erneuten Beschluß-
fassung durch den Bundestag. Der Vorsitzende des Ausschusses hat
den Vorschlag unverz�glich dem Pr�sidenten des Bundestages und
des Bundesrates mitzuteilen.
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§ 12
Abschluß des Verfahrens

(1) Wird in der zweiten wegen der gleichen Sache einberufenen
Sitzung ein Einigungsvorschlag nicht beschlossen, so kann jedes
Mitglied den Abschluß des Verfahrens beantragen.

(2) Das Verfahren ist abgeschlossen, wenn in der folgenden Sit-
zung sich keine Mehrheit f�r einen Einigungsvorschlag findet.

(3) Auf andere Weise kann das Verfahren ohne Einigungsvorschlag
nicht abgeschlossen werden.

(4) Der Vorsitzende hat den Abschluß des Verfahrens festzustellen
und unverz�glich dem Pr�sidenten des Bundestages und des Bun-
desrates mitzuteilen.

§ 13
Außerkrafttreten

Diese Gesch�ftsordnung tritt, wenn der Bundestag oder Bundesrat
ihre Aufhebung beschließen, sechs Monate nach der Beschlußfas-
sung außer Kraft, es sei denn, daß der Bundestag vorher mit Zu-
stimmung des Bundesrates eine �nderung beschließt.
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SACHWEISER ZUR GESCH˜FTSORDNUNG DES
DEUTSCHEN BUNDESTAGES

Die Zahlen verweisen auf die Paragraphen der Gesch�ftsordnung

Abk�rzungen

Abg. = Abgeordnete(r) GG = Grundgesetz
Anh. = Anhang GO = Gesch�fts-
Anl. = Anlage ordnung
�R = �ltestenrat GSO = Geheimschutz-
amt. = amtierend(er) ordnung
Art. = Artikel des nam. Abst. = namentliche

Grundgesetzes Abstimmung
Aussch. = Ausschuß, Pr�s. = Pr�sident

Aussch�sse Stellv. = Stellvertreter
BK = Bundeskanzler sten. = stenographisch
BMin. = Bundesminister TO = Tagesordnung
BRat = Bundesrat VermA = Vermittlungs-
BReg. = Bundesregierung ausschuß
BT = Bundestag Vors. = Vorsitzende(r)
BVerfGG = Gesetz �ber das > = siehe, siehe auch

Bundesverfas-
sungsgericht

A

Ab�nderungsantr�ge
> �nderungsantr�ge

Abgabe von Erkl�rungen
> Erkl�rungen

Abgeordnete
> Mitglieder des BT

Ablehnung von Gesetzentw�rfen 83
Abs. 3, 99 Abs. 2

Absetzung von der Tagesordnung 20
Abs. 3, 99 Abs. 1

Abstimmung 45 bis 53
– in 1. Beratung 80
– in 2. Beratung 81 Abs. 2 u. 4

noch Abstimmung
– in 3. Beratung 86
– in Erweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a Abs. 1, 3 u. 4
– ohne Aussprache 39, 90, 91
– �ber nicht verteilte Antr�ge 78

Abs. 2
– �ber Einspruch des BRates 91
– �ber Entschließungsantr�ge 88
– �ber Mißtrauensantr�ge 97 Abs. 2

u. 3
– �ber Schlußantrag 25 Abs. 2
– �ber Staatsvertr�ge 81 Abs. 4, 86
– �ber Vertrauensantrag des BK 98
– �ber Vorschl�ge des VermA 90
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noch Abstimmung
Abstimmungsregeln 48
Aussetzung der – 45 Abs. 2, 86, 88

Abs. 2
Erkl�rung zur – 31
Feststellung der erforderlichen

Mehrheit 48 Abs. 3
Formen der – 48 bis 52
Fragestellung 46
Frageteilung 47, 53 (f.)
Frageverlesung 47
Gegenprobe 51 Abs. 1
gemeinsame – in 2. Beratung 81

Abs. 4
Mehrheit 48 Abs. 2 u. 3
namentliche – 45 Abs. 3, 52, 53
Nichtteilnahme an namentlicher –

13 Abs. 2, 31 Abs. 2
Schlußabstimmung 48 Abs. 1, 86
Stimmengleichheit 2 Abs. 2, 48

Abs. 2
Stimmenthaltung 31 Abs. 2, 45

Abs. 3
Stimmrecht bei Erweiterten �ffentli-

chen Ausschußberatungen 69a
Abs. 3 u. 4

ung�ltige Stimmen 45 Abs. 3
Unzul�ssigkeit der namentlichen –

53
Verschiebung der – bei Entschlie-

ßungsantr�gen 88 Abs. 2
Wiederholung der – bei Beschluß-

unf�higkeit 20 Abs. 5, 45 Abs. 3
Z�hlung der Stimmen 51
Zeitpunkt der – 81 Abs. 2, 86, 88, 98

Abs. 1
Zweifel �ber Ergebnis der – 51

Abstimmungskarten 52
Abweichung von der GO 126
�ltestenrat

Aufgaben 6 Abs. 2, 3 u. 4
Ausf�hrungsbestimmungen f�r

elektronische Dokumente 122a
Einberufung 6 Abs. 1

noch �ltestenrat
Empfehlung einer allgemeinen Aus-

sprache 79, 81 Abs. 1, 84
Vereinbarung
– einer Aussprache nach Erweiterter

�ffentlicher Ausschußberatung
69a Abs. 5

– von Sitzungstermin u. TO 20
Abs. 1, 80 Abs. 4

Verteilung der Stellen der
Aussch.Vors. und Stellv. 6 Abs. 2,
58

Vorschlag zur Gestaltung u. Dauer
der Aussprache 35 Abs. 1

Zusammensetzung 6 Abs. 1, 12
�nderungen in 2. und 3. Beratung

Zusammenstellung der – 83 Abs. 1,
86

�nderungsantr�ge
– bei nur einer Beratung von Vor-

lagen 78 Abs. 4
– in 2. Beratung 82
– in 3. Beratung 85
– in Erweiterter �ffentlicher Aus-

schußberatung 69a Abs. 3
– im federf�hrenden Ausschuß 71

Abs. 2
– bei Unionsvorlagen 93a Abs. 5
Formerfordernis f�r – 82 Abs. 1, 85

Abs. 1
Unzul�ssigkeit von Sachantr�gen in

1. Beratung von Gesetzentw�rfen
79

Unzul�ssigkeit von – zu Staatsvertr�-
gen 82 Abs. 2

Verbindung u. Trennung der Aus-
sprache �ber – 81 Abs. 3

Verlesung noch nicht verteilter – 82
Abs. 1

Akten
Behandlung von Verschlußsachen

16 Abs. 4, 17, 69 Abs. 7, Anl. 3
Einsicht in – 16 Abs. 1
Gebrauch von – außerhalb des Bun-

deshauses 16 Abs. 2
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Aktuelle Stunde 106 Abs. 1, Anl. 5
Anzahl und Rangfolge der – an

einem Sitzungstag Anl. 5 Nr. 3
bis 5

Dauer der – Anl. 5 Nr. 6
Redezeit Anl. 5 Nr. 7
Reihenfolge der Worterteilung

Anl. 5 Nr. 8
Unzul�ssigkeit von Sachantr�gen

Anl. 5 Nr. 9
– nach Vereinbarungen im �R

Anl. 5 Nr. 1 (a)
Verl�ngerung einer – Anl. 5 Nr. 6

u. 7
– auf Verlangen Anl. 5 Nr. 1 (b) u. (c)

u. Nr. 2
Allgemeine Aussprache > Aussprache
Alterspr�sident

Vertretung des amt. Pr�s. in der Sit-
zung 8 Abs. 2

Vorsitz in der ersten Sitzung 1
Abs. 2 u. 3

Amtierender Pr�sident 8 Abs. 1 u. 3
Amtliches Protokoll 120, 121
Anfechtung der Mitgliedschaft 15
Anfragen

> Große-, Kleine-, Fragestunde,
schriftliche Fragen

Angestellte des Bundestages 7 Abs. 4
und 5

Anh�rungen 70
Antr�ge

> �nderungsantr�ge, Antragsberech-
tigung, Gesch�ftsordnungsantr�ge,
Verlangen, Vorlagen, Widerspruch
– auf Einberufung des VermA 89
– auf Herbeirufung eines Mitgliedes

der BReg. 42
– auf Mißtrauensvotum 97 Abs. 1
– auf Zur�ckweisung eines Ein-

spruchs des BRates 75 Abs. 1 (c), 91
– auf Wahl eines anderen BK nach

abgelehntem Vertrauensantrag 98
Abs. 2

noch Antr�ge
– nach Parlamentsbeteiligungsgesetz

96a
– in Erweiterter �ffentlicher Aus-

schußberatung 69a Abs. 3
– von Aussch�ssen > Ausschußbe-

richte
Begr�ndung durch Antragsteller 28

Abs. 2
Beratung von – 75, 78 Abs. 2
Formerfordernisse f�r – 76
Unzul�ssigkeit von Sachantr�gen 44

Abs. 3, 79, Anl. 5 Nr. 9
Antragsberechtigung, Anzahl > Ver-

langen, Wahlvorschl�ge, Wider-
spruch
ein Abgeordneter

�nderungsantr�ge 69a Abs. 3, 71
Abs. 2, 78 Abs. 4, 82 Abs. 1, 95
Abs. 3

Antrag auf Abweichungen von der
GO 126

Antrag auf �nderung der TO 20
Abs. 2

Antrag auf Teilung der Frage 47
Antragstellung
– im Ausschuß 69a Abs. 3, 71

Abs. 1 u. 2
– im federf�hrenden Ausschuß 71

Abs. 1 u. 2
eine Fraktion oder 5. v. H. der Mit-

glieder des BT
�nderungsantr�ge 85 Abs. 1
Antrag auf Einberufung des

VermA durch den BT 89
Antrag auf Erm�chtigung des Aus-

schusses f�r Angelegenheiten
der Europ�ischen Union zur
Wahrnehmung der Rechte des
BT (Art. 23 GG) 93a Abs. 2

Antrag auf Herbeirufung eines
Mitgliedes der BReg. 42

Antrag auf Schluß der Aussprache
25 Abs. 2
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noch Antragsberechtigung
Antrag auf Verk�rzung der Frist

zwischen 1. u. 2. Beratung 80
Abs. 2, 81 Abs. 1

Antrag auf Verk�rzung der Frist
zwischen 2. u. 3. Beratung
84 (b)

Antrag auf Vertagung der Bera-
tung 25 Abs. 2

Antrag auf Vertagung der Sitzung
26

Antrag auf Zur�ckweisung eines
Einspruchs des BRates 91

Bezweiflung der Beschlußf�higkeit
45 Abs. 2

Entschließungsantr�ge 75 Abs. 2
(c), 88

Vorlagen, die einen Gesetzentwurf
enthalten u.Vorlagen, die kei-
nen Gesetzentwurf enthalten
76, Abs. 1

ein Zehntel der Mitglieder des BT
Antrag auf Ausschluß der �ffent-

lichkeit in BT-Sitzungen (Art. 42
Abs. 1 GG) 19

ein Viertel der Mitglieder des BT
Antrag auf Einsetzung einer

Enquete-Kommission 56 Abs. 1
Antrag auf Einsetzung eines Un-

tersuchungsausschusses (Art. 44
GG) 54 Abs. 2

Mißtrauensantrag 97 Abs. 1
Antrag auf Wahl eines anderen BK

nach abgelehntem Vertrauens-
antrag 98 Abs. 2

ein Drittel der Mitglieder des BT
Antrag auf Einberufung des BT 21

Abs. 2
Antragsteller 76 Abs. 1

– bei Erweiterten �ffentlichen Aus-
schußberatungen 69a Abs. 3

Entscheidung des – �ber Teilung der
Frage 47

noch Antragsteller
Teilnahme der – an Ausschußsitzun-

gen 69 Abs. 3 u. 6, 69a Abs. 1 u. 3,
71 Abs. 2

Verlangen auf Aufsetzung einer Vor-
lage auf die TO 20 Abs. 4

Verlangen auf Bericht �ber den
Stand der Ausschußberatungen 62
Abs. 2

Worterteilung 28 Abs. 2
Antworten > Beantwortung
Anwesenheitsliste 13 Abs. 2, 38 Abs. 5
Arbeitsgemeinschaften 10 Abs. 5
Arbeitsplan des BT 6 Abs. 2
Archiv

Aufbewahrung von Tonband- und
Filmaufnahmen der BT-Sitzungen
116 Abs. 3

Benutzung des – durch Abg. 16
Regelung der Angelegenheiten des –

durch Unterausschuß des �R 6
Abs. 4

Aufgaben
– des �ltestenrates 6, > �ltestenrat
– der Aussch�sse 62, > Aussch�sse
– des Pr�sidenten 7, > Pr�sident
– der Schriftf�hrer 9 > Schriftf�hrer

Aufhebbare Rechtsverordnungen 92
Aufhebung der Sitzung

– wegen Beschlußunf�higkeit 45
Abs. 3

– wegen st�render Unruhe 40
Aufsetzung auf die Tagesordnung >

Tagesordnung
Ausgaben des BT 7 Abs. 3
Auskunftspersonen

Ersatz von Auslagen 70 Abs. 6
Teilnahme an Anh�rungen 70

Auslegung der GO 127 Abs. 1
Ausschluß von Abg. 38, 39

– der �ffentlichkeit 19
Aussch�sse 54 bis 74

Anh�rung von Sachverst�ndigen,
Interessenvertretern u. anderen
Auskunftspersonen 70
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noch Aussch�sse
Antragstellung in – 71
Anwendbarkeit der Bestimmungen

der GO f�r – 74
Aufgaben der – 62
Ausschuß f�r die Angelegenheiten

der Europ�ischen Union (Art. 45
GG) 93a

Ausschuß f�r Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabsch�t-
zung 56a

Ausschuß f�r Wahlpr�fung, Immu-
nit�t und GO 107, 127, 128

Ausw�rtiger Ausschuß (Art. 45a GG)
54 Abs. 2

Benennung der Mitglieder von – 57
Abs. 2 u. 3

Bericht �ber den Stand der Aus-
schußberatungen 62 Abs. 2

Berichte von – > Ausschußberichte
Berichterstatterbenennung 65
Berichterstattung 63 Abs. 2, 66
Beschluß der Geheimhaltung 69

Abs. 7, Anl. 3§ 7
Beschlußf�higkeit in – 67
Beteiligung mehrerer – 63 Abs. 2,

69a Abs. 1, 80 Abs. 1, 92, 93, 95
Abs. 1, 96 Abs. 2

Durchf�hrung der Beschl�sse 59
Abs. 1

Enquete-Kommissionen 56
Fachaussch�sse 95 Abs. 1, 96 Abs. 2,

109 Abs. 1
federf�hrender – 63, 69a, 66 Abs. 2,

80 Abs. 1
Fraktionsmitarbeiter 57 Abs. 4
gutachtliche Beteiligung von – 80

Abs. 1, 95 Abs. 1
Haushaltsausschuß 80 Abs. 2, 87

Abs. 2, 94, 95, 96
Herbeirufung eines Mitgliedes der

BReg. 68
Informationssitzungen 70
Mitglieder von –, Benennung durch

die Fraktionen 57 Abs. 2

noch Aussch�sse
Mitglieder von –, Fraktionslose 57

Abs. 2
Mitgliederwechsel, Mitteilung 57

Abs. 2 u. 3
Mitgliederzahl, Festsetzung u. Stel-

lenanteil der Fraktionen 12, 57
Nicht�ffentlichkeit 69
�ffentlichkeit 69 Abs. 1, 69a, 70
Petitionsausschuß 108 bis 112
Richterwahlausschuß (Art. 95 Abs. 2

GG) 54 Abs. 2
Sitzungen der – > Ausschußsitzun-

gen
Sonderaussch�sse 54 Abs. 1
st�ndige – 54 Abs. 1
�berweisung an – > Ausschuß�ber-

weisung
Unteraussch�sse 55
Untersuchungsaussch�sse (Art. 44

GG) 54 Abs. 2, 75 Abs. 1 (k)
Unzul�ssigkeit der nam. Abst. �ber

St�rke eines Ausschusses 53 (a)
VermA (Art. 77 GG) 54 Abs. 2
Verteidigungsausschuß (Art. 45a

GG) 54 Abs. 2
Vorsitzende der –, Aufgaben 59, 60,

61, 65, 69a, 72
Vors. u. Stellv., Verteilung der Stel-

len 6 Abs. 2, 58
Wahlausschuß (Art. 94 Abs. 1 Satz 2

GG) 54 Abs. 2
Wahlpr�fungsausschuß 54 Abs. 2
Worterteilung in – 59 Abs. 2, 69a

Abs. 3
Zusammensetzung der – 12, 57

Ausschußberichte 63 Abs. 1, 66
Bericht des Ausschusses f�r Angele-

genheiten der Europ�ischen
Union bei Stellungnahmen gegen-
�ber der BReg. 93a Abs. 4

Beschlußempfehlung 62 Abs. 1, 64
Abs. 2

Druck und Verteilung von – 77
Abs. 1
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noch Ausschußberichte
– der Enquete-Kommissionen 56

Abs. 4
Erledigterkl�rung in der Beschluß-

empfehlung 64 Abs. 2
– zu Finanzvorlagen 96
m�ndliche Berichterstattung 66

Abs. 1
notwendiger Inhalt der – 66 Abs. 2
– zu Berichten des Wehrbeauftrag-

ten 114 Abs. 2
– �ber Petitionen 112
schriftliche Form der – 66 Abs. 1
– �ber den Stand der Beratungen 62

Abs. 2
– von Unteraussch�ssen 55 Abs. 2

Ausschußprotokolle
Form und Inhalt der – 73
Richtlinien f�r die Behandlung der

– 73 Abs. 2 u. 3
Ausschußsitzungen

Abstimmung außerhalb einer – 72
Abstimmung bei Erweiterten �ffent-

lichen Ausschußberatungen 69a
Abs. 1 u. 3

Abstimmung bei gemeinsamer Sit-
zung mehrerer Aussch�sse 69
Abs. 8

Anh�rung kommunaler Spitzenver-
b�nde 69 Abs. 5

Anh�rungssitzungen 70
Bekanntgabe der – an Bundesmini-

sterien u. BRat 61 Abs. 3
beratende Stimme in – 7 Abs. 1, 69

Abs. 3 u. 4, 69a Abs. 3, 109 Abs. 2
Beschlußf�higkeit in – 67
Einberufung von – 59 Abs. 1, 60,

69a Abs. 1, 93a Abs. 3
Einladung an Antragsteller zu
– 69 Abs. 3
Erweiterte �ffentliche Ausschußbera-

tungen 69a
Leitung der – 59 Abs. 1
Nicht�ffentlichkeit 69 Abs. 1

noch Ausschußsitzungen
�ffentlichkeit 69 Abs. 1, 69a Abs. 2,

70
Ordnungsgewalt
– des Vorsitzenden 60 Abs. 3
– bei Erweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a Abs. 2
Protokolle > Ausschußprotokolle
Schluß der Aussprache 71 Abs. 2
Tagesordnung 61, 69a Abs. 1
Teilnahme
– von Abg. als Zuh�rer 69 Abs. 2
– des Antragstellers 69 Abs. 3 u. 6
– ausgeschlossener Mitglieder 38

Abs. 3 u. 4
– an Erweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a Abs. 3
– von Fraktionsmitarbeitern 57

Abs. 4
– von Mitgliedern des Europ�ischen

Parlaments, des Rates und der
Kommission der Europ�ischen
Union 93 Abs. 5, 93a Abs. 6

Vertraulichkeit von Ausschußbera-
tungen 69 Abs. 7

Unterbrechung von – 59 Abs. 4
Worterteilung
– in den – 59 Abs. 2
– bei Erweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a Abs. 3
Zutrittsbeschr�nkungen 69 Abs. 2

u. 4
Zutrittsrecht von BReg. u. BRat

(Art. 43 Abs. 2 GG) 43
Ausschuß�berweisung

– von Antr�gen 78 Abs. 2
– von Berichten des Wehrbeauftrag-

ten 114 Abs. 1
– von Berichten und Materialien

zur Unterrichtung des BT 80
Abs. 3

– von Unionsvorlagen/-dokumenten
93

– von Entschließungsantr�gen 88
Abs. 2
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noch Ausschuß�berweisung
– von Gesetzentw�rfen 80 Abs. 1
– von Finanzvorlagen 96 Abs. 2
– von Haushaltsvorlagen 95 Abs. 1
– von Petitionen 109 Abs. 1
– von Rechtsverordnungen 92
– von Stabilit�tsvorlagen 94
Unzul�ssigkeit der nam. Abst. �ber –

53 (g)
vereinfachte – 80 Abs. 4
Zur�ckverweisung in 2. Beratung 82

Abs. 3
Zur�ckverweisung in 3. Beratung 85

Abs. 2
Zur�ckverweisung bei Verlangen der

BReg. nach Art. 113 Abs. 2 GG 87
Abs. 2

Ausschußvorsitzende 58, 59, 69a
> Aussch�sse, Ausschußsitzungen

Außerhalb der Tagesordnung
Aussprache �ber Ausf�hrungen von

BReg. oder BRat – 44 Abs. 3
Beratung von Verhandlungsgegen-

st�nden nach Feststellung der TO
– 20 Abs. 3

Erkl�rungen – 32
Aussetzung

– der Abstimmung 45 Abs. 2, 86, 88
Abs. 2

– der Beschlußfassung bei Verfahren
zu Art. 113 GG 87 Abs. 1

> Absetzung, Vertagung
Aussprache

allgemeine Aussprache in 1., 2. u. 3.
Beratung 79, 81 Abs. 1, 84

Dauer der – 35
Erkl�rung zur – 30
Er�ffnung der – 23, 44 Abs. 3
Gestaltung der – 35 Abs. 1
Schluß der – im BT 25, 53 (e)
Schluß der – im Ausschuß 71 Abs. 2
– zu Themen von allgemeinem

aktuellen Interesse 106, Anl. 5
Wiederer�ffnung der – 44
> Redeordnung, Redezeit

Auswahl des Sitzes einer Bundesbe-
h�rde 50

Ausw�rtiger Ausschuß (Art. 45a GG)
54 Abs. 2

Ausz�hlung 45 Abs. 2, 51, 91

B

Beamte des BT 7 Abs. 4 u. 5
Beantwortung

– von Großen Anfragen 101, 102
– von Kleinen Anfragen 104
– von Fragen in der Fragestunde

105, Anl. 4
– von schriftlichen Fragen 105,

Anl. 4 Nr. 13 bis 16
– von Zwischenfragen 27 Abs. 2

Beauftragte der BReg. und des BRates
28 Abs. 1, 35, 43, 44, 74, Anl. 5
Recht auf jederzeitiges Geh�r

(Art. 43 Abs. 2 GG) 43
Er�ffnung oder Wiederer�ffnung

der Aussprache bei Wortergreifung
durch – 44

Bedienstete des BT 7 Abs. 4 u. 5
Befragung der BReg. 106 Abs. 2, Anl. 7
Beifall auf den Trib�nen 41 Abs. 2
Bekanntgabe

– der Ausschußmitglieder 57 Abs. 2
u. 3

– der Ausschußsitzungen 61 Abs. 3
– der Erweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a Abs. 1
– des Ergebnisses der Ausz�hlung 51

Abs. 2
– des Ergebnisses der nam. Abst. 52
– von Zeit u. TO 20 Abs. 1 u. 2, 21

Abs. 1, 22
Beratung

Anzahl der Beratungen 78
1. Beratung 79, 80 Abs. 1

> Erste –
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noch Beratung
2. Beratung 80 Abs. 2, 81 bis 83, 96

Abs. 7 u. 8
> Zweite –

3. Beratung 84 bis 86
> Dritte –

– von Berichten des Wehrbeauftrag-
ten 114, 115

– von Finanzvorlagen 96
– von Verhandlungsgegenst�nden,

die nicht auf der TO stehen 20
Abs. 3

– von Großen Anfragen 101 bis 103
– von Haushaltsvorlagen 95
– von Petitionen 109, 112
– von Rechtsverordnungen 92
– von Staatsvertr�gen 78 Abs. 1 u. 3,

81 Abs. 4, 82 Abs. 2, 86
– von Stabilit�tsvorlagen 94
– von Unionsvorlagen/-dokumenten

93, 93a
– von Beschlußempfehlungen des

VermA 90
Beginn der – 78 Abs. 5, 81 Abs. 1, 84
Beratungsgegenst�nde

> Verhandlungsgegenst�nde
drei Beratungen am gleichen Tag 80

Abs. 2 i. V. m. 84 (b)
Fristen > Fristen
gemeinsame – 24
Schlußberatung 78 Abs. 3
St�rung der – 40, 41, 59 Abs. 4
Vertagung der – 25, 53 (e)
> Abstimmung, �nderungsantr�ge,

Ausschußsitzungen, Aussprache,
Erweiterte �ffentliche Ausschuß-
beratung, Redeordnung, Sitzun-
gen des BT, TO

Beratungsf�higkeit 45 Abs. 4
Berechnungssystem f�r die Stellenan-

teile der Fraktionen 57 Abs. 1
Berichte > Ausschußberichte, Petitio-

nen, Sitzungsberichte, Wehrbeauf-
tragter
– der BReg. 77 Abs. 2

Berichterstatter
Aktenbenutzung durch – 16 Abs. 1

u. 2
Benennung der – im Ausschuß 65
Recht der –, jederzeit das Wort zu

ergreifen 28 Abs. 2
Berichterstattung 63 Abs. 2, 66
Bericht �ber den Stand der Beratun-

gen 62 Abs. 2
– bei Unterrichtungen 80 Abs. 3
– bei Stellungnahmen des Ausschus-

ses f�r Angelegenheiten der Euro-
p�ischen Union 93a Abs. 4

Berichtigung
– des Amtlichen Protokolls 121
– von Druckfehlern u. anderen of-

fenbaren Unrichtigkeiten 122
Abs. 3

– der sten. Niederschrift durch den
Redner 9, 118

Beschl�sse
Beurkundung der – 120
Zusammenstellung der �nderungen

83, 86
Beschlußempfehlung der Aussch�sse

62 Abs. 1, 64 Abs. 2, 69a Abs. 1
Beschlußf�higkeit 45

– der Aussch�sse 67
Feststellung der – in der ersten Sit-

zung des BT 1 Abs. 4
Beschlußunf�higkeit 45

Aufhebung der Sitzung bei – 45
Abs. 3

Ablehnung dringlicher Gesetzent-
w�rfe der BReg. durch – 99 Abs. 2

Einberufung einer neuen Sitzung
wegen – 20 Abs. 5

Beurkundung
– der Verhandlungen des BT 9
– der Beschl�sse des BT 120
> Sitzungsberichte

Bibliothek
Unterausschuß des �R 6 Abs. 4
Bundesbeh�rde, Auswahl des Sitzes

50
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Bundeshaus > Bundestagsgeb�ude
Bundeskanzler

Mißtrauensantrag gegen den – 97
Verlangen des – auf Einberufung des

BT 21 Abs. 2
Vertrauensantrag des – 98
Wahl des – 4
Wahl eines anderen – nach abge-

lehntem Vertrauensantrag 98
Abs. 2

> BReg.
Bundesminister > BReg.
Bundespr�sident

Verlangen des – auf Einberufung des
BT 21 Abs. 2

Bundesrat
Einspruch des – 91
Mitteilung der TO an – 20 Abs. 2, 61

Abs. 3, 69a Abs. 1
Recht auf jederzeitiges Geh�r

(Art. 43 Abs. 2 GG) 43
�bersendung beschlossener Gesetze

an – 122
Wortergreifung von Mitgliedern

und Beauftragten des – 44, Anl. 5
Nr. 6

Zusendung der BT-Drucksachen an
– 77 Abs. 1

Bundesregierung
Antrag der – auf Ausschluß der �f-

fentlichkeit 19
Beantwortung von Anfragen durch

die – 101, 102, 104, 105
Befragung der – 106 Abs. 2, Anl. 7
Herbeirufung eines Mitgliedes der –

42
Mitteilung der TO an die Bundes-

ministerien 20 Abs. 2, 61 Abs. 3,
69a Abs. 1

Recht auf jederzeitiges Geh�r
(Art. 43 Abs. 2 GG) 43

Stellungnahme der – zu Finanzvor-
lagen 96 Abs. 3 u. 6

�bersendung beschlossener Gesetze
an – 122 Abs. 2

noch Bundesregierung
Vorlagen im Verfahren zu Art. 113

GG 87
Vorlagen der – 75, 77 Abs. 2, 92, 93,

94, 95, 96, 99
Wortergreifung von Mitgliedern

und Beauftragten der – 44, Anl. 5
Nr. 6, 106, Anl. 7 Nr. 7

Zusendung der BT-Drucksachen an
– 77 Abs. 1

Bundestagsbeamte 7 Abs. 4
Bundestagsdrucksachen

> Drucksachen
Bundestagsgeb�ude

Hausrecht und Polizeigewalt des
Pr�s. im – 7 Abs. 2

Verf�gungsrecht des �R �ber die
R�ume des – 6 Abs. 3

Bundestagsverwaltung, Leitung
durch den Pr�s. 7

Bundesverfassungsgericht, Streit-
sachen 75 Abs. 1 (j)

D

Dauer
– der Aussprache 35, 44
– der Fragestunde 105, Anl. 4 Nr. 1
– der Rede 35

Deckungsvorschl�ge zu Finanzvor-
lagen 96

Denkschriften 77 Abs. 2
Dienstbeh�rde, oberste, der BT-Beam-

ten 7 Abs. 4
Diskontinuit�t 125
Diskussion > Aussprache
Dokumentation, Unterausschuß des

�R 6 Abs. 4
Dringliche Fragen zur Fragestunde

Anl. 4 Nr. 9
Dringliche Gesetzentw�rfe 99
Dritte Beratung 84 bis 86

Abstimmung �ber Entschließungs-
antr�ge 88
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noch Dritte Beratung
�nderungsantr�ge zur – 85
Beginn der – 84, 96 Abs. 7
Grundlage der – 83 Abs. 2
Schlußabstimmung 86
Unzul�ssigkeit der – 83 Abs. 3
> Beratung

Drucksachen
Druck und Verteilung 77
Fristenberechnung 123
Sitzungsberichte 116 bis 119
Tagesordnung 20

E

Ehrenordnung > Verhaltensregeln f�r
Abg.

Einberufung
– des �R 6 Abs. 1
– der Aussch�sse 60, 93a Abs. 3
– des BT 1 Abs. 1, 20, 21
– des VermA 89

Einsetzung
– von Aussch�ssen 54
– von Enquete-Kommissionen 56
– von Unteraussch�ssen 55
– von Untersuchungsaussch�ssen

(Art. 44 GG) 54 Abs. 2
Einsicht

– in Akten 16
– in sten. Niederschriften von Re-

den 117
Einspruch

– gegen das Amtliche Protokoll 120,
121

– des BRates 91
– gegen Ordnungsruf oder Aus-

schluß 39
> Widerspruch

Einzelberatung von Gesetzentw�rfen
81 Abs. 2 u. 3, 85 Abs. 1

Elektronische Dokumente 122a
Enquete-Kommissionen 56
Enthaltung > Stimmenthaltung

Entschließungsantr�ge 75 Abs. 2 (c),
88

Erg�nzungsvorlagen zum Haushalt
95 Abs. 1

Erkl�rungen
– zur Abstimmung 31
– außerhalb der TO 32
– zur Aussprache 30
– zu einem Einspruch des BRates 91
– von BReg. oder BRat 44
– zu Vorschl�gen des VermA 90

Erledigterkl�rung einer Vorlage 64
Abs. 2

Er�ffnung
– der Aussprache 23, 44 Abs. 3
– der Sitzung 22

Erste Beratung
Beginn der – 78 Abs. 5
allgemeine Aussprache 79
Ausschuß�berweisung 80
> Beratung

Erste Sitzung des BT 1 bis 3
Ersuchen in Immunit�tsangelegenhei-

ten 75 Abs. 1 (h), 107, Anl. 6
Erweiterte �ffentliche Ausschuß-

beratungen 69a
Europa 93 bis 93b, Anlage 8

F

Fachaussch�sse 95 Abs. 1, 96 Abs. 2,
109 Abs. 1

Federf�hrender Ausschuß 63, 66
Abs. 2, 69a, 80 Abs. 1

Feststellung der Beschlußf�higkeit
1 Abs. 4, 45 Abs. 2, 67

Finanzvorlagen 96
Ausschuß�berweisung 96 Abs. 2
Begriff 96 Abs. 1
Deckungsvorschl�ge 96 Abs. 4, 6 u. 8
Stellungnahme der BReg. zu – 96

Abs. 3, 4 u. 6
Fragen von aktuellem Interesse (Befra-

gung der BReg.) 106 Abs. 2, Anl. 7
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Fragestellung 46
Fragestunde 105, Anl. 4

Abwesenheit des Fragestellers Anl. 4
Nr. 10 Abs. 3

Abwesenheit des zust�ndigen BMin.
Anl. 4 Nr. 11

Anzahl der Fragen Anl. 4 Nr. 1 u. 13
Aufnahme schriftlicher Antworten

in das Plenarprotokoll Anl. 4
Nr. 12

Beantwortung der m�ndlichen Fra-
gen Anl. 4 Nr. 10 bis 12

Beantwortung der schriftlichen Fra-
gen Anl. 4 Nr. 14 bis 16

Dauer der – Anl. 4 Nr. 1 Abs. 1
dringliche Fragen Anl. 4 Nr. 9 u. 10

Abs. 2
Einreichung der Fragen Anl. 4 Nr. 6

bis 9
Fragen von lokaler Bedeutung Anl. 4

Nr. 2 Abs. 3
Fragen zu einem TO-Punkt der lau-

fenden Sitzungswoche Anl. 4 Nr. 2
Abs. 2

Frist f�r die Einreichung der Fragen
Anl. 4 Nr. 8 u. 9

Reihenfolge des Aufrufs der Fragen
Anl. 4 Nr. 1 Abs. 5

schriftliche Fragen Anl. 4 Nr. 13
bis 16

Unterteilung von Fragen Anl. 4 Nr. 1
Abs. 3

Zul�ssigkeit von Fragen Anl. 4 Nr. 1
Abs. 3, Nr. 2 und Nr. 7

Zur�ckziehung von Fragen Anl. 4
Nr. 12

Zusatzfragen Anl. 4 Nr. 3 bis 5
Frageteilung 47, 53 (f)
Frageverlesung 47
Fraktionen 10 bis 12

Arbeitsgemeinschaften zwischen –
10 Abs. 5

Benennung der Ausschußmitglieder
57 Abs. 2

noch Fraktionen
Benennung der Mitglieder des �R 6

Abs. 1
Benennung der Mitglieder von

Enquete-Kommissionen 56 Abs. 2
Berechnungssystem f�r die Stellen-

anteile der – 57 Abs. 1
Bildung der – 10
erledigte Mitgliedersitze 11
Mitglieder der – 10
Mitwirkung bei der Vereinbarung

des Arbeitsplanes 6 Abs. 2
Reihenfolge der – 11
St�rke der – 11, 12, 28 Abs. 1
Stellenanteile der – 12
Vorschlag f�r die Wahl der Schrift-

f�hrer 3
Zusammenschluß zur Fraktion 10

Fraktionsg�ste 10 Abs. 3
Fraktionslose Abg. als beratende Aus-

schußmitglieder 57 Abs. 2, 71 Abs. 1
Fraktionsmindestst�rke 10 Abs. 1
Fraktionsvorsitzende, beratende

Stimme in Aussch�ssen 69 Abs. 4
Freier Vortrag 33
Fristen

Ablauf 124
– f�r die Abstimmung außerhalb

einer Ausschußsitzung 72
– f�r �nderungsantr�ge in 2. Bera-

tung 82 Abs. 1
– f�r �nderungsantr�ge des Aus-

schusses f�r Angelegenheiten der
Europ�ischen Union 93a Abs. 4

– f�r Antr�ge auf �nderung der TO
20 Abs. 2

– f�r die Aufsetzung von Berichten
des Petitionsausschusses auf die
TO 112 Abs. 2

– f�r die Aufsetzung dringlicher Ge-
setzentw�rfe auf die TO 99 Abs. 1

– f�r die Aussetzung der Schlußab-
stimmung 86

– f�r die Beantwortung Kleiner An-
fragen durch die BReg. 104 Abs. 2
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noch Fristen
– f�r den Beginn der Beratungen 78

Abs. 5, 81 Abs. 1, 84
– f�r die Beratung von Finanzvor-

lagen 96 Abs. 2, 3, 6, 7 u. 8
– f�r die 2. Beratung des Haushalts-

gesetzes u. Haushaltsplanes 95
Abs. 2

– f�r die abschließende Beratung
von Nachtragshaushaltsvorlagen
95 Abs. 2 u. 4

– f�r die Beratung von Beschluß-
empfehlungen in Immunit�ts-
angelegenheiten 107 Abs. 3

– f�r die Beratung von Rechtsver-
ordnungen 92

– f�r die Beratung von Stabilit�ts-
vorlagen 94

Berechnung 123
– f�r die Einreichung dringlicher

Fragen Anl. 4 Nr. 9
– f�r die Einreichung m�ndlicher

Fragen Anl. 4 Nr. 8
– f�r den Einspruch gegen das Amt-

liche Protokoll 120, 121
– f�r den Einspruch gegen Ord-

nungsruf oder Ausschluß 39
K�rzung der – 53 (b), 80 Abs. 2, 81

Abs. 1, 84 (b), 96 Abs. 8
– bei Mißtrauensvotum 97 Abs. 3
– f�r die R�ckgabe der Niederschrift

einer Rede 117
– f�r die Stellungnahme beteiligter

Aussch�sse an den federf�hren-
den Ausschuß 63 Abs. 2

– beim Verfahren zu Art. 113 GG 87
– f�r das Verlangen auf eine Aktuel-

le Stunde unabh�ngig von einer
Fragestunde Anl. 5 Nr. 2 (b)

– f�r das Verlangen auf Aufsetzung
einer Großen Anfrage auf die TO
102

– f�r das Verlangen auf Aufsetzung
einer Vorlage von Abg. auf die TO
20 Abs. 4

noch Fristen
– bei Verlangen auf m�ndliche Be-

antwortung schriftlicher Fragen
Anl. 4 Nr. 15

– f�r Verlangen auf Bericht �ber
den Stand der Ausschußberatun-
gen 62 Abs. 2

– bei Vertrauensantrag des BK 98
Abs. 1

– f�r die Wahl des BK 4
– f�r die Wahl eines anderen BK

nach abgelehntem Vertrauens-
antrag 98 Abs. 2

Wahrung der Frist 124
– f�r die Zur�ckverweisung in 2. Be-

ratung 82 Abs. 3
– f�r die Zur�ckverweisung in 3. Be-

ratung 85 Abs. 2

G

G�ste einer Fraktion 10 Abs. 2 u. 3
Geb�ude des BT > Bundestagsgeb�ude
Gegenprobe 51 Abs. 1
Gegenst�nde > Verhandlungsgegen-

st�nde
Geheime Wahlen 49
Geheimhaltung

– von Akten 16 Abs. 4, 17, 69 Abs. 7,
Anl. 3

– von Ausschußberatungen 69
Abs. 7

Geheimschutzordnung 17, Anl. 3;
96a Abs. 4

Gemeinden und Gemeindeverb�nde
> Kommunale Spitzenverb�nde

Gemeinsame Abstimmung 81 Abs. 4
Gemeinsame Beratung mehrerer

Verhandlungsgegenst�nde 24
Gesch�ftsordnung

Abweichung von der – 126
Anwendung der – f�r Aussch�sse 74
Auslegung der – 127
Wort zur – 29
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noch Gesch�ftsordnung
Wortmeldung durch Zuruf 27 Abs. 1

Gesch�ftsordnungsantr�ge 29
– auf �nderung der TO 20 Abs. 2
– auf Ausschluß der �ffentlichkeit

in BT-Sitzungen 19
– auf Einberufung des VermA 89
– bei Erweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a Abs. 3
– auf Herbeirufung eines Mitgliedes

der BReg. 42
– auf Schluß der Aussprache 25

Abs. 2, 53 (e)
– auf Teilung der Frage 47
– auf Verk�rzung der Frist zwischen

1. u. 2. Beratung 80 Abs. 2, 81
Abs. 1

– auf Verk�rzung der Frist zwischen
2. u. 3. Beratung 84 (b)

– auf Vertagung der Beratung 25
Abs. 2, 53 (e)

– auf Vertagung der Sitzung 26,
53 (d)

> Antragsberechtigung, Verlangen,
Widerspruch

Gesch�ftsordnungsausschuß
Auslegung der GO 127
Mitwirkung bei Erlaß einer Hausord-

nung 7 Abs. 2
Rechte des – 128

Gesetzentw�rfe
Ablehnung in 2. Beratung 83 Abs. 3
�nderungsantr�ge zu – 69a Abs. 3,

71 Abs. 2, 82, 85
Anzahl der Beratungen 78 Abs. 1, 95

Abs. 1
1. Beratung 79, 80 Abs. 1, 95 Abs. 1
2. Beratung 80 Abs. 2, 81 bis 83, 95

Abs. 2, 96 Abs. 4, 6 u. 8
3. Beratung 84 bis 86, 96 Abs. 7
drei Beratungen am gleichen Tag 80

Abs. 2 i. Verb. m. 84
Entschließungsantr�ge 75 Abs. 2 (c),

88Gesetzentw�rfe

noch Gesetzentw�rfe
Erledigterkl�rung von Vorlagen 64

Abs. 2
> Abstimmung, Ausschuß�berwei-

sung, Beratung, Berichtigung von
Druckfehlern, Beschl�sse, Vorla-
gen

Gesetzgebungsnotstand 99
Große Anfragen 100 bis 103

Ablehnung der Beantwortung 102
Beantwortung 101
Begr�ndung 100
Beratung 101
Beschr�nkung der Beratung 103
Druck und Verteilung 77 Abs. 1
Einreichung 100
Entschließungsantr�ge zu – 75

Abs. 2 (c), 88
Unterzeichnung 76 Abs. 1

Grunds�tze
– in Immunit�tsangelegenheiten

107, Anl. 6
– �ber die Behandlung von Unions-

vorlagen 93a Abs. 7
Gruppe von Abg. 10 Abs. 4
Gutachtliche Beteiligung von Aus-

sch�ssen 80 Abs. 1, 95 Abs. 1

H

Hammelsprung > Z�hlung der Stim-
men

Haushaltsausschuß 80 Abs. 2, 87
Abs. 2, 94, 95, 96

Haushaltseinzelplan des BT 6 Abs. 3
Haushaltsgesetz und Haushaltsplan

Beratung 95
Entschließungsantr�ge zu – 88

Abs. 1
Haushaltsvorlagen 95

> Vorlagen, Beratung
Hausordnung 7 Abs. 2
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Hausrecht des Pr�sidenten 7 Abs. 2
Herbeirufung

– eines Mitgliedes der BReg. 42, 68
– des Wehrbeauftragten 115 Abs. 2

Hospitanten > Fraktionsg�ste

I

Immunit�tsangelegenheiten 75
Abs. 1 (h), 107, Anl. 6
Amnestief�lle Anl. 6 Nr. 17
Antragstellung in – Anl. 6 Nr. 1
Bagatellsachen Anl. 6 Nr. 12
Beleidigungen politischen Charak-

ters Anl. 6 Nr. 5
betroffene Abg. Anl. 6 Nr. 2 (a) u. 3
Disziplinarverfahren Anl. 6 Nr. 9
Ehrengerichtsverfahren Anl. 6 Nr. 10
Festnahme eines Abg. bei Begehung

der Tat Anl. 6 Nr. 6
Grunds�tze in – 107, Anl. 6
Seuchengesetz, Schutzmaßnahmen

Anl. 6 Nr. 15
Strafverfolgung gem�ß § 90b Abs. 2,

194 Abs. 4 StGB Anl. 6B.
�berweisung von – 107 Abs. 1
Verhaftung eines Abg. Anl. 6 Nr. 7
Vollstreckung von Freiheitsstrafen

oder von Erzwingungshaft Anl. 6
Nr. 8

Vorentscheidung bei Verkehrsdelik-
ten u. Bagatellsachen Anl. 6
Nr. 11, 12, 13

zwangsweise Vorf�hrung Anl. 6
Nr. 7, 14

Informationssitzungen 70
Initiativantr�ge > Vorlagen
Interessenvertreter

Teilnahme an Anh�rungen 70,
Anl. 2

Registrierung Anl. 2
Interpellationen > Große Anfragen

K

Kernzeit-Debatte
– Feststellung der Beratungsf�hig-

keit 45 Abs. 4
– Feststellung der Beschlußf�higkeit

45 Abs. 2
Kleine Anfragen 75 Abs. 3, 104

Druck und Verteilung 77 Abs. 1
Einbringung 104
formelle Erfordernisse 75 Abs. 3, 76,

104
Kommunale Spitzenverb�nde 66

Abs. 2, 69 Abs. 5
Konstituierung des BT 1 bis 3
Konstruktives Mißtrauensvotum 97
Korrektur

– des Amtlichen Protokolls 121
– der Niederschrift einer Rede 9, 118
– der Plenarprotokolle 9

K�rzung von Fristen > Fristen
Kurzintervention (Zwischenbemer-

kung) 27 Abs. 2

L

Leitung
– der BT-Sitzungen 22
– der Ausschußsitzungen 59, 69a

Losentscheidung
– bei Stimmengleichheit bei der

Pr�sidentenwahl 2 Abs. 2
– �ber die Reihenfolge der Fraktio-

nen bei gleicher St�rke 11

M

Mandat 15
Mehrheit

einfache – 48 Abs. 2
Feststellung der erforderlichen – 48

Abs. 3
– bei Auswahl des Sitzes einer Bun-

desbeh�rde 50 Abs. 2
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noch Mehrheit
– Mitglieder des BT 2 Abs. 2, 4, 91,

97, 98, 113
zwei Drittel der anwesenden Mit-

glieder 19, 80 Abs. 2, 81 Abs. 1,
84, 91, 126

Minderheitenrechte > Verlangen,
Widerspruch

Mindestredezeit 35 Abs. 1
Minister > BReg.
Mißtrauensvotum 97
Mitbeteiligter Ausschuß 63 Abs. 2,

66 Abs. 2, 69a Abs. 1, 80 Abs. 1, 92,
93 Abs. 3, 93a, 95 Abs. 1, 96 Abs. 2

Mitglieder des BT
Anfechtung der Mitgliedschaft 15
Akteneinsicht durch – 16
Ausschluß von – 38, 39
beratende Stimme in Aussch�ssen 7

Abs. 1, 69 Abs. 3 u. 4, 69a Abs. 3,
109 Abs. 2

Drucksachenverteilung 77 Abs. 1,
123

erledigte Mitgliedersitze 11
Fraktionslose Abg. als beratende

Ausschußmitglieder 57 Abs. 2
Mehrheit der – 2 Abs. 2, 4, 91, 97,

98, 113
Mitgliedschaft in Aussch�ssen 57

Abs. 1
Pflichten der – 13
Rechte der – 13
Teilnahme
– an Ausschußsitzungen als Zuh�rer

69 Abs. 2
– an Erweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a Abs. 3
Urlaub f�r – 14
Verhaltensregeln f�r – 18, Anl. 1
Verlust der Mitgliedschaft 15
Vorlagen von – 75, 76

Mitgliederzahl
– der Aussch�sse 57 Abs. 1
notwendige – der Fraktionen 10

Abs. 1

Mitgliedschaft, Anfechtung und
Verlust 15

M�ndliche Fragen 105, Anl. 4
> Fragestunde

N

Nachtragshaushalt 95
Namensaufruf 1 Abs. 3, 9, 49
Namensstimmzettel 50 Abs. 2
Namentliche Abstimmung 52

Mitwirkung der Schriftf�hrer bei der
– 9, 52

– �ber Einspruch des BRates 91
– zur Feststellung der Beratungsf�-

higkeit 45 Abs. 4 und der Be-
schlußf�higkeit in der Kernzeit-
Debatte 45 Abs. 2

Nichtbeteiligung an – 13 Abs. 2
Unzul�ssigkeit der – 53
Wiederholung der – nach Beschluß-

unf�higkeit 45 Abs. 3
Nicht�ffentlichkeit der Ausschußsit-

zungen 69 Abs. 1
Niederschrift, sten. > Sitzungsberichte

des BT

O

�ffentliche Anh�rungssitzungen 70
�ffentlichkeit

– bei Erweiterten �ffentlichen Aus-
schußberatungen 69a Abs. 1

– der Sitzungen des BT 19
Beschr�nkung der – bei Ausschußsit-

zungen 69 Abs. 1
Ordnungsmaßnahmen 36 bis 41, 119

Abs. 2
Aufhebung der Sitzung bei st�render

Unruhe 40
Ausschluß von Abg. 38
Einspruch gegen Ordnungsruf oder

Ausschluß 39
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noch Ordnungsmaßnahmen
Entfernung von Zuh�rern 41 Abs. 2
nachtr�gliche R�ge 119 Abs. 2
Ordnungsgewalt gegen�ber Nicht-

mitgliedern des BT und Zuh�rern
41 Abs. 1

Ordnungsgewalt des Ausschußvors.
59 Abs. 3, 69a Abs. 2

Ordnungsruf 36
R�umung der Trib�nen 41 Abs. 2
Ruf zur Sache 36
Unterbrechung der Sitzung bei st�-

render Unruhe 40
Wahrung der Ordnung im Hause 7

Abs. 1
Wortentziehung 37

P

Parlamentsbeteiligungsgesetz 96a
Partei, Fraktionsbildung durch Mit-

glieder einer – 10 Abs. 1
Pers�nliche Akten 16 Abs. 1
Pers�nliche Erkl�rungen 30 bis 32
Petitionen 108 bis 112

> Petitionsausschuß
Petitionsausschuß 108 bis 112

Aussprache �ber Berichte des – 112
Abs. 2

Ausschuß�berweisung 109 Abs. 1
Befugnisse des – 108, 110
Befugnisse, �bertragung 111
beratende Stimme im – 109 Abs. 2
Beschlußempfehlung und Bericht

des – 112 Abs. 1
Frist f�r die Behandlung der Be-

richte des – im BT 112 Abs. 2
Einsetzung des – (Art. 45c GG) 54

Abs. 2
Grunds�tze f�r die Behandlung von

Bitten und Beschwerden 110
Abs. 1

Mitteilung an Petenten �ber die Er-
ledigung seiner Petition 112 Abs. 3

noch Petitionsausschuß
Sammel�bersichten 112 Abs. 1
schriftlicher T�tigkeitsbericht des –

112 Abs. 1
Stellungnahme von Fachaussch�s-

sen zu Petitionen 109 Abs. 1
Unterrichtung der BReg. 110 Abs. 2

u. 3
Pflichten der Abg. 13
Platz des Redners 34
Plenarsitzungen > Sitzungen des BT
Plenarprotokolle 116
Politische Beleidigungen Anl. 6 Nr. 5
Polizeigewalt des Pr�sidenten 7

Abs. 2
Pr�sident

Abstimmung, Aussetzung 45 Abs. 2
Abstimmungsergebnis, Verk�ndung

51 Abs. 2, 52
�ltestenrat, Einberufung und Lei-

tung 6 Abs. 1
Akteneinsicht, Genehmigung 16

Abs. 1 u. 3
Amtsdauer 2 Abs. 1
Anfragen (Große – und Kleine –),

Mitteilung an BReg. 101, 104
Aufgaben 7
Aufhebung einer BT-Sitzung 40, 45

Abs. 3
Ausf�hrungsbestimmungen zur Ge-

heimschutzordnung Anl. 3 § 13
Ausgaben f�r den BT, Zahlungsan-

weisung 7 Abs. 3
Ausschußprotokolle, Richtlinien f�r

die Behandlung 73 Abs. 3
Ausschuß�berweisung durch – 80

Abs. 3, 92, 93, 94, 95 Abs. 1, 96
Abs. 1, 107 Abs. 1, 109 Abs. 1, 114
Abs. 1

Aussprache, Er�ffnung und Schlie-
ßung 23, 25 Abs. 1

beratende Stimme in den Aussch�s-
sen 7 Abs. 1

Beratungsf�higkeit, Feststellung 45
Abs. 4
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noch Pr�sident
Berichtigung beschlossener Gesetze

122 Abs. 3
Berufung der Mitglieder einer

Enquete-Kommission 56 Abs. 2
Berufung der mitwirkungsberechtig-

ten Mitglieder des Europ�ischen
Parlaments im Ausschuß f�r die
Angelegenheiten der Europ�-
ischen Union 93a Abs. 6

Beschlußempfehlung in Immuni-
t�tsangelegenheiten 107 Abs. 4

Beschlußf�higkeit, Feststellung 45
Abs. 2 u. 3

Beteiligung an der Aussprache 27
Abs. 1

Beurkundung der Beschl�sse 120
Drucklegung von Vorlagen zur Un-

terrichtung des BT, Entscheidung
77 Abs. 2

Einberufung des BT 1 Abs. 1, 20
Abs. 5, 21

Einsichtsrecht in ungepr�fte Nieder-
schriften von Reden 117

Fragestellung 46
Genehmigung von Ausschusssitzun-

gen außerhalb des Zeitplans 60
Abs. 3, 96a Abs. 1

Gesch�ftsordnung, Auslegung im
Einzelfall 127

Gesetze, �bersendung der Be-
schl�sse 122

Hausordnung, Erlaß 7 Abs. 2
Hausrecht 7 Abs. 2
Mehrheit, Feststellung 48 Abs. 3
oberste Dienstbeh�rde der BT-Beam-

ten 7 Abs. 4 und 5
�ffentliche Liste der Verb�nde, F�h-

rung und Ver�ffentlichung Anl. 2
Ordnungsbefugnisse 7 Abs. 1, 36 bis

41, 119 Abs. 2
Polizeigewalt 7 Abs. 2
Redezeitverl�ngerung 35 Abs. 1

noch Pr�sident
Redner, Bestimmung der Reihen-

folge 28 Abs. 1
Schriftf�hrer, Bestellung von Stellv.

8 Abs. 3
Schriftf�hrer, Gesch�ftsverteilung 9
Sitzungen, Er�ffnung, Leitung und

Schließung 22
Sitzungsbericht, Entscheidung �ber

die Zul�ssigkeit von Korrekturen
118

Stimmenabgabe bei Z�hlung der
Stimmen 51 Abs. 2

Tagesordnung, Festsetzung durch
den – 21 Abs. 1 u. 3

Unterbrechung der Sitzung bei st�-
render Unruhe 40

Urlaubserteilung 14
Vertagung der Sitzung auf Vorschlag

des – 26
Vertr�ge der BT-Verwaltung, Ab-

schluß durch – 7 Abs. 3
Vertretung des BT durch – 7 Abs. 1
Vertretung des – 7 Abs. 6, 8 Abs. 2
Wahl 1 Abs. 4, 2
Wahrung der Rechte des BT 7 Abs. 1
Worterteilung 27, 29, 30 bis 32
Zwischenruf, Zustimmung zur Strei-

chung im Sitzungsbericht 119
Abs. 1

Pr�sidium 5, 7 Abs. 3, 73 Abs. 3
Presse, Zulassung zu Ausschußsitzun-

gen 69 Abs. 1
Protokolle �ber die BT-Sitzungen 116

bis 121

Q

Qualifizierte Mehrheit, Feststellung
48 Abs. 3

Quorum > Beratungsf�higkeit, Be-
schlußf�higkeit
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R

R�ume im Bundeshaus, Verwendung
6 Abs. 3

Recht auf jederzeitiges Geh�r (Art. 43
Abs. 2 GG) 43

Rechte der Abg. 13
Rechtsverordnungen 92
Rededauer 35
Redeordnung

Antragsteller und Berichterstatter,
Worterteilung 28 Abs. 2

Erkl�rung zur Abstimmung 31
Erkl�rung außerhalb der TO 32
Erkl�rung zur Aussprache 30
freier Vortrag 33
Gestaltung und Dauer einer Aus-

sprache 35 Abs. 1
Ordnungsruf 36
Platz des Redners 34
Rededauer 35, Anl. 5 Nr. 6 u. 7
Reihenfolge der Redner 28, 59

Abs. 2, 69a Abs. 3
Ruf zur Sache 36
Wiederer�ffnung der Aussprache 44
Wortentziehung 35 Abs. 3, 37
Worterteilung zur GO 29
Worterteilung an den Wehrbeauf-

tragten 115 Abs. 1
Worterteilung und Wortmeldung 27
Zwischenfragen 27 Abs. 2

> Aussprache
Redezeit

– in der Aktuellen Stunde Anl. 5
Nr. 7

– f�r Auskunftspersonen in Anh�-
rungssitzungen 70 Abs. 4

– in der Aussprache 35
– bei Erkl�rungen zur Abstimmung

31 Abs. 1
– bei Erkl�rungen außerhalb der TO

32
– bei Erkl�rungen zur Aussprache

30
– beim Wort zur GO 29 Abs. 4

noch Redezeit
Verl�ngerung der Redezeit 35 Abs. 1

u. 2, 44 Abs. 2, Anl. 5 Nr. 7
Wortentziehung bei �berschreitung

der – 35 Abs. 3
Redner

Platz des – 34
Pr�fung und Korrektur der Nieder-

schrift der Rede 117, 118
Reihenfolge der – 28, Anl. 5 Nr. 8
Zustimmung des – zur Einsicht in

die ungepr�fte Niederschrift der
Rede 117

Zustimmung des – zur Streichung
eines Zwischenrufes 119 Abs. 1

Rednerliste
Eintragung in die – 27 Abs. 1
Ersch�pfung der – 25 Abs. 1
F�hrung der – durch Schriftf�hrer 9

Rednerpult 34
Regierung > BK, BReg.
Regierungsvorlagen > Vorlagen
Registrierung von Verb�nden Anl. 2
Resolutionen > Entschließungsan-

tr�ge
Richterwahlausschuß (Art. 95 Abs. 2

GG) 54 Abs. 2
Richtigstellung eigener Ausf�hrungen

30
R�ckverweisung an Aussch�sse 82

Abs. 3, 85 Abs. 2, 87 Abs. 2
Ruf zur Sache 36, 37
R�ge eines Zwischenrufes, nachtr�g-

lich 119 Abs. 2

S

Saalmikrofon 34
Sachverst�ndige

Ersatz von Auslagen 70 Abs. 6
Teilnahme an Anh�rungen 70

Sammel�bersicht > Petitionsaus-
schuß
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Schluß
– der Aussprache 25, 53 (e), 71

Abs. 2
– der Sitzung 22

Schlußabstimmung 86
Aussetzung der – 86
Form der – 48
– �ber Staatsvertr�ge 78 Abs. 3
– �ber Nachtragshaushaltsvorlagen

95 Abs. 3
Schlußberatung 78 Abs. 3

– einer �berwiesenen Vorlage in Er-
weiterter �ffentlicher Ausschußbe-
ratung 69a Abs. 1

Schlußwort 28 Abs. 2
Schriftf�hrer

Aufgaben der – 9
Erkl�rung der – zum Einspruch

gegen das Amtliche Protokoll 121
Gesch�ftsverteilung 9
Namensaufruf durch die – 1 Abs. 3,

9
Stellvertretung der – 8 Abs. 3
Stimmabgabe der – bei Z�hlung der

Stimmen 51 Abs. 2
Stimmenz�hlung durch die – 9, 51

Abs. 2, 52
�berwachung der Korrektur der Ple-

narprotokolle durch die – 9
vorl�ufige – 1 Abs. 3
Wahl der – 1 Abs. 4, 3
Zahl der – 3, 12

Schriftliche Berichterstattung 66
Abs. 1
Schriftliche Fragen 105, Anl. 4

Nr. 13 bis 16
Sitzungen des BT

Anberaumung einer neuen – am
gleichen Tage 20 Abs. 5

Anberaumung von – 20 Abs. 1, 21
Aufhebung der – bei Beschlußunf�-

higkeit 45 Abs. 3
Aufhebung der – wegen st�render

Unruhe 40
Ausschluß der �ffentlichkeit 19

noch Sitzungen des BT
Einberufung von – 1 Abs. 1, 20

Abs. 1 u. 5, 21
Er�ffnung, Leitung und Schließung

der – 22
�ffentlichkeit der – 19
Ordnungsgewalt des Pr�s. 7 Abs. 1,

36 bis 41, 119 Abs. 2
Termin u. TO der – 20, 21, 22, 53 (c)
Unterbrechung
– wegen Beratungsunf�higkeit 45

Abs. 4
– wegen st�render Unruhe 40
Vertagung der – 26, 53 (d)

> Aussch�sse, TO, Sitzungsbe-
richte des BT

Sitzungsberichte des BT 116 bis 119
Aufnahme einer Erkl�rung zur Ab-

stimmung in – 31
Aufnahme schriftlicher Antworten

auf m�ndliche Fragen in – Anl. 4
Nr. 12

Einsicht in ungepr�fte Niederschrif-
ten von Reden 117

Pr�fung und Korrektur der – 117, 118
�berwachung der Berichtigung der

– durch Schriftf�hrer 9
Zwischenruf, Feststellung im –,

Streichung 119
> Amtliches Protokoll

Sitzungsvorstand 8, 45 Abs. 2, 51
Abs. 1

Sonderaussch�sse 54 Abs. 1
Staatsvertr�ge > Vertr�ge mit ausw�r-

tigen Staaten
St�ndige Aussch�sse 54
Stellenanteile der Fraktionen 12
Stellvertreter > Aussch�sse, Vizepr�si-

denten, Sitzungsvorstand
Stenographische Berichte > Sitzungs-

berichte des BT
Stimmengleichheit

– bei der Abstimmung 48 Abs. 2
– bei der Wahl des Pr�s. 2 Abs. 2

Stimmenmehrheit > Mehrheit
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Stimmenthaltung
Erkl�rung �ber – 31 Abs. 2
– bei Feststellung der Beschlußf�-

higkeit 45 Abs. 3
– bei namentlicher Abstimmung 52
– bei Z�hlung der Stimmen 51

Abs. 2
Stimmzettel, verdeckte 49

– bei Mißtrauensvotum 97 Abs. 2
– bei der Wahl des BK 4
– bei der Wahl eines anderen BK

nach abgelehntem Vertrauens-
antrag 98 Abs. 2

– bei der Wahl des Pr�s. 2 Abs. 1
– bei der Wahl des Wehrbeauftrag-

ten 113
St�rende Unruhe in BT-Sitzungen

40, 41 Abs. 2
Strafverfolgung > Immunit�tsangele-

genheiten
Streitsachen vor dem Bundesverfas-

sungsgericht 75 Abs. 1 (j)

T

Tagesordnung
– der Aussch�sse 61, 69a Abs. 1
– des BT 20, 53 (c)
Absetzung von der – 20 Abs. 3 u. 5
Absetzung dringlicher Gesetzent-

w�rfe von der – 99 Abs. 1
�nderung der – 20 Abs. 2, 3 u. 5, 21

Abs. 3
Aufsetzung auf die – 20 Abs. 2 u. 3
Aufsetzung auf die – auf Verlangen

20 Abs. 4, 62 Abs. 2, 101, 102,
Anl. 5 Nr. 2 (b) > Verlangen

Aufsetzung des Berichts bei Stel-
lungnahmen des Ausschusses f�r
die Angelegenheiten der Europ�-
ischen Union auf die – 93a Abs. 4

Aufsetzung dringlicher Gesetzent-
w�rfe auf die – 99 Abs. 1

noch Tagesordnung
Aufsetzung von Finanzvorlagen auf

die – 96 Abs. 3 u. 6
Aufsetzung von Rechtsverordnungen

auf die – 92
Aufsetzung von Sammel�bersichten

des Petitionsausschusses auf die –
112 Abs. 2

Aufsetzung von Stabilit�tsvorlagen
auf die – 94

Druck und Verteilung der – 20
Abs. 2

Festsetzung der – durch den Pr�s. 21
Abs. 1 u. 3

Feststellung der – 20 Abs. 2
Vereinbarung der – im �R 20 Abs. 1
Widerspruch gegen die – 20 Abs. 2

> außerhalb der TO
Tats�chliche Erkl�rung außerhalb

der TO 32
Technikfolgenanalysen 56a
Technische Arbeitsgemeinschaft 10

Abs. 5
Teilnahme an Ausschußsitzungen

> Ausschußsitzungen
Teilung der Frage 47, 53 (f)
Tonbandaufnahmen der Verhandlun-

gen des BT 116 Abs. 3
Trib�nen, Ordnung auf den – 41

Abs. 2

U

�bersendung beschlossener Gesetze
122

�berweisung an Aussch�sse > Aus-
schuß�berweisung

Unerledigte Gegenst�nde 125
Ung�ltige Stimmen bei Feststellung

der Beschlußf�higkeit 45 Abs. 3
Unionsdokumente 93
Unruhe, st�rende 40

SACHWEISER 152



Unterausschuß f�r Angelegenheiten
der Bibliothek, des Archivs und an-
derer Dokumentationen 6 Abs. 4

Unteraussch�sse 55
Unterbrechung der Sitzung

– wegen Beratungsunf�higkeit 45
Abs. 4

– wegen st�render Unruhe 40
Unterrichtung des BT (Berichte und

Materialien) 75 Abs. 1 (e)
Drucklegung und Verteilung von –

77 Abs. 2
Untersuchungsaussch�sse (Art. 44

GG) 54 Abs. 2, 75 Abs. 1 (k)
Unterzeichnung von Vorlagen von

Abg. 76 Abs. 1
> Antragsberechtigung

Urlaub der Abg. 14

V

Verb�nde, Registrierung Anl. 2
> Kommunale Spitzenverb�nde

Verbindung der Beratung 24, 81
Abs. 3

Verdeckte Stimmzettel 2 Abs. 1, 4,
49, 97 Abs. 2, 98 Abs. 2, 113

Verfahren zu Art. 113 GG 87
Verfahrensantr�ge > Gesch�ftsord-

nungsantr�ge
Verhaltensregeln f�r Mitglieder des

BT 18 Anl. 1
Verhandlungen > Aussprache, Bera-

tung, Beurkundung, Sitzungsbe-
richte des BT

Verlangen auf
Aktuelle Stunde (Fraktion oder

5 v. H. der Abg.) Anl. 5 Nr. 1 (b) u.
(c) u. Nr. 2

allgemeine Aussprache
– in 1., 2. u. 3. Beratung (Fraktion

oder 5 v. H. der Abg.) 79, 81
Abs. 1, 84

noch Verlangen
– statt Erweiterter �ffentlicher Aus-

schußberatung (ein Viertel der
Mitgl. des federf�hrenden Aus-
schusses) 69a Abs. 5

Aufruf einer Frage in der Frage-
stunde (ein Abg.) Anl. 4 Nr. 11
u. 15

Aufsetzung einer Vorlage von Abg.
auf die TO (Antragsteller) 20
Abs. 4

Aufsetzung des Berichts des Wehrbe-
auftragten auf die TO (Fraktion
oder 5 v. H. der Abg.) 114 Abs. 1

Aufsetzung dringlicher Gesetzent-
w�rfe auf die TO (BReg.) 99
Abs. 1

Aussetzung der Schlußabstimmung
(Fraktion oder 5 v. H. der Abg.)
86

Aussprache �ber Ausf�hrungen von
BReg. oder BRat (Fraktion oder
5 v. H. der Abg.) 44 Abs. 3, Anl. 5
Nr. 7

Aussprache �ber Berichte des Peti-
tionsausschusses (Fraktion oder
5 v. H. der Abg.) 112 Abs. 2

Beratung der Beantwortung von
Großen Anfragen (Fraktion oder
5 v. H. der Abg.) 101

Beratung von Großen Anfragen bei
Ablehnung der Beantwortung
(Fraktion oder 5 v. H. der Abg.)
102

Bericht �ber den Stand der Aus-
schußberatungen (Fraktion oder
5 v. H. der Abg.) 62 Abs. 2

Beteiligung einer Fraktion im Unter-
ausschuß (Fraktion) 55 Abs. 3

Einberufung des �R (Fraktion oder
5 v. H. der Abg.) 6 Abs. 1

Einberufung einer Ausschußsitzung
innerhalb des Zeitplanes (Fraktion
im Ausschuß oder ein Drittel der
Ausschußmitgl.) 60 Abs. 2
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noch Verlangen

Einberufung einer Ausschußsitzung
außerhalb des Zeitplanes (Fraktion
oder 5 v. H. der Abg.) 60 Abs. 3,
96a Abs. 1

Einberufung des BT (ein Drittel der
Abg.) 21 Abs. 2

Einsetzung einer Enquete-Kommis-
sion (ein Viertel der Abg.) 56
Abs. 1

Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses (Art. 44 GG; ein Viertel
der Abg.) 54 Abs. 2

erneute Worterteilung in der Aktuel-
len Stunde (Fraktion oder 5. v. H.
der Abg.) Anl. 5 Nr. 6

gutachtliche Beteiligung der Fach-
aussch�sse bei Haushaltsvorlagen
(Fachausschuß) 95 Abs. 1

Feststellung der Beschlußf�higkeit
im Ausschuß (ein Abg.) 67

Herbeirufung des Wehrbeauftragten
(Fraktion oder 5 v. H. der Abg.)
115 Abs. 2

namentliche Abstimmung (Fraktion
oder 5 v. H. der Abg.) 52

�ffentliche Anh�rung (ein Viertel
der Mitglieder des federf�hrenden
Ausschusses) 70 Abs. 1

Redezeit von 45 Minuten f�r einen
Redner einer Fraktion (Fraktion)
35 Abs. 1

entsprechende Redezeit nach l�nge-
ren Ausf�hrungen von BReg. oder
BRat (Fraktion) 35 Abs. 2

Teilnahme an Ausschußverhandlun-
gen �ber Petitionen (ein Abg.) 109
Abs. 2

Verschiebung der Abstimmung �ber
Entschließungsantr�ge (Fraktion
oder 5 v. H. der Abg.) 88 Abs. 2

noch Verlangen
Vorlage einer Auslegung der GO zur

Entscheidung durch den BT
(Pr�s., Fraktion oder 5 v. H. der
Abg., ein Ausschuß, ein Viertel
der Mitglieder des GO-Ausschus-
ses) 127 Abs. 1

Verlesen der Frage (ein Abg.) 47
Worterteilung an den Wehrbeauf-

tragten (Fraktion oder 5 v. H. der
Abg.) 115 Abs. 1

Worterteilung �ber die Fassung der
Frage (Abg.) 46

Verlesung
– der Frage 47
– nicht verteilter �nderungsantr�ge

82 Abs. 1
– von Schriftst�cken 9

Verlust der Mitgliedschaft 15
Vermittlungsausschuß (Art. 77 GG)

54 Abs. 2, 89, 90
Vertagung

– der Beratung 25 Abs. 2, 53 (e)
– der Sitzung 26, 53 (d)

> Absetzung von der TO
Verteidigungsausschuß

Einsetzung (Art. 45a GG) 54 Abs. 2
Behandlung der Berichte des Wehr-

beauftragten 114
Vertr�ge mit ausw�rtigen Staaten

Abstimmung �ber – 81 Abs. 4, 86
Beratung von – 78 Abs. 1 u. 3
Entschließungsantr�ge zu – 88
Unzul�ssigkeit von �nderungsantr�-

gen zu – 82 Abs. 2
– der BT-Verwaltung 7 Abs. 3

Vertrauensantrag des BK 98
Vertraulichkeit

– von Akten 17, Anl. 3
– von Ausschußberatungen 69

Abs. 2, 6 u. 7
Vertretung des BT 7 Abs. 1
Verwaltung des BT 7 Abs. 3 u. 4
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Vizepr�sident
Mitspracherecht bei Personalangele-

genheiten und Vertragsabschl�s-
sen 7 Abs. 3 u. 4

Vertretung des Pr�s. in der Leitung
der Sitzungen 8 Abs. 2

Vertretung des Pr�s. im Verhinde-
rungsfall 7 Abs. 5

Wahl der – 1 Abs. 4, 2
> Pr�sident, Pr�sidium

Vorentscheidung in Immunit�tsange-
legenheiten – Anl. 6 Nr. 8, 11, 12, 13,
B u. C.

Vorlagen 75, 76
Ablehnung von – in der 2. Beratung

83 Abs. 3
Beratung von – 78
– in Erweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a
– Druck und Verteilung von – 77
– Elektronische Eintragung 122a
– Finanzvorlagen 96
– Gesetzesvorlagen, dringliche

(Art. 81 GG) 99
– Haushaltsvorlagen 95
– Stabilit�tsvorlagen 94
– Unionsvorlagen 80, 93
– vereinfachte �berweisung von –

80 Abs. 4
> Abstimmung, Antr�ge, Bera-
tung, Ausschuß�berweisung

Vorsitzende der Aussch�sse 58, 59,
69a
> Aussch�sse, Ausschußsitzungen

Vortrag, freier 33

W

Wahl
– des BK 4
– eines Nachfolgers des BK bei Miß-

trauensvotum 97
– eines anderen BK nach abgelehn-

tem Vertrauensantrag 98

noch Wahl
– des Pr�s. 1 Abs. 4, 2
– der Schriftf�hrer 1 Abs. 4, 3
– des Sitzes einer Bundesbeh�rde 50
– der Vizepr�s. 1 Abs. 4, 2
– des Wehrbeauftragten 113
– mit verdeckten Stimmzetteln 2

Abs. 1, 4, 49, 97 Abs. 2, 98 Abs. 2,
113

Feststellung der erforderlichen
Mehrheit 48 Abs. 3

Stellenanteil der Fraktionen 12
Wiederholung einer – 20 Abs. 5, 45

Abs. 3
Wahlausschuß (Art. 94 Abs. 1 Satz 2

GG) 54 Abs. 2
Wahlperiode

Amtsdauer des Pr�s. und seiner
Stellv. 2 Abs. 1

unerledigte Gegenst�nde 125
Wahlpr�fung 15
Wahlpr�fungsausschuß 54 Abs. 2
Wahlvorschlag

– f�r BK 4, 97, 98
– f�r Pr�s. 2
– f�r Schriftf�hrer 3

Wahlzelle 49
Wehrbeauftragter des BT 113 bis 115

Berichte des – 114
Besch�ftigte des – 7 Abs. 5
Herbeirufung des – 115 Abs. 2
Wahl des – 113
Worterteilung an – 115 Abs. 1

Widerspruch
– gegen Absetzung einer Abstim-

mung oder Wahl (Fraktion oder
5 v. H. der Abg.) 20 Abs. 5

– gegen das Amtliche Protokoll (ein
Abg.) 120

– gegen Abstimmung �ber nicht
verteilte Antr�ge (Fraktion oder
5 v. H. der Abg.) 78 Abs. 2
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noch Widerspruch
– gegen vorzeitige Aufl�sung eines

Unterausschusses (ein Drittel der
Mitglieder des Ausschusses) 55
Abs. 2

– gegen Ausschuß�berweisung von
Entschließungsantr�gen (Antrag-
steller) 88 Abs. 2

– gegen Beratung von Verhand-
lungsgegenst�nden außerhalb der
TO (Fraktion oder 5 v. H. der
Abg.) 20 Abs. 3

– gegen Einsetzung eines Unteraus-
schusses (ein Drittel der Mitglie-
der des Ausschusses) 55 Abs. 1

– gegen Erledigterkl�rung von Vor-
lagen im Ausschuß (Fraktion im
Ausschuß) 64 Abs. 2

– gegen Erweiterung der TO eines
Ausschusses (Fraktion im Aus-
schuß) 61 Abs. 2

– gegen Fortsetzung der Aussprache
im Ausschuß nach einem – Ver-
langen auf Feststellung der Be-
schlußf�higkeit (ein Abg.) 67

– gegen Fragestellung (ein Abg.) 46
– gegen die Stellungnahme des Aus-

schusses f�r Angelegenheiten der
Europ�ischen Union zu einer Uni-
onsvorlage durch einen Fachaus-
schuß 93a Abs. 3

– gegen die TO des BT vor ihrer
Feststellung (ein Abg.) 20 Abs. 2

– gegen Vorentscheidung in Immu-
nit�tsangelegenheiten (ein Abg.)
Anl. 6 Nr. 13
> Einspruch

Wiederer�ffnung der Aussprache 44
Wiederholung der Abstimmung oder

Wahl 20 Abs. 5
Wortentziehung

– nach dreimaligem Sach- oder Ord-
nungsruf 37

– bei �berschreitung der Redezeit
35 Abs. 3

Worterteilung 27
– an Antragsteller u. Berichterstatter

28 Abs. 2
– im Ausschuß 59 Abs. 2
– in der Aktuellen Stunde Anl. 5

Nr. 8
– an BReg. und BRat 44
– zur Erkl�rung zur Abstimmung 31
– zur Erkl�rung außerhalb der TO

32
– zur Erkl�rung zur Aussprache 30
– in Eweiterten �ffentlichen Aus-

schußberatungen 69a Abs. 3
– zur GO 29, 46
– zu Zwischenfragen 27 Abs. 2
– an Wehrbeauftragten 115 Abs. 1
Reihenfolge bei – 28
Zwischenbemerkung bei – 27 Abs. 2

Wortmeldungen > Worterteilung

Z

Z�hlung der Stimmen 51
– bei Abstimmung �ber Einspruch

des BRates 91
– bei Zweifel �ber das Ergebnis der

Abstimmung 51
– zur Feststellung der Beschlußf�-

higkeit 45 Abs. 2
– durch die Schriftf�hrer 9, 51

Abs. 2, 52
Zeitdauer einer Aussprache 35, Anl. 5

Nr. 6
Zeitplan > Arbeitsplan des BT
Zuh�rer

– in Ausschußsitzungen 69
– in BT-Sitzungen 41

Zuleitung beschlossener Gesetze 122
Zur�ckverweisung an Aussch�sse 82

Abs. 3, 85, 87 Abs. 2
Zusammenstellung der �nderungen

in 2. u. 3. Beratung 83 Abs. 1, 86
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Zusatzfragen in der Fragestunde
Anl. 4 Nr. 3 bis 5

Zustimmung
– des BT zur Fraktionsbildung 10

Abs. 1
– des Redners zur Einsicht in die

ungepr�fte Niederschrift seiner
Rede 117

– des Pr�s. u. der Beteiligten zur
Streichung von Zwischenrufen 119

Zustimmungsbed�rftige Rechtsver-
ordnungen 92

Zweite Beratung 80 Abs. 2, 81 bis 83,
96 Abs. 7 u. 8
Ablehnung aller Teile eines Geset-

zentwurfes in – 83 Abs. 3

noch Zweite Beratung
Abstimmung in – 81 Abs. 2 u. 4
�nderungsantr�ge in – 82, 83
Beginn der – 81 Abs. 1
Einzelberatung in – 81 Abs. 2

Zur�ckverweisung w�hrend – 82
Abs. 3

Zwischenbemerkung (Kurzinterven-
tion) 27 Abs. 2

Zwischenberichte
– von Aussch�ssen 62 Abs. 2
– von Enquete-Kommissionen 56

Abs. 4
Zwischenfragen 27 Abs. 2 Satz 1
Zwischenruf 119
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